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RICHTLINIE 2012/27/EU DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS
UND DES RATES

vom 25. Oktober 2012

zur Energiceffizienz, zur Anderung der Richtlinien 2009/125/EG
und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG
und 2006/32/EG

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

KAPITEL 1

GEGENSTAND, GELTUNGSBEREICH, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN
UND ENERGIEEFFIZIENZZIELE

Artikel 1
Gegenstand und Geltungsbereich

(1)  Mit dieser Richtlinie wird ein gemeinsamer Rahmen fiir Maf3-
nahmen zur Forderung der Energieeffizienz in der Union geschaffen,
um sicherzustellen, dass die iibergeordneten Energieeffizienzziele der
Union von 20 % bis 2020, sowie ihre iibergeordneten Energieeffizienz-
ziele von mindestens 32,5 % bis 2030, erreicht werden, und um weitere
Energieeffizienzverbesserungen iiber die genannten Zeitpunkte hinaus
vorzubereiten.

Diese Richtlinie legt Regeln fest, mit denen Hemmnisse im Energie-
markt und Marktversagen, die der Effizienz bei der Energieversorgung
und -nutzung entgegenstehen, beseitigt werden sollen; ferner ist die
Festlegung indikativer nationaler Energieeffizienzziele und -beitrdge
bis 2020 und 2030 vorgesehen.

Diese Richtlinie dient der Umsetzung des Prinzips Energieeffizienz an
erster Stelle (energy efficiency first).

(2)  Bei den Anforderungen dieser Richtlinie handelt es sich um Min-
destanforderungen; sie hindern die einzelnen Mitgliedstaaten nicht da-
ran, strengere MaBnahmen beizubehalten oder zu ergreifen. Solche
MaBnahmen miissen mit dem Unionsrecht vereinbar sein. Sehen einzel-
staatliche Rechtsvorschriften strengere Mafinahmen vor, so notifizieren
die Mitgliedstaaten der Kommission diese Rechtsvorschriften.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck

1. ,Energie“ alle Formen von Energieerzeugnissen, Brennstoffe,
Wiérme, Energie aus erneuerbaren Quellen, Elektrizitit oder Energie
in jeder anderen Form gemif3 der Definition in Artikel 2 Buchstabe
d der Verordnung (EG) Nr. 1099/2008 des Europdischen Par-
laments und des Rates vom 22. Oktober 2008 iiber die Energie-
statistik (1);

2. ,,Primdrenergieverbrauch“ den Bruttoinlandsverbrauch ohne nicht-
energetische Nutzungsformen;

() ABL L 304 vom 14.11.2008, S. 1.
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10.

11.

12.

13.

,Endenergieverbrauch“ die gesamte an die Industrie, den Verkehrs-
sektor, die Haushalte, den Dienstleistungssektor und die Landwirt-
schaft gelieferte Energie. Nicht eingeschlossen sind Lieferungen an
den Energieumwandlungssektor sowie an die Energiewirtschaft
selbst;

,Energieeffizienz“ das Verhiltnis von Ertrag an Leistung, Dienst-
leistungen, Waren oder Energie zu Energieeinsatz;

,EBnergieeinsparungen® die eingesparte Energiemenge, die durch
Messung und/oder Schétzung des Verbrauchs vor und nach der
Umsetzung einer MaBinahme zur Energieeffizienzverbesserung und
bei gleichzeitiger Normalisierung der den Energieverbrauch beein-
flussenden &uBeren Bedingungen ermittelt wird;

»Energieeffizienzverbesserung® die Steigerung der Energieeffizienz
als Ergebnis technischer, verhaltensbezogener und/oder wirtschaft-
licher Anderungen;

,Energiedienstleistung™ den physischen Nutzeffekt, den Nutzwert
oder die Vorteile, die aus einer Kombination von Energie mit ener-
gieeffizienter Technologie oder mit Maflnahmen gewonnen werden,
die die erforderlichen Betriebs-, Instandhaltungs- und Kontrollakti-
vitdten zur Erbringung der Dienstleistung beinhalten konnen; sie
wird auf der Grundlage eines Vertrags erbracht und fiihrt unter
normalen Umstdnden erwiesenermaflen zu iberpriifbaren und
mess- oder schitzbaren Energieeffizienzverbesserungen oder Pri-
mérenergieeinsparungen;

,offentliche Einrichtungen® die ,,6ffentlichen Auftraggeber gemal
der Definition in der Richtlinie 2004/18/EG des Européischen Par-
laments und des Rates vom 31. Mérz 2004 iiber die Koordinierung
der Verfahren zur Vergabe offentlicher Bauauftrage, Lieferauftrige
und Dienstleistungsauftrage (1);

»Zentralregierung® alle Verwaltungseinheiten, deren Zusténdigkeit
sich auf das gesamte Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats erstreckt;

,,Gesamtnutzflache* die Flache von Gebduden oder Gebaudeteilen,
in denen Energie zur Konditionierung des Innenraumklimas ver-
wendet wird;

,Energiemanagementsystem“ eine Reihe miteinander verbundener
oder interagierender Elemente eines Plans, in dem ein Energieeffi-
zienzziel und eine Strategie zur Erreichung dieses Ziels festgelegt
werden;

»Buropdische Norm* eine Norm, die vom Europdischen Komitee
fiir Normung, dem Europdischen Komitee fiir elektrotechnische
Normung oder dem Europdischen Institut fiir Telekommunikations-
normen verabschiedet und zur offentlichen Verwendung bereit-
gestellt wurde;

,internationale Norm*“ eine Norm, die von der Internationalen
Normungsorganisation (ISO) verabschiedet und fiir die Offentlich-
keit bereitgestellt wurde;

() ABL L 134 vom 30.4.2004, S. 114.
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14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

,verpflichtete Partei” einen Energieverteiler oder ein Energieeinzel-
handelsunternehmen, der bzw. das den nationalen Energieeffizienz-
verpflichtungssystemen des Artikels 7 unterliegt;

,beauftragte Partei eine juristische Person, der vom Staat oder
einer anderen Offentlichen Einrichtung die Befugnis iibertragen
wurde, im Auftrag der Regierung oder einer anderen o6ffentlichen
Einrichtung eine Finanzierungsregelung auszuarbeiten, zu verwalten
und umzusetzen;

,teilnehmende Partei” ein Unternehmen oder eine 6ffentliche Ein-
richtung, die sich verpflichtet hat, im Rahmen einer freiwilligen
Vereinbarung bestimmte Ziele zu erreichen, oder die unter ein na-
tionales ordnungsrechtliches Instrument fillt;

»durchfiihrende Behorde” eine Verwaltungseinheit, die fiir die An-
wendung oder Kontrolle in Bezug auf Energie- oder CO,-Besteue-
rung, Finanzregelungen und -instrumente, steuerliche Anreize, Stan-
dards und Normen, Energiekennzeichnungssysteme, berufliche oder
allgemeine Ausbildung zustdndig ist;

»strategische MaBnahme® ein in einem Mitgliedstaat formlich einge-
richtes und verwirklichtes Regulierungs-, Finanz-, Fiskal-, Fakulta-
tiv- oder Informationsinstrument zur Schaffung eines unterstiitzen-
den Rahmens oder Auflagen oder Anreize fiir Marktteilnehmer,
damit sie Energiedienstleistungen erbringen und kaufen und weitere
energieeffizienzverbessernde Maflnahmen ergreifen;

,EBinzelmaBnahme*“ eine Malinahme, die zu {iberpriifbaren und
mess- oder schitzbaren Energieeffizienzverbesserungen fithrt und
infolge einer strategischen MaBnahme ergriffen wird;

,Energieverteiler* eine natiirliche oder juristische Person, ein-
schlieBlich eines Verteilernetzbetreibers, die fiir den Transport von
Energie zur Abgabe an Endkunden oder an Verteilerstationen, die
Energie an Endkunden verkaufen, verantwortlich ist;

,Verteilernetzbetreiber” einen Verteilernetzbetreiber geméfl der De-
finition in der Richtlinie 2009/72/EG bzw. der Richtlinie
2009/73/EG;

,Energieeinzelhandelsunternehmen® eine natiirliche oder juristische
Person, die Energie an Endkunden verkauft;

»Endkunde® eine natiirliche oder juristische Person, die Energie fiir
den eigenen Endverbrauch kauft;

,Energiedienstleister” eine natiirliche oder juristische Person, die
Energiedienstleistungen oder andere MafBnahmen zur Energieeffi-
zienzverbesserung in den Einrichtungen oder Rdumlichkeiten eines
Endkunden erbringt bzw. durchfiihrt;
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25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

32.

33.

34.

,Energieaudit” ein systematisches Verfahren zur Erlangung ausrei-
chender Informationen iiber das bestehende Energieverbrauchsprofil
eines Gebdudes oder einer Gebidudegruppe, eines Betriebsablaufs
oder einer industriellen oder gewerblichen Anlage in der Industrie
oder im Gewerbe oder privater oder 6ffentlicher Dienstleistungen,
zur Ermittlung und Quantifizierung der Moglichkeiten fiir kosten-
wirksame Energieeinsparungen und zur Erfassung der Ergebnisse in
einem Bericht;

»kleine und mittlere Unternehmen® oder ,,KMU®“ Unternehmen ge-
mafl der Definition in Titel I des Anhangs der Empfehlung
2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die
Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren
Unternehmen ('); die Kategorie der Kleinstunternehmen sowie der
kleinen und mittleren Unternehmen setzt sich aus Unternehmen
zusammen, die weniger als 250 Personen beschéftigen und die
entweder einen Jahresumsatz von hochstens 50 Mio. EUR erzielen
oder deren Jahresbilanzsumme sich auf hochstens 43 Mio. EUR
belauft;

,Energieleistungsvertrag® eine vertragliche Vereinbarung zwischen
dem Begiinstigten und dem Erbringer einer MaBnahme zur Ener-
gieeffizienzverbesserung, die wihrend der gesamten Vertragslauf-
zeit einer Uberpriifung und Uberwachung unterliegt und in deren
Rahmen Investitionen (Arbeiten, Lieferungen oder Dienstleistun-
gen) in die betreffende MaBnahme zur Energieeffizienzverbesserung
in Bezug auf einen vertraglich vereinbarten Umfang an Energieef-
fizienzverbesserungen oder ein anderes vereinbartes Energieleis-
tungskriterium, wie finanzielle Einsparungen, getétigt werden;

»intelligentes Verbrauchserfassungssystem* ein elektronisches Sys-
tem zur Messung des Energieverbrauchs, wobei mehr Informationen
angezeigt werden als bei einem herkommlichen Zéhler, und Daten
auf einem elektronischen Kommunikationsweg iibertragen und emp-
fangen werden konnen;

,,Ubertragungsnetzbetreiber“ bzw. ,,Fernleitungsnetzbetreiber” einen
Ubertragungsnetzbetreiber gemiB der Definition in der Richtlinie
2009/72/EG bzw. einen Fernleitungsnetzbetreiber gemdf der Defini-
tion in der Richtlinie 2009/73/EG;

,.Kraft-Warme-Kopplung* (KWK) die gleichzeitige Erzeugung ther-
mischer Energie und elektrischer oder mechanischer Energie in
einem Prozess;

»wirtschaftlich vertretbarer Bedarf“ den Bedarf, der die bendtigte
Wiérme- oder Kiihlungsleistung nicht tiberschreitet und der sonst
durch andere Energieerzeugungsprozesse als KWK zu Marktbedin-
gungen gedeckt wiirde;

»Nutzwiarme® die in einem KWK-Prozess zur Befriedigung eines
wirtschaftlich vertretbaren Warme- oder Kiihlbedarfs erzeugte
Wiérme;

»in KWK erzeugter Strom* Strom, der in einem Prozess erzeugt
wurde, der an die Erzeugung von Nutzwirme gekoppelt ist und der
gemdf der in Anhang I festgelegten Methode berechnet wird;

,hocheffiziente Kraft-Warme-Kopplung* die KWK, die den in An-
hang II festgelegten Kriterien entspricht;

() ABL L 124 vom 20.5.2003, S. 36.
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35.

36.

37.

38.

39.

40.

41.

42.

43.

44.

45.

»Gesamtwirkungsgrad® die Summe der jéhrlichen Erzeugung von
Strom, mechanischer Energie und Nutzwédrme im Verhéltnis zum
Brennstoff, der fiir die in KWK erzeugte Warme und die Brutto-
erzeugung von Strom und mechanischer Energie eingesetzt wurde;

,,Kraft-Wiarme-Verhiltnis bzw. ,,Stromkennzahl“ das anhand der
Betriebsdaten des spezifischen Blocks berechnete Verhéltnis von
KWK-Strom zu Nutzwidrme im vollstindigen KWK-Betrieb;

»KWK-Block® einen Block, der fiir den KWK-Betrieb geeignet ist;

»KWK-Kleinanlage® eine KWK-Anlage mit einer installierten Ka-
pazitit von weniger als 1 MW,;

»KWK-Kleinstanlage* eine KWK-Anlage mit einer Hochstkapazitit
von weniger als 50 kW;

,,Geschossflichenzahl“ das Verhiltnis von Geschossfliche zur
Grundstiicksfliche auf einem bestimmten Grundstiick;

»effiziente Fernwédrme- und Fernkélteversorgung® ein Fernwirme-
oder Fernkiltesystem, das mindestens 50 % erneuerbare Energien,
50 % Abwirme, 75 % KWK-Wairme oder 50 % einer Kombination
dieser Energien und dieser Wérme nutzt;

neffiziente Wéarme- und Kélteversorgung® eine Maoglichkeit der
Wiérme- bzw. Kilteversorgung, die — ausweislich der Kosten-Nut-
zen-Analyse gemill dieser Richtlinie — gegeniiber einem Aus-
gangsszenario, das den iiblichen Rahmenbedingungen entspricht,
die Menge an Primirenergie, die zur Bereitstellung einer Einheit
der gelieferten Energie benétigt wird, innerhalb einer mafigeblichen
Systemgrenze auf kostenwirksame Weise messbar reduziert, wobei
der fiir Gewinnung, Umwandlung, Beforderung und Verteilung er-
forderlichen Energie Rechnung getragen wird,;

»effiziente individuelle Wéarme- und Kalteversorgung® eine Mog-
lichkeit der individuellen Wiarme- und Kaélteversorgung, die gegen-
iiber effizienter Fernwédrme- und Fernkélteversorgung die Menge an
Primérenergie aus nicht erneuerbaren Quellen, die zur Bereitstellung
einer Einheit der gelieferten Energie benétigt wird, innerhalb einer
mafBgeblichen Systemgrenze messbar reduziert oder die gleiche
Menge an Primédrenergie aus nicht erneuerbaren Quellen, aber zu
niedrigeren Kosten bendtigt, wobei der fiir Gewinnung, Umwand-
lung, Beforderung und Verteilung erforderlichen Energie Rechnung
getragen wird;

»erhebliche Modernisierung™ eine Modernisierung, deren Kosten
mehr als 50 % der Investitionskosten fiir eine neue vergleichbare
Anlage betragen;

HAggregator® ein Lastmanagement-Dienstleister, der verschiedene
kurzfristige Verbraucherlasten zwecks Verkauf oder Auktion in or-
ganisierten Energiemarkten biindelt.
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Artikel 3

Energieeffizienzziele

(1)  Jeder Mitgliedstaat legt ein indikatives nationales Energieeffi-
zienzziel fest, das sich entweder auf den Primérenergie- oder den End-
energieverbrauch oder auf die Primérenergie- oder Endenergieeinsparun-
gen oder auf die Energieintensitdt bezieht. Die Mitgliedstaaten {ibermit-
teln diese Ziele an die Kommission gemifl Artikel 24 Absatz 1 und
Anhang XIV Teil 1. Dabei driicken sie diese Ziele auch als absoluten
Wert des Primérenergieverbrauchs und des Endenergieverbrauchs im
Jahr 2020 aus und erldutern, wie und auf Grundlage welcher Daten
dieser Wert berechnet wurde.

Bei der Festlegung dieser Ziele beriicksichtigen die Mitgliedstaaten Fol-
gendes:

a) der Energieverbrauch der Union im Jahr 2020 darf nicht mehr als
1 483 Mio. t ROE Primérenergie oder nicht mehr als 1 086 Mio. t
ROE Endenergie betragen,

b) die in dieser Richtlinie vorgesehenen Mafinahmen,

¢) die Maflnahmen zur Erreichung der gemill Artikel 4 Absatz 1 der
Richtlinie 2006/32/EG verabschiedeten nationalen Energieeinspar-
ziele und

d) sonstige Maflnahmen zur Férderung der Energieeffizienz in den Mit-
gliedstaaten und auf Unionsebene.

Bei der Festlegung dieser Ziele konnen die Mitgliedstaaten auch die
sich auf den Primérenergieverbrauch auswirkenden nationalen Gegeben-
heiten beriicksichtigen — wie beispielsweise:

a) das verbleibende Potenzial fiir kostenwirksame Energieeinsparungen,
b) die Entwicklung und Prognosen des BIP,
¢) Verdanderungen der Energieeinfuhren und -ausfuhren,

d) die Weiterentwicklung aller Quellen fiir erneuerbare Energien, Kern-
energie sowie CO,-Abscheidung und -Speicherung und

e) frithzeitig getroffene Mafinahmen.

(2) Die Kommission bewertet bis zum 30. Juni 2014 die erzielten
Fortschritte und beurteilt, ob die Union die Vorgabe eines Energiever-
brauchs von nicht mehr als 1483 Mio. t ROE an Primirenergie und/
oder nicht mehr als 1086 Mio. t ROE an Endenergie im Jahr 2020
voraussichtlich erreichen wird.

(3)  Bei der Uberpriifung nach Absatz 2 verfihrt die Kommission wie
folgt:

a) Sie addiert die von den Mitgliedstaaten gemeldeten indikativen na-
tionalen Energieeffizienzziele.

b) Sie beurteilt, ob die Summe dieser Zicle als zuverldssiger Anhalts-
punkt dafiir angesehen werden kann, ob die Union insgesamt auf
dem richtigen Weg ist, wobei sie die Auswertung des ersten Jahres-
berichts nach Artikel 24 Absatz 1 und die Auswertung der Nationa-
len Energieeffizienz-Aktionspldne nach Artikel 24 Absatz 2 beriick-
sichtigt.
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c) Sie trigt der ergidnzenden Analyse Rechnung, die sich ergibt aus

i) einer Bewertung der Fortschritte beim Energieverbrauch und
beim Energieverbrauch im Verhéltnis zur Wirtschaftstitigkeit
auf Unionsebene, einschliellich der Fortschritte bei der Effizienz
der Energieversorgung in Mitgliedstaaten, deren nationale indika-
tive Ziele auf dem Endenergieverbrauch oder Endenergieeinspa-
rungen beruhen, einschlieBlich der Fortschritte dieser Mitglied-
staaten bei der Einhaltung des Kapitels III dieser Richtlinie;

ii) den Ergebnissen von Modellrechnungen in Bezug auf zukiinftige
Entwicklungen beim Energieverbrauch auf Unionsebene.

d) Sie vergleicht die Ergebnisse nach Buchstaben a bis ¢ mit den Ener-
gieverbrauchswerten, die erforderlich wéren, um einen Energiever-
brauch von nicht mehr als 1483 Mio. t ROE an Primirenergie und/
oder nicht mehr als 1 086 Mio. t ROE an Endenergie im Jahr 2020
zu erreichen.

(4) Die Kommission priift bis zum 31. Oktober 2022, ob die Union
ihre tibergeordneten Ziele zur Energieeffizienz fiir 2020 erreicht hat.

(5) Jeder Mitgliedstaat legt gemdl den Artikeln 4 und 6 der Ver-
ordnung (EU) 2018/1999 des Européischen Parlaments und des Rates (1)
indikative nationale Energieeffizienzbeitrage zur Erreichung der in Ar-
tikel 1 Absatz 1 der vorliegenden Richtlinie genannten Ziele der Union
fiir 2030 fest. Bei der Festlegung dieser Beitrdge berticksichtigen die
Mitgliedstaaten, dass der Energieverbrauch der Union im Jahr 2030
héchstens 1128 Mio. t ROE an Primirenergie und/oder hdchstens
846 Mio. t ROE an Endenergie betragen darf. Die Mitgliedstaaten teilen
diese Beitridge der Kommission als Teil ihrer — in den Artikeln 3 und 7
bis 12 der Verordnung (EU) 2018/1999 genannten — integrierten na-
tionalen Energie- und Klimapléne und nach dem Verfahren jener Ar-
tikel jener Verordnung mit.

(6) Die in Artikel 1 Absatz 1 festgelegten ilibergeordneten Ziele der
Union zur Energieeffizienz fiir 2030 werden von der Kommission be-
wertet, um bis 2023 einen Gesetzgebungsvorschlag vorzulegen, mit dem
Ziel, diese Zielvorgaben nach oben zu korrigieren, falls sich aufgrund
wirtschaftlicher oder technischer Entwicklungen wesentliche Kostensen-
kungen ergeben oder wenn es ndtig ist, um die internationalen Ver-
pflichtungen der Union in Bezug auf die Dekarbonisierung zu erfiillen.

KAPITEL 1II
EFFIZIENZ BEI DER ENERGIENUTZUNG

(") Verordnung (EU) 2018/1999 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 11. Dezember 2018 iiber das Governance-System fiir die Energieunion
und fiir den Klimaschutz, zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 663/2009
und (EG) Nr. 715/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates, der
Richtlinien 94/22/EG, 98/70/EG, 2009/31/EG, 2009/73/EG, 2010/31/EU,
2012/27/EU und 2013/30/EU des Europidischen Parlaments und des Rates,
der Richtlinien 2009/119/EG und (EU) 2015/652 des Rates und zur Auf-
hebung der Verordnung (EU) Nr. 525/2013 des Europdischen Parlaments
und des Rates (ABIL. L 328 vom 21.12.2018, S. 1).
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Artikel 5
Vorbildcharakter der Gebiude offentlicher Einrichtungen

(1)  Unbeschadet des Artikels 7 der Richtlinie 2010/31/EU sorgt jeder
Mitgliedstaat dafiir, dass ab dem 1. Januar 2014 jéhrlich 3 % der Ge-
samtfliche beheizter und/oder gekiihlter Gebdude, die sich im Eigentum
seiner Zentralregierung befinden und von ihr genutzt werden, mindes-
tens nach den Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz re-
noviert werden, die er in Anwendung von Artikel 4 der Richtlinie
2010/31/EU festgelegt hat.

Die 3%-Quote wird berechnet nach der Gesamtfliche von Gebauden,
die sich in dem betreffenden Mitgliedstaat im Eigentum der Zentral-
regierung befinden und von ihr genutzt werden, wenn deren Gesamt-
nutzfliche mehr als 500 m? betrigt, und die am 1. Januar eines jeden
Jahres die gemidl3 Artikel 4 der Richtlinie 2010/31/EU festgelegten na-
tionalen Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz nicht er-
fiillen. Diese Schwellenwerte werden ab dem 9. Juli 2015 auf 250 m?
gesenkt.

Verlangt ein Mitgliedstaat, dass die Pflicht, jedes Jahr 3 % der Gesamt-
fliche zu renovieren, auch fiir Flichen von solchen Gebduden gilt, die
sich im Eigentum von Verwaltungseinheiten auf einer Ebene unterhalb
der Zentralregierung befinden und von ihnen genutzt werden, so wird
die 3%-Quote berechnet nach der Gesamtfliche von Gebéuden, die sich
in dem betreffenden Mitgliedstaat im Eigentum der Zentralregierung
und dieser nachgeordneten Verwaltungseinheiten befinden und von ihr
bzw. ihnen genutzt werden, wenn deren Gesamtnutzfliche mehr als
500 m? bzw. ab dem 9. Juli 2015 mehr als 250 m? betrigt, und die
am 1. Januar eines jeden Jahres die gemél Artikel 4 der Richtlinie
2010/31/EU festgelegten nationalen Mindestanforderungen an die Ge-
samtenergieeffizienz nicht erfiillen.

Bei der Durchfithrung von Mallnahmen zur umfangreichen Renovierung
von Gebduden der Zentralregierung gemifl Unterabsatz 1 konnen die
Mitgliedstaaten entscheiden, das Gebdude als Ganzes zu betrachten,
einschlieBlich der Gebéudehiille, der gebdudetechnischen Ausriistung,
des Betriebs und der Instandhaltung.

Die Mitgliedstaaten verlangen, dass die Gebdude der Zentralregierung
mit der schlechtesten Gesamtenergieeffizienz bei der Durchfiihrung von
EnergieeffizienzmaBnahmen Vorrang erhalten, sofern dies kostenwirk-
sam durchfiihrbar und technisch machbar ist.

(2) Die Mitgliedstaaten konnen beschlielen, die in Absatz 1 genann-
ten Anforderungen bei den folgenden Gebdudekategorien nicht festzule-
gen oder anzuwenden:

a) Gebiude, die als Teil eines ausgewiesenen Umfelds oder aufgrund
ihres besonderen architektonischen oder historischen Werts offiziell
geschiitzt sind, soweit die Einhaltung bestimmter Mindestanforderun-
gen an die Gesamtenergieeffizienz eine unannehmbare Verdnderung
ihrer Eigenart oder ihrer duleren Erscheinung bedeuten wiirde;

b) Gebdude, die sich im Eigentum der Streitkrifte oder der Zentral-
regierung befinden und Zwecken der nationalen Verteidigung dienen
auer Einzelunterkiinften oder Biirogebduden der Streitkrifte und
anderer Bediensteter der nationalen Verteidigungsbehorden;

¢) Gebdude, die fir Gottesdienst und religiose Zwecke genutzt werden.

(3) Renoviert ein Mitgliedstaat in einem bestimmten Jahr mehr als
3 % der Gesamtnutzfliche von Gebduden der Zentralregierung, kann er
den erzielten Uberschuss auf die jihrliche Renovierungsquote der drei
vorangegangenen oder darauffolgenden Jahre anrechnen.
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(4) Die Mitgliedstaaten konnen auf die jdhrliche Renovierungsquote
der Gebédude der Zentralregierung neue Gebdude anrechnen, die in ihr
Eigentum iibergegangen sind und von ihr genutzt werden und die als
Ersatz fiir bestimmte, in einem der zwei vorangegangenen Jahre abge-
rissene Gebdude der Zentralregierung dienen; dies gilt auch fiir Ge-
bdude, die aufgrund einer intensiveren Nutzung anderer Gebdude in
einem der zwei vorangegangenen Jahre verkauft, abgerisssen oder aufler
Dienst gestellt wurden.

(5) Fir die Zwecke des Absatzes 1 erstellen die Mitgliedstaaten bis
zum 31. Dezember 2013 ein Inventar der beheizten und/oder gekiihlten
Gebdude, die sich im Eigentum der Zentralregierung befinden und eine
Gesamtnutzfliche von mehr als 500 m* bzw. ab 9. Juli 2015 von mehr
als 250 m* aufweisen, wobei die nach Absatz 2 freigestellten Gebiude
ausgenommen sind, und machen dieses Offentlich zugénglich. In dem
Inventar ist Folgendes anzugeben:

a) die Gesamtnutzfliche in m* und

b) die Gesamtenergiceffizienz jedes Gebdudes oder relevante Energie-
daten.

(6) Unbeschadet des Artikels 7 der Richtlinie 2010/31/EU koénnen
die Mitgliedstaaten alternativ zu den Absétzen 1 bis 5 dieses Artikels
vorgehen, indem sie andere kostenwirksame Maflnahmen einschlieBlich
umfassender Renovierungen und MaBnahmen zur Anderung des Ver-
haltens der Gebdudenutzer ergreifen, um bis 2020 Energieeinsparungen
zu erreichen, die mindestens dem nach Absatz 1 vorgeschriebenen Um-
fang der in Frage kommenden Gebédude, die sich im Eigentum der
Zentralregierung befinden und von ihr genutzt werden, entsprechen;
die MaBnahmen werden jédhrlich gemeldet.

Fiir die Zwecke der alternativen Vorgehensweise konnen die Mitglied-
staaten die Energieeinsparungen, die aufgrund der Absitze 1 bis 4 er-
reicht wiirden, anhand geeigneter Standardwerte fiir den Energiever-
brauch von Referenzgebduden der Zentralregierung vor und nach der
Renovierung und entsprechend der geschétzten Gesamtnutzfldche ihres
Gebdudebestands schitzen. Die Kategorien der Referenzgebdude der
Zentralregierung miissen reprisentativ fiir diesen Gebdudebestand sein.

Die Mitgliedstaaten, die sich fiir die alternative Vorgehensweise ent-
scheiden, teilen der Kommission bis zum 31. Dezember 2013 die alter-
nativen MaBnahmen mit, die sie zu treffen beabsichtigen, und legen dar,
wie sie eine gleichwertige Verbesserung der Energieeffizienz der Ge-
baude, die sich im Eigentum der Zentralregierung befinden, erreichen
wiirden.

(7) Die Mitgliedstaaten ermutigen die offentlichen Einrichtungen,
auch auf regionaler und lokaler Ebene, und die offentlich-rechtlichen
Sozialwohnungstriager, unter gebiithrender Beriicksichtigung ihrer jewei-
ligen Befugnisse und Verwaltungsstruktur dazu,

a) einen Energieeffizienzplan mit speziellen Energieeinspar- und Ener-
gieeffizienzzielen und -mafnahmen einzeln oder als Teil eines um-
fassenderen Klimaschutz- oder Umweltplans zu verabschieden, um
so dem Vorbildcharakter der Gebdude der Zentralregierung nach den
Absitzen 1, 5 und 6 Rechnung zu tragen;

b) ein Energiemanagementsystem einschlieBlich Energieaudits als Be-
standteil der Umsetzung ihres Plans einzufiihren;
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c) gegebenenfalls auf Energiedienstleistungsunternehmen und Energie-
leistungsvertrage zuriickzugreifen, um Renovierungen zu finanzieren
und Pléne zur langfristigen Aufrechterhaltung oder Verbesserung der
Energieeffizienz durchzufiihren.

Artikel 6
Beschaffung durch 6ffentliche Einrichtungen

(1)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Zentralregierungen nur
Produkte, Dienstleistungen und Gebdude mit hoher Energieeftizienz be-
schaffen, soweit dies gemdB Anhang III mit den Aspekten Kostenwirk-
samkeit, wirtschaftliche Tragfahigkeit, Nachhaltigkeit im weiteren Sinne
und technische Eignung sowie ausreichender Wettbewerb zu verein-
baren ist.

Die Verpflichtung gemal Unterabsatz 1 gilt fiir Vertrdge iiber die Be-
schaffung von Produkten, Dienstleistungen und Gebéduden durch 6ffent-
liche Einrichtungen insoweit, als der Auftragswert mindestens so hoch
ist wie die in Artikel 7 der Richtlinie 2004/18/EG aufgefiihrten Schwel-
lenwerte.

(2) Die Verpflichtung gemdfl Absatz 1 gilt fiir die Vertrdge der
Streitkrdfte nur insoweit, wie ihre Anwendung nicht im Gegensatz zu
der Art und dem Hauptziel der Tatigkeiten der Streitkréfte steht. Die
Verpflichtung gilt nicht fiir Vertrdge tiber die Lieferung von Militér-
ausriistung im Sinne der Richtlinie 2009/81/EG des Europédischen Par-
laments und des Rates vom 13. Juli 2009 {iber die Koordinierung der
Verfahren zur Vergabe bestimmter Bau-, Liefer- und Dienstleistungs-
auftrdge in den Bereichen Verteidigung und Sicherheit (1).

(3) Die Mitgliedstaaten ermuntern die Offentlichen Einrichtungen,
auch auf regionaler und lokaler Ebene, unter gebiihrender Beriicksich-
tigung ihrer jeweiligen Befugnisse und Verwaltungsstruktur dazu, dem
Vorbild der Zentralregierungen zu folgen und nur Produkte, Dienstleis-
tungen und Gebdude mit hoher Energieeffizienz zu beschaffen. Die
Mitgliedstaaten ermuntern die 6ffentlichen Einrichtungen, bei der Ver-
gabe von Dienstleistungsauftragen, die in erheblichem Malle energiever-
brauchsrelevant sind, die Moglichkeit zu priifen, langfristige Energie-
leistungsvertrdge zu schlieBen, die langfristige Energieeinsparungen
erbringen.

(4)  Unbeschadet des Absatzes 1 konnen die Mitgliedstaaten bei der
Beschaffung eines Produktpakets, das als Ganzes von einem im Rahmen
der Richtlinie 2010/30/EU erlassenen delegierten Rechtsakt erfasst wird,
verlangen, dass die Gesamtenergieeffizienz in der Weise stirker gewich-
tet wird als die Energieeffizienz der einzelnen Produkte des Pakets, dass
das Produktpaket beschafft wird, das das Kriterium der Zugehorigkeit
zur hochsten Energieeffizienzklasse erfiillt.

() ABL L 216 vom 20.8.2009, S. 76.
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Artikel 7

Energieeinsparverpflichtung

(1) Die Mitgliedstaaten miissen kumulierte Endenergieeinsparungen
mindestens in folgender Hohe erreichen:

a) neue jahrliche Einsparungen vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezem-
ber 2020 in Hohe von 1,5 % des jahrlichen Energieabsatzes an
Endkunden, gemessen am Volumen und gemittelt iiber den jlingsten
Dreijahreszeitraum vor dem 1. Januar 2013. Das Absatzvolumen der
im Verkehrswesen genutzten Energie kann ganz oder teilweise aus
dieser Berechnung herausgenommen werden;

b) neue jéhrliche Einsparungen vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezem-
ber 2030 in Hohe von 0,8 % des jdhrlichen Endenergieverbrauchs,
gemittelt iiber den jiingsten Dreijahreszeitraum vor dem 1. Januar
2019. Von dieser Anforderung abweichend miissen Zypern und
Malta vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2030 neue jéhr-
liche Einsparungen in Hohe von 0,24 % des jdhrlichen Endenergie-
verbrauchs, gemittelt iiber den jlingsten Dreijahreszeitraum vor dem
1. Januar 2019, erreichen.

Die Mitgliedstaaten konnen Energieeinsparungen aufgrund strategischer
MafBnahmen unabhéngig davon, ob diese bis zum 31. Dezember 2020
oder nach diesem Datum eingefiihrt wurden, anrechnen, sofern die Maf3-
nahmen zu neuen EinzelmaBnahmen gefiihrt haben, die nach dem
31. Dezember 2020 durchgefiihrt werden.

Die Mitgliedstaaten miissen auch in den Zehnjahreszeitrdumen nach
2030 neue jdhrliche Einsparungen gemdfl Unterabsatz 1 Buchstabe b
erzielen, es sei denn, die von der Kommission bis 2027 und danach
alle 10 Jahre durchgefiihrten Uberpriifungen ergeben, dass dies nicht
erforderlich ist, um die langfristigen Energie- und Klimaziele der Union
fiir 2050 zu erreichen.

Die Mitgliedstaaten entscheiden selbst, wie sich die berechnete Menge
neuer Einsparungen zeitlich iiber jeden der unter Unterabsatz 1 Buch-
staben a und b genannten Zeitrdume verteilt, sofern am Ende jedes
Verpflichtungszeitraums die kumulierten Gesamtendenergieeinsparungen
erreicht werden.

(2)  Sofern die Mitgliedstaaten zumindest ihre kumulierte Endenergie-
einsparungsverpflichtung gemi8 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b
erreichen, konnen sie die geforderte Energieeinsparung unter Heranzie-
hung einer oder mehrerer der folgenden Maflnahmen berechnen, indem
sie

a) eine jdhrliche Einsparquote auf den Energieabsatz an Endkunden
oder auf den Endenergieverbrauch, gemittelt iber den jlingsten Drei-
jahreszeitraum vor dem 1. Januar 2019, anwenden;

b) im Verkehrswesen genutzte Energie ganz oder teilweise als Berech-
nungsgrundlage ausschlieBen; sowie

¢) eine der Optionen gemdll Absatz 4 nutzen.

(3) Wenn Mitgliedstaaten die in Absatz 2 Buchstaben a, b oder ¢
vorgesehenen Moglichkeiten nutzen, legen sie Folgendes fest:

a) die eigene jdhrliche Einsparquote, die bei der Berechnung ihrer ku-
mulierten Endenergieeinsparungen angewendet wird, damit sicher-
gestellt ist, dass die endgiiltigen Nettoenergieeinsparungen nicht
niedriger ausféllt als die gemdf3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b
vorgeschriebenen Einsparungen, und
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b) die eigene Berechnungsgrundlage, wobei im Verkehrswesen genutzte
Energie ganz oder teilweise als Berechnungsgrundlage ausgeschlos-
sen werden kann.

(4) Jeder Mitgliedstaat kann vorbehaltlich des Absatzes 5

a) die nach Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a erforderliche Berech-
nung mit folgenden Werten durchfithren: 1 % fiir 2014 und 2015,
1,25 % fir 2016 und 2017 und 1,5 % fur 2018, 2019 und 2020,

b

~

das Absatzvolumen der in dem Verpflichtungszeitraum geméill Ab-
satz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a genutzten Energie oder den End-
energieverbrauch in dem Verpflichtungszeitraum geméaf Buchstabe b
dieses Unterabsatzes bei in Anhang I der Richtlinie 2003/87/EG
aufgefiihrten industriellen Tétigkeiten ganz oder teilweise aus der
Berechnung herausnehmen,;

¢) Energieeinsparungen, die in den Sektoren Energietransformation so-
wie -verteilung und -iibertragung — einschlielich der Infrastruktur
fiir effiziente Fernwérme- und Fernkilteversorgung — aufgrund der
Anwendung der Anforderungen nach Artikel 14 Absatz 4 und Ar-
tikel 14 Absatz 5 Buchstabe b sowie Artikel 15 Absétze 1 bis 6 und
9 erzielt werden, fiir die erforderlichen Energieeinsparungen anrech-
nen. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission im Rahmen
ihrer integrierten nationalen Energie- und Klimaplédne iiber die von
ihnen beabsichtigten strategischen MaBnahmen gemil diesem Buch-
staben fiir den Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember
2030. Die Auswirkungen dieser Maflnahmen werden gemil An-
hang V berechnet und in diese Pldne einbezogen;

d) Energieeinsparungen auf die erforderlichen Energieeinsparungen an-
rechnen, aufgrund von EinzelmaBnahmen, die nach dem 31. Dezem-
ber 2008 neu eingefiihrt wurden und im Jahr 2020 in Bezug auf den
Verpflichtungszeitraum gemi3 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a
sowie nach 2020 in Bezug auf den Zeitraum gemél Absatz 1 Unter-
absatz 1 Buchstabe b weiterhin eine mess- und nachpriifbare Wir-
kung entfalten;

e) Energieeinsparungen auf die erforderlichen Energieeinsparungen an-
rechnen, aufgrund strategischer Mafinahmen, sofern die strategischen
MafBnahmen nachweislich zu neuen EinzelmaBnahmen fiihren, die
vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2020 durchgefiihrt wer-
den und die nach dem 31. Dezember 2020 Einsparungen bewirken;

f) bei der Berechnung der erforderlichen Energieeinsparungen 30 % der
nachpriifbaren Menge der Energie ausschlieBen, die infolge von stra-
tegischen Maflnahmen zur Forderung der Neuinstallation von Tech-
nologien zur Nutzung erneuerbarer Energie an oder in Gebéduden fiir
den Eigengebrauch erzeugt wurde;

g) diejenigen erforderlichen Energiecinsparungen, die iiber die fiir den
Verpflichtungszeitraum vom 1. Januar 2014 bis 31. Dezember 2020
erforderlichen Energieeinsparungen hinausgehen, auf die erforderli-
chen Energieeinsparungen anrechnen, sofern diese Einsparungen im
Rahmen von strategischen Maflnahmen im Sinne von Artikel 7a und
7b durch EinzelmaBnahmen erreicht wurden, die die Mitgliedstaaten
im Rahmen ihrer Nationalen Energieeffizienz-Aktionsplédne mitgeteilt
und in ihren Fortschrittsberichten gemaf3 Artikel 24 gemeldet haben.
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(5) Bei der Anwendung der gemill Absatz 4 gewidhlten Optionen
und bei der Berechnung ihrer Auswirkungen gehen die Mitgliedstaaten
fiir die in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a und b genannten Zeit-
rdume separat wie folgt vor:

a) bei der Berechnung der erforderlichen Energieeinsparungen in dem
in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten Verpflichtungs-
zeitraum konnen die Mitgliedstaaten Absatz 4 Buchstaben a bis d
anwenden. Auf alle gema3 Absatz 4 gewdhlten Optionen diirfen ins-
gesamt hochstens 25 % der in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a
genannten Energieeinsparungen entfallen;

b) bei der Berechnung der erforderlichen Energieeinsparungen in dem
in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b genannten Verpflichtungs-
zeitraum konnen die Mitgliedstaaten Absatz 4 Buchstaben b bis g
anwenden, sofern Einzelmanahmen gemél Absatzes 4 Buchstabe d
nach dem 31. Dezember 2020 weiterhin eine mess- und nachpriifbare
Wirkung entfalten. Die Menge der gemil Absatz 2 und 3 berech-
neten Energieeinsparungen darf durch die gemél Absatz 4 gewéhlten
Optionen insgesamt nicht um mehr als 35 % vermindert werden.

Unabhéngig davon, ob Mitgliedstaaten im Verkehrswesen genutzte
Energie ganz oder teilweise von ihrer Berechnungsgrundlage ausschlie-
Ben oder eine der Optionen gemill Absatz 4 nutzen, stellen sie sicher,
dass die berechnete Nettomenge der neuen Einsparungen, die im Ver-
pflichtungszeitraum vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2030 beim
Endenergieverbrauch zu erreichen sind, nicht niedriger ausfillt als die
Menge, die sich durch Anwendung der jahrlichen Einsparquote gemif
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b ergibt.

(6) Die Mitgliedstaaten erldutern in ihren integrierten nationalen
Energie- und Klimapldnen gemdB Anhang III der Verordnung (EU)
2018/1999, wie die Energieeinsparungen berechnet werden, die im Zeit-
raum vom 1. Januar 2021 bis 31. Dezember 2030 gemdB3 Absatz 1
Unterabsatz 1 Buchstabe b dieses Artikels zu erreichen sind, und sie
erldutern gegebenenfalls, wie die jahrliche Einsparquote und die Berech-
nungsgrundlage festgelegt wurden und wie, sowie in welchem Umfang,
die in Absatz 4 genannten Optionen angewendet wurden.

(7)  Energieeinsparungen, die nach dem 31. Dezember 2020 erzielt
werden, werden nicht auf die erforderlichen Energieeinsparungen ange-
rechnet, die im Zeitraum vom 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember
2020 erforderlich sind.

(8)  Abweichend von Absatz 1 konnen Mitgliedstaaten, die verpflich-
teten Parteien die Nutzung der Option gemil Artikel 7a Absatz 6 Buch-
stabe b gestatten, Energieeinsparungen, die in einem Jahr nach 2010,
aber vor dem Verpflichtungszeitraum gemi3 Absatz 1 Unterabsatz 1
Buchstabe a dieses Artikels erzielt wurden, fiir die Zwecke von Absatz 1
Unterabsatz 1 Buchstabe a dieses Artikels so anrechnen, als wéren diese
Energieeinsparungen stattdessen nach dem 31. Dezember 2013 und vor
dem 1. Januar 2021 erreicht worden, sofern alle folgenden Umsténde
vorliegen:

a) Das Energieeffizienzverpflichtungssystem war bereits zu einem Zeit-
punkt zwischen dem 31. Dezember 2009 und dem 31. Dezember
2014 in Kraft, und es war in dem ersten Nationalen Energieeffizienz-
Aktionsplan des Mitgliedstaats enthalten, der geméll Artikel 24 Ab-
satz 2 vorgelegt wurde;
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b) die Einsparungen wurden im Rahmen des Verpflichtungssystems
erzielt;

¢) die Einsparungen werden gemifl Anhang V berechnet;

d) die Jahre, fiir die die Einsparungen angerechnet werden, als wéren
sie zu dieser Zeit erreicht worden, wurden in den Nationalen Ener-
gieeffizienz-Aktionspldnen gemdll Artikel 24 Absatz 2 angegeben.

(9) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Einsparungen, die aus
strategischen MaBBnahmen gemdB den Artikeln 7a und 7b sowie Arti-
kel 20 Absatz 6 resultieren, im Einklang mit Anhang V berechnet
werden.

(10)  Die Mitgliedstaaten miissen die erforderlichen Energieeinsparun-
gen gemill Absatz 1 dieses Artikels entweder durch Einrichtung eines
Energieeffizienzverpflichtungssystems gemil3 Artikel 7a oder durch die
Annahme alternativer strategischer Maflnahmen gemif Artikel 7b erzie-
len. Die Mitgliedstaaten konnen Energieeffizienzverpflichtungssysteme
mit alternativen strategischen MaBinahmen kombinieren.

(11)  Bei der Konzeption strategischer Mainahmen zur Erfiillung ih-
rer Verpflichtungen zur Erzielung von Energieeinsparungen beriicksich-
tigen die Mitgliedstaaten, dass die Energiearmut im Einklang mit den
von ihnen festgelegten Kriterien, und unter Beriicksichtigung ihrer in
diesem Bereich bestehenden Verfahren, gemindert werden muss, indem
sie vorschreiben, dass ein Teil der Energieeffizienzmalinahmen im Rah-
men ihrer nationalen Energieeffizienzverpflichtungssysteme, alternativen
strategischen Maflnahmen oder {iber einen nationalen Energieeffizienz-
fonds finanzierten Programme oder Mafinahmen in einem angemessenen
Umfang vorrangig bei sozial schwachen Haushalten, einschlieSlich von
Energiearmut betroffener Haushalte, und gegebenenfalls bei Sozialwoh-
nungen umzusetzen ist.

Die Mitgliedstaaten nehmen in ihre integrierten nationalen energie- und
klimabezogenen Fortschrittsberichte gemdB der Verordnung (EU)
2018/1999 Informationen iiber die Ergebnisse der Mafinahmen zur Min-
derung der Energiearmut im Rahmen dieser Richtlinie auf.

(12)  Fiir den Fall, dass sich strategische Mafinahmen oder Einzel-
mafBnahmen in ihrer Wirkung iiberschneiden, weisen die Mitgliedstaaten
nach, dass Energieeinsparungen nicht doppelt angerechnet werden.

Artikel 7a

Energieeffizienzverpflichtungssysteme

(1)  Entscheiden sich die Mitgliedstaaten dafiir, ihre Verpflichtungen
hinsichtlich der Erreichung von Energieeinsparungen gemif3 Artikel 7
Absatz 1 mithilfe eines Energieeffizienzverpflichtungssystems zu erfiil-
len, so sorgen sie dafiir, dass die in Absatz 2 dieses Artikels genannten
und im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats titigen verpflichteten Parteien
ihre in Artikel 7 Absatz 1 festgelegten kumulierten Endenergieeinspa-
ranforderungen unbeschadet des Artikels 7 Absidtze 4 und 5 erreichen.

Die Mitgliedstaaten konnen gegebenenfalls entscheiden, dass verpflich-
tete Parteien diese Einsparverpflichtungen ganz oder teilweise durch
einen gemil Artikel 20 Absatz 6 geleisteten Beitrag zum Nationalen
Energieeffizienzfonds erfiillen.
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(2) Die Mitgliedstaaten benennen unter den in ihrem Hoheitsgebiet
tiatigen Energieverteilern, Energieeinzelhandelsunternehmen und Ver-
kehrskraftstoffverteilern oder Verkehrskraftstoff-Einzelhandelsunterneh-
men nach objektiven und nichtdiskriminierenden Kriterien verpflichtete
Parteien. Die zur Erfiillung der Verpflichtung erforderlichen Energieein-
sparungen miissen durch die verpflichteten Parteien unter den vom Mit-
gliedstaat benannten Endkunden unabhingig von der nach Artikel 7
Absatz 1 vorgenommenen Berechnung oder, falls die Mitgliedstaaten
dies beschlieBen, durch zertifizierte Einsparungen anderer Parteien ge-
mifl Absatz 6 Buchstabe a des vorliegenden Artikels erzielt werden.

(3) Werden Energieeinzelhandelsunternechmen als verpflichtete Par-
teien in Absatz 2 benannt, so sorgen die Mitgliedstaaten dafiir, dass
diese Unternehmen bei der Erfiillung ihrer Verpflichtung keine Hinder-
nisse schaffen, die dem Verbraucher einen Anbieterwechsel erschweren.

(4) Die Mitgliedstaaten geben die von jeder verpflichteten Partei ge-
forderte Energiceinsparung entweder als Endenergieverbrauch oder als
Primérenergieverbrauch an. Die fiir die Angabe der geforderten Energie-
einsparung gewahlte Methode wird auch fiir die Berechnung der von
den verpflichteten Parteien geltend gemachten Einsparungen verwendet.
Es gelten die Umrechnungsfaktoren nach Anhang IV.

(5) Die Mitgliedstaaten richten Mess-, Kontroll- und Priifsysteme ein,
in deren Rahmen zumindest fiir einen statistisch signifikanten, eine re-
préasentative Stichprobe darstellenden Prozentsatz der von den verpflich-
teten Parteien ergriffenen MaBlnahmen zur Energieeffizienzverbesserung
eine dokumentierte Priifung durchgefiihrt wird. Diese Messung, Kon-
trolle und Uberpriifung erfolgt unabhingig von den verpflichteten Par-
teien.

(6) Innerhalb des Energieeffizienzverpflichtungssystems konnen die
Mitgliedstaaten den verpflichteten Parteien eine oder mehrere der fol-
genden Optionen gestatten

a) zertifizierte Energieeinsparungen, die von Energiedienstleistern oder
sonstigen Dritten erzielt werden, auf ihre Verpflichtung anzurechnen,
was auch dann gilt, wenn die verpflichteten Parteien MaBnahmen
iiber andere staatlich zugelassene Einrichtungen oder {iber Behorden
fordern, die gegebenenfalls auch formliche Partnerschaften umfassen
konnen und in Verbindung mit anderen Finanzierungsquellen stehen
konnen. Sofern die Mitgliedstaaten es gestatten, stellen sie sicher,
dass die Zertifizierung von Energieeinsparungen nach einem Geneh-
migungsverfahren erfolgt, das in den Mitgliedstaaten eingerichtet
wird, klar und transparent ist und allen Marktteilnehmern offen steht
und das darauf abzielt, die Zertifizierungskosten gering zu halten;

b) in einem bestimmten Jahr erzielte Einsparungen so anzurechnen, als
ob sie in einem der vier vorangegangenen oder der drei darauffol-
genden Jahre erreicht worden wiren, sofern der jeweilige Zeitraum
nicht {iber das Ende der in Artikel 7 Absatz 1 genannten Verpflich-
tungszeitrdume hinausreicht.

Die Mitgliedstaaten bewerten die Auswirkungen der direkten und indi-
rekten Kosten von Energieeffizienzverpflichtungssystemen auf die Wett-
bewerbsfahigkeit energieintensiver Industriezweige, die dem internatio-
nalen Wettbewerb ausgesetzt sind, und ergreifen gegebenenfalls Mafi-
nahmen, um diese Auswirkungen mdoglichst gering zu halten.
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(7)  Die Mitgliedstaaten verdffentlichen auf jéhrlicher Grundlage die
von jeder verpflichteten Partei oder jeder Unterkategorie von verpflich-
teten Parteien erzielten Energieeinsparungen sowie die im Rahmen des
Systems erzielten Gesamtenergieeinsparungen.

Artikel 7b

Alternative strategische Maflnahmen

(1)  Entscheiden sich die Mitgliedstaaten dafiir, ihre Verpflichtungen
zur Erreichung der gemil Artikel 7 Absatz 1 erforderlichen Einsparun-
gen mithilfe alternativer strategischer MaBinahmen zu erfiillen, so stellen
sie unbeschadet des Artikels 7 Absidtze 4 und 5 sicher, dass die gemal
Artikel 7 Absatz 1 erforderlichen Energieeinsparungen unter den End-
kunden erzielt werden.

(2) Fir alle Maflnahmen mit Ausnahme steuerlicher MaBnahmen
richten die Mitgliedstaaten Mess-, Kontroll- und Priifsysteme ein, in
deren Rahmen zumindest fiir einen statistisch signifikanten, eine repra-
sentative Stichprobe darstellenden Prozentsatz der von den teilnehmen-
den oder beauftragten Parteien ergriffenen MaBBnahmen zur Energieeffi-
zienzverbesserung eine dokumentierte Priifung durchgefiihrt wird. Die
Messung, Kontrolle und Uberpriifung erfolgt unabhiingig von den teil-
nehmenden oder beauftragten Parteien.

Artikel 8

Energieaudits und Energiemanagementsysteme

(1) Die Mitgliedstaaten fordern die Verfiigbarkeit von hochwertigen
Energicaudits fiir alle Endkunden, die kostenwirksam sind und

a) in unabhingiger Weise von qualifizierten und/oder akkreditierten
Experten nach Qualifikationskriterien durchgefiihrt werden oder

b) durchgefiihrt und nach innerstaatlichem Recht von unabhidngigen
Behorden iiberwacht werden.

Die Energieaudits nach Unterabsatz 1 konnen von hausinternen Exper-
ten oder Energieauditoren durchgefiihrt werden, sofern der betreffende
Mitgliedstaat ein Qualitétssicherungs- und -liberpriifungssystem einge-
richtet hat, zu dem — soweit angemessen — auch gehort, dass jéhrlich
nach dem Zufallsprinzip mindestens ein statistisch signifikanter Prozent-
satz aller von ihnen durchgefiihrten Energieaudits ausgewdhlt wird.

Um die hohe Qualitit der Energieaudits und Energiemanagementsys-
teme zu gewdbhrleisten, stellen die Mitgliedstaaten auf der Grundlage
des Anhangs VI transparente und nichtdiskriminierende Mindestkriterien
fiir Energieaudits auf.

Energieaudits enthalten keine Klauseln, die verhindern, dass die Ergeb-
nisse der Audits an qualifizierte/akkreditierte Energiedienstleister wei-
tergegeben werden, sofern der Verbraucher keine Einwinde erhebt.

(2) Die Mitgliedstaaten entwickeln Programme, die KMU dazu er-
mutigen, sich Energieaudits zu unterziehen und anschlieBend die Emp-
fehlungen dieser Audits umzusetzen.
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Die Mitgliedstaaten konnen auf der Grundlage transparenter und nicht-
diskriminierender Kriterien und unbeschadet des Beihilferechts der
Union Forderregelungen fiir KMU einfiithren, um die Kosten eines Ener-
gicaudits und der Umsetzung sehr kostenwirksamer Empfehlungen der
Energicaudits — soweit die vorgeschlagenen Maflnahmen durchgefiihrt
werden — zu decken; dies gilt auch fir KMU, die freiwillige Verein-
barungen geschlossen haben.

Die Mitgliedstaaten weisen KMU auch iiber ihre jeweiligen Verbinde
auf konkrete Beispiele dafiir hin, wie ihre Unternehmen von Energie-
managementsystemen profitieren konnten. Die Kommission unterstiitzt
die Mitgliedstaaten bei der Forderung des Austauschs bewdhrter Ver-
fahren in diesem Bereich.

(3) Die Mitgliedstaaten entwickeln ferner Programme, um Haushalte
durch geeignete Beratungsleistungen fiir den Nutzen dieser Audits zu
sensibilisieren.

Die Mitgliedstaaten fordern Ausbildungsprogramme zur Qualifizierung
von Energieauditoren, um dafiir zu sorgen, dass Experten in ausreichen-
der Zahl zur Verfiigung stehen.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Unternehmen, die kein
KMU sind, Gegenstand eines Energieaudits sind, das bis zum 5. Dezem-
ber 2015 und mindestens alle vier Jahre nach dem vorangegangenen
Energicaudit in unabhédngiger und kostenwirksamer Weise von qualifi-
zierten und/oder akkreditierten Experten durchgefiihrt oder nach inner-
staatlichem Recht von unabhédngigen Behorden durchgefiihrt und iiber-
wacht wird.

(5) Bei Energieaudits ist davon auszugehen, dass sie die Anforderun-
gen des Absatzes 4 erfiillen, wenn sie auf unabhingige Weise vor-
genommen werden und anhand von Mindestkriterien auf der Grundlage
von Mindestkriterien nach Anhang VI im Rahmen freiwilliger Verein-
barungen zwischen Organisationen von Betroffenen und einer von dem
jeweiligen Mitgliedstaat benannten Stelle durchgefiihrt werden, die der
Aufsicht des betreffenden Mitgliedstaats, anderer von den zustdndigen
Behorden hiermit beauftragter Einrichtungen oder der Kommission
unterliegen.

Der Zugang von Marktteilnehmern, die Energiedienstleistungen anbie-
ten, erfolgt auf der Grundlage transparenter und nichtdiskriminierender
Kriterien.

(6)  Unternehmen, die keine KMU sind und die ein von einer un-
abhingigen Einrichtung nach den einschldgigen europdischen oder in-
ternationalen Normen zertifiziertes Energiemanagementsystem oder Um-
weltmanagementsystem einrichten, sind von den Anforderungen des
Absatzes 4 freigestellt, sofern die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass
das betreffende Managementsystem ein Energieaudit anhand von Min-
destkriterien auf der Grundlage des Anhangs VI umfasst.

(7)  Energieaudits konnen eigenstindig oder Teil eines umfassenderen
Umweltaudits sein. Die Mitgliedstaaten konnen verlangen, dass eine
Bewertung der technischen Durchfiihrbarkeit und der wirtschaftlichen
Machbarkeit des Anschlusses an ein bestehendes oder geplantes Fern-
wiarme- oder Fernkéltenetz Teil des Energieaudits sein muss.

Unbeschadet des Beihilferechts der Union konnen die Mitgliedstaaten
Anreizsysteme und Forderregelungen fiir die Durchfiihrung der Empfeh-
lungen aus Energieaudits und &hnlichen Maflnahmen einfiihren.
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Artikel 9

Erdgasverbrauchserfassung

(1)  Soweit es technisch durchfiihrbar, finanziell vertretbar und im
Vergleich zu den potenziellen Energieeinsparungen verhaltnisméBig
ist, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass Endkunden im Bereich Erd-
gas individuelle Zdhler zu wettbewerbsfahigen Preisen erhalten, die den
tatsdchlichen Energieverbrauch des Endkunden genau widerspiegeln und
Informationen {iber die tatsdchliche Nutzungszeit bereitstellen.

Ein solcher individueller Zéhler zu einem wettbewerbsfahigen Preis ist
stets bereitzustellen, wenn:

a) ein bestehender Zéhler ersetzt wird, auller in Fillen, in denen dies
technisch nicht machbar oder im Vergleich zu den langfristig ge-
schdtzten potenziellen Einsparungen nicht kostenwirksam ist;

b) neue Gebdude mit neuen Anschliissen ausgestattet oder Gebédude
grofleren Renovierungen im Sinne der Richtlinie 2010/31/EU unter-
zogen werden.

(2) Wenn und soweit Mitgliedstaaten intelligente Messsysteme und
intelligente Zahler fiir den Erdgasverbrauch gemifl der Richtlinie
2009/73/EG einfiihren, gilt Folgendes:

a) Sie stellen sicher, dass die Verbrauchserfassungssysteme dem End-
kunden Informationen iiber seine tatsdchlichen Nutzungszeiten ver-
mitteln und dass die Ziele der Energieeffizienz und der Vorteile fiir
den Endkunden bei der Festlegung der Mindestfunktionen der Zahler
und der den Marktteilnehmern auferlegten Verpflichtungen vollstin-
dig beriicksichtigt werden.

b) Sie gewihrleisten die Sicherheit der intelligenten Zéhler und der
Datenkommunikation sowie die Wahrung der Privatsphére der End-
kunden im Einklang mit den einschldgigen Rechtsvorschriften der
Union iiber den Datenschutz und den Schutz der Privatsphére.

e) Sie verlangen, dass die Kunden zum Zeitpunkt des Einbaus intelli-
genter Zdhler angemessen beraten und informiert werden, insbeson-
dere liber das volle Potenzial dieser Zahler im Hinblick auf die
Handhabung der Zahlerablesung und die Uberwachung des Energie-
verbrauchs.
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Artikel 9a

Verbrauchserfassung fiir die Wirme- und Kilteversorgung sowie
die Warmwasserbereitung fiir den héuslichen Gebrauch

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Endkunden im Rahmen
der Fernwirme- und Fernkilteversorgung sowie der Warmwasserberei-
tung fiir den héuslichen Gebrauch (im Folgenden Trinkwarmwasser,,)
Zahler zu wettbewerbsfahigen Preisen erhalten, die ihren tatsidchlichen
Energieverbrauch prézise widerspiegeln.

(2) Wird ein Gebdude aus einer zentralen Anlage, die mehrere Ge-
bdude versorgt, oder iiber ein Fernwirme- oder Fernkiltesystem mit
Wirme, Kiélte oder Trinkwarmwasser versorgt, wird am Warmetauscher
oder an der Ubergabestelle ein Zihler installiert.

Artikel 9b

Einzelverbrauchserfassung (“Sub-metering,) und Kostenverteilung
fiir die Wirme-, Kilte- und Trinkwarmwasserversorgung

(1)  In Gebduden mit mehreren Wohnungen und in Mehrzweckgebau-
den, die iiber eine zentrale Anlage zur Wéarme-/Kilteerzeugung verfiigen
oder iiber ein Fernwirme- oder Fernkéltesystem versorgt werden, wer-
den individuelle Verbrauchszédhler installiert, um den Wéarme-, Kilte-
oder Trinkwarmwasserverbrauch der einzelnen Einheiten zu messen,
wenn dies im Vergleich zu den potenziellen Energieeinsparungen unter
dem Gesichtspunkt der VerhdltnismaBigkeit technisch durchfithrbar und
kosteneffizient ist.

Wenn der Einsatz individueller Zéhler technisch nicht machbar ist oder
wenn es nicht kosteneffizient ist, den Warmeverbrauch in jeder Einheit
zu messen, werden an den einzelnen Heizkdrpern zur Messung des
Wiérmeenergieverbrauchs individuelle Heizkostenverteiler verwendet,
es sei denn, der betreffende Mitgliedstaat weist nach, dass die Installa-
tion derartiger Heizkostenverteiler nicht kosteneffizient durchfiihrbar
wire. In diesen Fillen konnen alternative kosteneffiziente Methoden
zur Messung des Wiarmeenergieverbrauchs in Betracht gezogen werden.
Jeder Mitgliedstaat erldutert klar die allgemeinen Kriterien, Methoden
und/oder Verfahren zur Feststellung, ob eine MaBinahme als“ technisch
nicht machbar ,,oder* nicht kosteneffizient durchfiihrbar,,anzusehen ist,
und verdffentlicht diese.

(2) In neuen Gebduden mit mehreren Wohnungen und im Wohn-
bereich neuer Mehrzweckgebdude, die mit einer zentralen Anlage zur
Wiérmeerzeugung fiir Trinkwarmwasser ausgestattet sind oder {iber
Fernwidrmesysteme versorgt werden, werden ungeachtet des Absatzes
1 Unterabsatz 1 individuelle Trinkwarmwasserzdhler bereitgestellt.

(3) Werden Gebdude mit mehreren Wohnungen und Mehrzweck-
gebdude mit Fernwédrme oder Fernkélte versorgt oder sind eigene ge-
meinsame Wérme- oder Kéltesysteme fiir diese Gebdude vorhanden, so
sorgen die Mitgliedstaaten dafiir, dass fiir die Verteilung der Kosten des
Wiérme-, Kilte- und Trinkwarmwasserverbrauchs in diesen Gebéduden
transparente, 6ffentlich zugéngliche nationale Regeln gelten, damit die
Transparenz und die Genauigkeit der Abrechnung des individuellen
Verbrauchs gewdhrleistet ist. Solche Regeln enthalten gegebenenfalls
auch Leitlinien fiir die Art und Weise der Zurechnung der Kosten fiir
den Energieverbrauch in folgenden Fillen:

a) Trinkwarmwasser;
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b) von den Verteilungseinrichtungen des Gebdudes abgestrahlte Warme
und fiir die Beheizung von Gemeinschaftsflichen verwendete
Wirme, sofern Treppenhduser und Flure mit Heizkorpern ausgestat-
tet sind;

¢) zum Zwecke der Beheizung oder Kiihlung von Wohnungen.

Artikel 9c

Fernablesungsanforderung

(1)  Fiir die Zwecke der Artikel 9a und 9b miissen installierte Zéhler
und Heizkostenverteiler nach dem 25. Oktober 2020 fernablesbar sein.
Die Bedingungen der technischen Machbarkeit und der kosteneffizien-
ten Durchfiihrbarkeit gemif3 Artikel 9b Absatz 1 gelten weiterhin.

(2)  Bereits installierte, nicht fernablesbare Zéhler und Heizkostenver-
teiler miissen bis zum 1. Januar 2027 mit dieser Funktion nachgeriistet
oder durch fernablesbare Gerite ersetzt werden, es sei denn, der betref-
fende Mitgliedstaat weist nach, dass dies nicht kosteneffizient ist.“

Artikel 10

Abrechnungsinformationen fiir Erdgas

(1)  Verfiigen die Endkunden nicht iiber intelligente Zahler geméal der
Richtlinie 2009/73/EG, so gewihrleisten die Mitgliedstaaten bis zum
31. Dezember 2014, dass die Abrechnungsinformationen fiir Erdgas
im Sinne von Anhang VII Abschnitt 1.1 zuverldssig und genau sind
und auf dem tatsdchlichen Verbrauch beruhen, sofern das technisch
moglich und wirtschaftlich gerechtfertigt ist.

Diese Verpflichtung kann durch ein System der regelméBigen Selbst-
ablesung seitens der Endkunden erfiillt werden, bei dem die Endkunden
die an ihrem Zahler abgelesenen Werte dem Energieversorger mitteilen.
Nur wenn der Endkunde fiir einen bestimmten Abrechnungszeitraum
keine Ziahlerablesewerte mitgeteilt hat, erfolgt die Abrechnung auf der
Grundlage einer Verbrauchsschitzung oder eines Pauschaltarifs.

(2) Die nach der Richtlinie 2009/73/EG installierten Zahler miissen
die Bereitstellung genauer Abrechnungsinformationen auf der Grundlage
des tatsdchlichen Verbrauchs ermdglichen. Die Mitgliedstaaten stellen
sicher, dass die Endkunden die Mdglichkeit eines leichten Zugangs zu
ergidnzenden Informationen haben, mit denen sie den historischen Ver-
brauch detailliert selbst kontrollieren kdnnen.

Die ergénzenden Informationen iiber den historischen Verbrauch enthal-
ten:

a) kumulierte Daten flir mindestens die drei vorangegangenen Jahre
oder fiir den Zeitraum seit Beginn des Versorgungsvertrags, falls
dieser kiirzer ist. Die Daten miissen den Intervallen entsprechen,
fiir die Zwischenabrechnungsinformationen erstellt wurden; und
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b) ausfiihrliche tages-, wochen-, monats- und jahresbezogene Daten zu
den Nutzungszeiten. Diese Daten werden dem Endkunden iiber das
Internet oder die Zahlerschnittstelle fiir mindestens die letzten 24
Monate oder fiir den Zeitraum seit Beginn des Versorgungsvertrags,
falls dieser kiirzer ist, zuginglich gemacht.

(3) Unabhéngig davon, ob intelligente Zahler eingebaut wurden oder
nicht, gilt fiir die Mitgliedstaaten Folgendes:

a) Sie schreiben vor, dass auf Wunsch des Endkunden Informationen
iiber die Energieabrechnungen und den historischen Verbrauch —
soweit verfiighar — einem vom Endkunden benannten Energie-
dienstleister zur Verfiigung gestellt werden.

b) Sie stellen sicher, dass Endkunden die Moglichkeit eroffnet wird,
Abrechnungsinformationen und Abrechnungen in elektronischer
Form zu erhalten und dass sie auf Anfrage eine klare und verstind-
liche Erlduterung erhalten, wie ihre Abrechnung zustande gekommen
ist, insbesondere dann, wenn nicht auf den tatsdchlichen Verbrauch
bezogen abgerechnet wird.

¢) Sie stellen sicher, dass mit der Abrechnung geeignete Angaben zur
Verfligung gestellt werden, damit die Endkunden eine umfassende
Darstellung der aktuellen Energiekosten gemif3 Anhang VII erhalten.

d) Sie konnen vorschreiben, dass auf Wunsch des Endkunden die in
den betreffenden Abrechnungen enthaltenen Informationen nicht als
Zahlungsaufforderungen anzusehen sind. In diesen Fillen sorgen die
Mitgliedstaaten dafiir, dass die Energieversorger flexible Regelungen
fiir die tatsdchlich zu leistenden Zahlungen anbieten.

e) Sie verlangen, dass den Verbrauchern auf Anfrage Informationen
und Schitzungen in Bezug auf Energiekosten rechtzeitig und in
einem leicht verstdndlichen Format zur Verfiigung gestellt werden,
das es den Verbrauchern erméglicht, Angebote unter gleichen Vo-
raussetzungen zu vergleichen.

Artikel 10a

Abrechnungs- und Verbrauchsinformationen zur Wirme-, Kilte-
und Trinkwarmwasserversorgung

(1)  Wenn Zihler oder Heizkostenverteiler installiert sind, stellen die
Mitgliedstaaten sicher, dass Abrechnungs- und Verbrauchsinformationen
gemil Anhang VIla Nummern 1 und 2 zuverldssig und prézise sind
und auf dem tatsdchlichen Verbrauch oder den Ablesewerten von Heiz-
kostenverteilern beruhen — und zwar bei allen Endnutzern, d. h. natiir-
lichen oder juristischen Personen, die Warme, Kélte oder Trinkwarm-
wasser fiir den eigenen Endverbrauch erwerben, oder natiirlichen oder
juristischen Personen, die ein einzelnes Gebdude oder eine Einheit in
einem Gebdude mit mehreren Wohnungen oder einem Mehrzweck-
gebdude nutzen, das bzw. die von einer zentralen Quelle mit Warme,
Kalte oder Trinkwarmwasser versorgt wird bzw. werden, und die keinen
direkten oder individuellen Vertrag mit dem Energieversorger haben.

Diese Verpflichtung kann, sofern ein Mitgliedstaat dies vorsieht, durch
ein System der regelméfigen Selbstablesung durch den Endkunden oder
Endnutzer erfiillt werden, wobei diese die an ihrem Zihler abgelesenen
Werte mitteilen, es sei denn, die Einzelverbrauchserfassung basiert auf
Heizkostenverteilern geméfl Artikel 9b. Nur wenn der Endkunde oder
Endnutzer fiir einen bestimmten Abrechnungszeitraum keine Zahlerable-
sewerte mitgeteilt hat, erfolgt die Abrechnung auf der Grundlage einer
Verbrauchsschitzung oder eines Pauschaltarifs.
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(2) Die Mitgliedstaaten

a) schreiben vor, dass Informationen iiber die Energieabrechnungen und
den historischen Verbrauch oder Ablesewerte von Heizkostenvertei-
lern — soweit verfiigbar — auf Verlangen des Endnutzers einem
vom Endnutzer benannten Energiedienstleister zur Verfiigung gestellt
werden;

b) stellen sicher, dass Endkunden Abrechnungsinformationen und Ab-
rechnungen in elektronischer Form erhalten kénnen;

c) stellen sicher, dass alle Endnutzer klare und verstindliche Informa-
tionen gemill Anhang VIla Nummer 3 mit ihrer Rechnung erhalten;
und

d) fordern die Cybersicherheit und sorgen fiir den Schutz der Privat-
sphire und der Daten der Endnutzer im Einklang mit dem geltenden
Unionsrecht.

Die Mitgliedstaaten konnen vorschreiben, dass auf Wunsch des End-
kunden die Bereitstellung von Abrechnungsinformationen nicht als Zah-
lungsaufforderung anzusehen ist. In solchen Féllen stellen die Mitglied-
staaten sicher, dass flexible Regelungen fiir die tatsdchlich zu leistende
Zahlung angeboten werden

(3) Die Mitgliedstaaten entscheiden, wer dafiir zustindig ist, Endnut-
zern, die keinen direkten oder individuellen Vertrag mit dem Energie-
versorger haben, die in den Absdtzen 1 und 2 genannten Informationen
bereitzustellen.

Artikel 11

Kosten des Zugangs zu Verbrauchserfassungs- und
Abrechnungsinformationen fiir Erdgas

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Endkunden all ihre Energiever-
brauchsabrechnungen und diesbeziiglichen Abrechnungsinformationen
kostenlos erhalten, und dass sie in geeigneter Weise kostenfreien Zu-
gang zu ihren Verbrauchdaten haben.

Artikel 11a

Kosten fiir den Zugang zu Verbrauchserfassungs- und Abrechnungs-
und Verbrauchsinformationen fiir die Wirme-, Kiilte- und
Trinkwarmwasserversorgung

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die Endnutzer alle ihre
Energieverbrauchsabrechnungen und diesbeziiglichen Abrechnungsinfor-
mationen kostenfrei erhalten und dass ihnen in geeigneter Weise kosten-
freier Zugang zu ihren Verbrauchsdaten gewahrt wird.

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 dieses Artikels werden die Kosten von
Abrechnungsinformationen iiber den individuellen Verbrauch von
Wirme, Kilte und Trinkwarmwasser in Gebduden mit mehreren Woh-
nungen und in Mehrzweckgebduden geméll Artikel 9b auf nichtkom-
merzieller Grundlage aufgeteilt. Kosten, die durch die Ubertragung die-
ser Aufgabe auf einen Dritten — etwa einen Dienstleister oder den
ortlichen Energieversorger — entstehen und die die Messung, die Zu-
rechnung und die Abrechnung des tatsichlichen individuellen Ver-
brauchs in diesen Gebéduden betreffen, konnen auf die Endnutzer umge-
legt werden, soweit diese Kosten der Hohe nach angemessen sind.
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(3) Um die Angemessenheit der Kosten fiir Einzelverbrauchserfas-
sungsdienste gemél Absatz 2 sicherzustellen, konnen die Mitgliedstaa-
ten den Wettbewerb in diesem Dienstleistungsbereich anregen, indem
sie geeignete MalBnahmen treffen, d. h. beispielsweise, die Durchfiih-
rung von Ausschreibungen oder die Nutzung interoperabler Gerite und
Systeme, die den Anbieterwechsel erleichtern, empfehlen oder auf an-
dere Weise fordern.

Artikel 12

Programm fiir ,,informierte und kompetente Verbraucher*

(1) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maflnahmen, um die ef-
fiziente Nutzung von Energie durch Kleinabnehmer, auch Privathaus-
halte, zu fordern und zu erleichtern. Diese Maflnahmen konnen Teil
einer nationalen Strategie sein.

(2) Fir die Zwecke des Absatzes 1 enthalten diese Maflnahmen eine
oder mehrere der folgenden in den Buchstaben a oder b aufgefiihrten
Komponenten:

a) eine Reihe von Instrumenten und Politiken zur Férderung von Ver-
haltensdnderungen, wie beispielsweise:

i) steuerliche Anreize,

ii) Zugang zu Finanzierungsquellen, Finanzhilfen oder Subventio-
nen,

iii) Bereitstellung von Informationen,
iv) Projekte mit Beispielcharakter,
v) Aktivititen am Arbeitsplatz;

b) Mittel und Wege, um Verbraucher und Verbraucherorganisationen
wihrend der moéglichen Einfithrung intelligenter Zdhler einzubezie-
hen, indem ihnen Folgendes mitgeteilt wird:

i) kostenwirksame und leicht umsetzbare Méglichkeiten zur Ande-
rung des Energienutzungsverhaltens,

ii) Informationen iiber Energieeffizienzmafnahmen.

Artikel 13

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen fiir den Fall der Nichteinhaltung
der aufgrund der M7 Artikel 7 bis 11a « und des Artikels 18 Absatz
3 dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vorschriften fest und ergreifen
die zu ihrer Anwendung erforderlichen MaBinahmen. Die Sanktionen
miissen wirksam, angemessen und abschreckend sein. Die Mitgliedstaa-
ten teilen der Kommission diese Vorschriften bis zum 5. Juni 2014 mit
und melden ihr alle spiteren Anderungen dieser Bestimmungen unver-
ziiglich.
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KAPITEL 111
EFFIZIENZ BEI DER ENERGIEVERSORGUNG

Artikel 14

Forderung von Effizienz bei der Wirme- und Kilteversorgung

(1) Bis zum 31. Dezember 2015 fithren die Mitgliedstaaten eine
umfassende Bewertung des Potenzials fiir den Einsatz der hocheffizien-
ten KWK und der effizienten Fernwédrme- und Fernkilteversorgung
durch und teilen diese mit den in Anhang VIII aufgefiihrten Informa-
tionen der Kommission mit. Wenn sie bereits eine gleichwertige Be-
wertung durchgefiihrt haben, teilen sie diese der Kommission mit.

Bei der umfassenden Bewertung wird der Analyse des jeweiligen na-
tionalen Potenzials fiir hocheffiziente KWK gemdB der Richtlinie
2004/8/EG umfassend Rechnung getragen.

Auf Ersuchen der Kommission wird die Bewertung alle fiinf Jahre
aktualisiert und der Kommission mitgeteilt. Die Kommission unterbrei-
tet ihr Ersuchen mindestens ein Jahr vor dem Félligkeitstermin.

(2) Die Mitgliedstaaten verabschieden Politiken, mit denen darauf
hingewirkt werden soll, dass das Potenzial der Verwendung effizienter
Wirme- und Kiihlsysteme — insbesondere von Systemen, die mit hoch-
effizienter KWK arbeiten — auf lokaler und regionaler Ebene gebiih-
rend berticksichtigt wird. Dem Potenzial fiir die Entwicklung lokaler
und regionaler Warmemaérkte ist Rechnung zu tragen.

(3) Fiir die Zwecke der Bewertung gemdll Absatz 1 fithren die Mit-
gliedstaaten im Einklang mit Anhang IX Teil 1 eine Kosten-Nutzen-
Analyse fiir ihr gesamtes Hoheitsgebiet durch, bei der klimatische Be-
dingungen, die wirtschaftliche Tragfahigkeit und die technische Eignung
beriicksichtigt werden. Die Kosten-Nutzen-Analyse muss es ermdogli-
chen, die ressourcen- und kosteneffizientesten Losungen zur Deckung
des Wiarme- und Kalteversorgungsbedarfs zu ermitteln. Diese
Kosten-Nutzen-Analyse kann Teil einer Umweltpriifung im Rahmen
der Richtlinie 2001/42/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 27. Juni 2001 iiber die Priifung der Umweltauswirkungen bestimm-
ter Pline und Programme (!) sein.

(4) Ergeben die Bewertung nach Absatz 1 und die Analyse nach
Absatz 3, dass ein Potenzial fiir den Einsatz hocheffizienter KWK und/
oder effizienter Fernwdrme- und Fernkilteversorgung vorhanden ist,
dessen Nutzen die Kosten iiberwiegt, so ergreifen die Mitgliedstaaten
angemessene MafBinahmen, um eine Infrastruktur flir effiziente Fern-
wirme- und Fernkélteversorgung auf- und auszubauen und/oder der
Entwicklung der hocheffizienten KWK und der Nutzung von Wirme
und Kilte aus Abwirme und erneuerbaren Energiequellen gemil den
Absitzen 1, 5 und 7 Rechnung zu tragen.

Ergeben die Bewertung nach Absatz 1 und die Analyse nach Absatz 3,
dass kein Potenzial vorhanden ist, bei dem der Nutzen die Kosten —
einschlieBlich der Verwaltungskosten fiir die Durchfiihrung der
Kosten-Nutzen-Analyse nach Absatz 5 — iiberwiegt, so konnen die
betreffenden Mitgliedstaaten Anlagen von den Anforderungen jenes Ab-
satzes ausnehmen.

() ABL L 197 vom 21.7.2001, S. 30.
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(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass nach dem 5. Juni 2014 in
folgenden Fillen eine Kosten-Nutzen-Analyse in Einklang mit Anhang
IX Teil 2 durchgefiihrt wird:

a) Planung einer neuen thermischen Stromerzeugungsanlage mit einer
thermischen Gesamtnennleistung von mehr als 20 MW; zu bewerten
sind die Kosten und der Nutzen von Vorkehrungen fiir den Betrieb
der Anlage als hocheffiziente KWK-Anlage;

b) erhebliche Modernisierung einer vorhandenen thermischen Strom-
erzeugungsanlage mit einer thermischen Gesamtnennleistung von
mehr als 20 MW; zu bewerten sind die Kosten und der Nutzen einer
Umriistung zu einer hocheffizienten KWK-Anlage;

¢) Planung oder erhebliche Modernisierung einer Industricanlage mit
einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr als 20 MW, bei
der Abwirme mit einem nutzbaren Temperaturniveau entsteht; zu
bewerten sind die Kosten und der Nutzen der Verwendung der Ab-
wirme zur Deckung eines wirtschaftlich vertretbaren Bedarfs, auch
durch KWK, und der Anbindung dieser Anlage an ein Fernwérme-
und Fernkéltenetz;

d) Planung eines neuen Fernwirme- und Fernkaltenetzes oder Planung
einer neuen Energieerzeugungsanlage mit einer thermischen Gesamt-
nennleistung von mehr als 20 MW in einem bestehenden Fern-
wirme- oder Fernkiltenetz oder erhebliche Modernisierung einer
bestehenden derartigen Anlage; zu bewerten sind die Kosten und
der Nutzen der Verwendung der Abwérme von nahe gelegenen In-
dustrieanlagen.

Der Einbau von Ausriistungen fiir die Abscheidung des von einer Ver-
brennungsanlage erzeugten CO, im Hinblick auf seine geologische
Speicherung gemil der Richtlinie 2009/31/EG gilt fiir die Zwecke der
Buchstaben b, ¢ und d dieses Absatzes nicht als Modernisierung.

Die Mitgliedstaaten kdnnen verlangen, dass die Kosten-Nutzen-Analyse
gemil den Buchstaben ¢ und d in Zusammenarbeit mit den fiir den
Betrieb der Fernwédrme- bzw. Fernkéltenetze zustdndigen Unternehmen
durchgefiihrt wird.

(6) Die Mitgliedstaaten konnen folgende Anlagen von der Anwen-
dung des Absatzes 5 freistellen:

a) Spitzenlast- und Reserve-Stromerzeugungsanlagen, die im gleitenden
Durchschnitt {iber einen Zeitraum von flinf Jahren unter 1 500 Be-
triebsstunden jéhrlich in Betrieb sein sollen; Grundlage hierfiir ist ein
von dem betreffenden Mitgliedstaat eingerichtetes Verifizierungsver-
fahren, mit dem sichergestellt wird, dass das Freistellungskriterium
erfiillt ist;

b) Kernkraftwerke;

¢) Anlagen, die in der Nihe einer nach der Richtlinie 2009/31/EG
genehmigten geologischen Speicherstitte angesiedelt werden miissen.

Die Mitgliedstaaten konnen auflerdem Schwellenwerte fiir die verfiig-
bare Nutzabwirme, fiir die Wéarmenachfrage oder fiir die Entfernungen
zwischen den Industrieanlagen und den Fernwirmenetzen festlegen, um
einzelne Anlagen von der Anwendung des Absatzes 5 Buchstaben ¢ und
d freizustellen.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum 31. Dezember 2013
die nach diesem Absatz gewéhrten Freistellungen und alle spiteren
Anderungen dieser Freistellungen mit.
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(7) Die Mitgliedstaaten beschlieBen Genehmigungskriterien gemif
Artikel 7 der Richtlinie 2009/72/EG oder gleichwertige Erlaubniskrite-
rien,

a) um den Ergebnissen der umfassenden Bewertung gemifl Absatz 1
Rechnung zu tragen,

b) um sicherzustellen, dass die Anforderungen des Absatzes 5 erfiillt
sind, und

c) um den Ergebnissen der Kosten-Nutzen-Analyse gemil Absatz 5
Rechnung zu tragen.

(8) Die Mitgliedstaaten konnen einzelne Anlagen mittels der in Ab-
satz 7 genannten Genehmigungs- und Erlaubniskriterien von der Anfor-
derung freistellen, Optionen anzuwenden, deren Nutzen die Kosten
iiberwiegt, wenn es aufgrund von Rechtsvorschriften, Eigentumsverhalt-
nissen oder der Finanzlage zwingende Griinde hierfiir gibt. In diesen
Fillen notifizieren die betreffenden Mitgliedstaaten der Kommission ihre
Entscheidung innerhalb von drei Monaten nach ihrem Erlass zusammen
mit einer Begriindung.

(9) Die Absitze 5, 6, 7und 8§ gelten fiir Anlagen, die unter die Richt-
linie 2010/75/EU fallen, unbeschadet der Anforderungen der genannten
Richtlinie.

(10)  Auf der Grundlage der in Anhang II Buchstabe f genannten
harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte sorgen die Mitgliedstaaten
dafiir, dass die Herkunft von Strom aus hocheffizienter KWK nach von
den einzelnen Mitgliedstaaten festgelegten objektiven, transparenten und
nichtdiskriminierenden Kriterien nachgewiesen werden kann. Sie stellen
sicher, dass dieser Herkunftsnachweis die Anforderungen erfiillt und
mindestens die in Anhang X genannten Informationen enthélt. Die Mit-
gliedstaaten anerkennen die von ihnen ausgestellten Herkunftsnachweise
gegenseitig ausschlielich als Nachweis der in diesem Absatz genannten
Informationen. Die Verweigerung einer entsprechenden Anerkennung
eines Herkunftsnachweises, insbesondere aus Griinden der Betrugs-
bekdmpfung, muss sich auf objektive, transparente und nichtdiskrimi-
nierende Kriterien stiitzen. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission
eine solche Verweigerung und deren Begriindung mit. Wird die An-
erkennung eines Herkunftsnachweises verweigert, so kann die Kommis-
sion einen Beschluss erlassen, um die verweigernde Seite insbesondere
aufgrund objektiver, transparenter und nichtdiskriminierender Kriterien
zur Anerkennung zu verpflichten.

Die Kommission wird erméchtigt, die harmonisierten Wirkungsgrad-Re-
ferenzwerte, die im Durchfithrungsbeschluss 2011/877/EU der Kommis-
sion (1) auf der Grundlage der Richtlinie 2004/8/EG festgelegt wurden,
durch delegierte Rechtsakte geméll Artikel 23 dieser Richtlinie bis zum
31. Dezember 2014 zu iiberpriifen.

(11)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jede verfiigbare For-
derung der KWK davon abhingig gemacht wird, dass der erzeugte
Strom aus hocheffizienter KWK stammt und die Abwidrme wirksam
zur Erreichung von Primérenergieeinsparungen genutzt wird. Die staat-
liche Forderung der KWK sowie der Fernwédrmeerzeugung und -netze
unterliegt gegebenenfalls den Vorschriften fiir staatliche Beihilfen.

() ABL L 343 vom 23.12.2011, S. 91.
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Artikel 15

Energieumwandlung, -iibertragung bzw. -fernleitung und -verteilung

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die nationalen Energie-
regulierungsbehorden bei der Wahrnehmung ihrer Regulierungsaufgaben
gemdl den Richtlinien 2009/72/EG und 2009/73/EG in Bezug auf ihre
Beschliisse zum Betrieb der Gas- und Strominfrastruktur der Energieef-
fizienz gebiihrend Rechnung tragen.

Insbesondere gewéhrleisten die Mitgliedstaaten, dass die nationalen
Energieregulierungsbehdrden durch die Erarbeitung von Netztarifen
und Netzregulierung im Rahmen der Richtlinie 2009/72/EG und unter
Berticksichtigung der Kosten und des Nutzens der einzelnen MafBnah-
men Anreize fiir die Netzbetreiber vorsehen, damit sie fiir die Netznut-
zer Systemdienste bereitstellen, mit denen diese im Rahmen der fort-
laufenden Realisierung intelligenter Netze MaBnahmen zur Verbes-
serung der Energieeffizienz umsetzen konnen.

Derartige Systemdienste konnen vom Netzbetreiber festgelegt werden
und diirfen die Systemsicherheit nicht beeintrdchtigen.

Fiir den Strombereich gewihrleisten die Mitgliedstaaten, dass die Netz-
regulierung und die Netztarife die Kriterien des Anhangs XI erfiillen,
wobei die gemdf3 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 entwickelten Leit-
linien und Kodizes beriicksichtigt werden.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen bis 30. Juni 2015 dafiir, dass

a) eine Bewertung der Energieeffizienzpotenziale ihrer Gas- und Stro-
minfrastruktur durchgefiihrt wird, insbesondere hinsichtlich der
Ubertragung bzw. Fernleitung, der Verteilung, des Lastmanagements,
der Interoperabilitdt und der Anbindung an Energie erzeugende An-
lagen, einschlieBflich der Zugangsmdglichkeiten fiir Kleinstenergie-
erzeugungsanlagen;

b) konkrete Maflnahmen und Investitionen fiir die Einfiihrung kosten-
wirksamer Energieeffizienzverbesserungen beziiglich der Netzinfra-
struktur mit einem Zeitplan fiir ihre Einfiihrung bestimmt werden.

(2a) Bis zum 31. Dezember 2020 erarbeitet die Kommission, nach
Konsultation der einschldgigen Interessentridger, eine gemeinsame Vor-
gehensweise, um die Netzbetreiber dazu zu veranlassen, die Verluste zu
verringern, ein Investitionsprogramm fiir eine kosten- und energieeffi-
ziente Infrastruktur aufzulegen und der Energieeffizienz und der Flexi-
bilitdt des Netzes entsprechend Rechnung zu tragen.

(3) Die Mitgliedstaaten konnen Systemkomponenten und Tarifstruk-
turen mit sozialer Zielsetzung fiir die netzgebundene Energieiibertragung
bzw. -fernleitung und -verteilung genehmigen, sofern alle stdrenden
Auswirkungen auf das Ubertragungs- bzw. Fernleitungs- und Verteiler-
netz auf das erforderliche Mindestmal3 begrenzt werden und in keinem
unangemessenen Verhiltnis zu der sozialen Zielsetzung stehen.
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(4)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Anreize in Ubertragungs-
und Verteilungstarifen, die sich nachteilig auf die Gesamteffizienz (auch
die Energieeffizienz) der Stromerzeugung, -iibertragung, -verteilung und
-lieferung auswirken oder die die Teilnahme an der Laststeuerung (De-
mand Response) sowie den Zugang zum Markt fiir Ausgleichsdienste
und zur Erbringung von Hilfsdiensten verhindern konnten, beseitigt
werden. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Netzbetreiber Anreize
erhalten, um beziiglich Auslegung und Betrieb der Infrastruktur Effi-
zienzverbesserungen zu erzielen, und dass — im Rahmen der Richtlinie
2009/72/EG — es die Tarife gestatten, dass die Versorger die Einbezie-
hung der Verbraucher in die Systemeffizienz verbessern, wozu auch
eine von nationalen Gegebenheiten abhdngige Laststeuerung zdhlt.

G5) PMI —— <

Die Ubertragungs- und Verteilernetzbetreiber erfiillen die Anforderun-
gen des Anhangs XII.

Die Mitgliedstaaten konnen insbesondere die Netzanbindung von Strom
aus hocheffizienten KWK-Klein- und -Kleinstanlagen erleichtern. Die
Mitgliedstaaten unternehmen gegebenenfalls Schritte, um Netzbetreiber
darin zu bestdrken, fiir die Installation von KWK-Kleinstanlagen ein auf
einer einfachen Mitteilung beruhendes vereinfachtes und abgekiirztes
Genehmigungsverfahren fiir Einzelpersonen und Installateure einzufiih-
ren, in dessen Rahmen erst installiert und die Anlage anschlieend
angemeldet wird.

(6)  Vorbehaltlich der Anforderungen an die Wahrung der Netzzuver-
lassigkeit und der Netzsicherheit ergreifen die Mitgliedstaaten geeignete
MafBnahmen, um sicherzustellen, dass Betreiber hocheffizienter
KWK-Anlagen, wenn dies mit Blick auf die Betriebsweise der hoch-
effizienten KWK-Anlage technisch machbar und wirtschaftlich tragfihig
ist, Ausgleichsleistungen und andere operative Dienste auf der Ebene
der Ubertragungs- oder Verteilernetzbetreiber anbieten kdnnen. Die
Ubertragungs- und Verteilernetzbetreiber sorgen dafiir, dass solche
Dienstleistungen Teil eines Bieterverfahrens sind, das transparent und
nichtdiskriminierend ist und tberpriift werden kann.

Die Mitgliedstaaten kénnen gegebenenfalls von den Ubertragungs- und
Verteilernetzbetreibern verlangen, dass sie die Ansiedlung hocheffizien-
ter KWK-Anlagen in der Nédhe von Bedarfsgebieten fordern, indem sie
die Anschluss- und Netznutzungsgebiihren senken.

(7)  Die Mitgliedstaaten konnen Erzeugern von Strom aus hocheffi-
zienter KWK, die einen Netzanschluss wiinschen, gestatten, flir die
Anschlussarbeiten eine Ausschreibung durchzufiihren.
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(9)  Bei der Berichterstattung nach der Richtlinie 2010/75/EU priifen
die Mitgliedstaaten unbeschadet des Artikels 9 Absatz 2 der genannten
Richtlinie, ob Informationen iiber Energieeftizienzniveaus von Anlagen,
die mit einer thermischen Gesamtnennleistung von 50 MW oder mehr
Brennstoffe verfeuern, aufgenommen werden, und zwar unter Beriick-
sichtigung der relevanten besten verfligbaren Techniken, die gemal3 der
Richtlinie 2010/75/EU und der Richtlinie 2008/1/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2008 iiber die integrierte
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung (') ent-
wickelt wurden.

Die Mitgliedstaaten konnen sich bei den Betreibern von Anlagen dafiir
einsetzen, deren Nettobetriebswirkungsgrad im Jahresdurchschnitt zu
verbessern.

KAPITEL IV

HORIZONTALE BESTIMMUNGEN

Artikel 16

Verfiigbarkeit von Qualifizierungs-, Akkreditierungs- und
Zertifizierungssystemen

(1)  Vertritt ein Mitgliedstaat die Auffassung, dass das nationale Ni-
veau an technischer Kompetenz, Objektivitit und Zuverldssigkeit nicht
ausreicht, so stellt er sicher, dass bis zum 31. Dezember 2014 Zertifi-
zierungssysteme und/oder Akkreditierungssysteme und/oder gleichwer-
tige Qualifizierungssysteme, soweit erforderlich einschlieBlich geeig-
neter Ausbildungsprogramme, fiir die Anbieter von Energiedienstleis-
tungen und Energieaudits sowie fiir Energiemanager und Installateure
von energierelevanten Gebdudekomponenten gemél Artikel 2 Nummer
9 der Richtlinie 2010/31/EU bereitstehen oder bereitgestellt werden.

(2)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die in Absatz 1 genannten
Systeme gegeniiber den Verbrauchern fiir Transparenz sorgen, zuverlds-
sig sind und ihren Beitrag zur Verwirklichung der nationalen Energie-
effizienzziele leisten.

(3) Die Mitgliedstaaten machen die Zertifizierungs- und/oder Akkre-
ditierungssysteme oder gleichwertigen Qualifizierungssysteme nach Ab-
satz 1 offentlich zugénglich und arbeiten sowohl untereinander als auch
mit der Kommission bei Vergleichen zwischen den Systemen sowie bei
der Anerkennung der Systeme zusammen.

Die Mitgliedstaaten treffen geeignete MaBnahmen, um die Verbraucher
gemil Artikel 18 Absatz 1 auf die Verfiigbarkeit von Qualifizierungs-
und/oder Zertifizierungssystemen aufmerksam zu machen.

Artikel 17

Information und Ausbildung

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Informationen zu ver-
fligbaren Energieeffizienzmechanismen sowie Finanz- und Rechtsrah-
men transparent sind und umfassend bei allen einschldgigen Markt-
akteuren verbreitet werden, wie etwa Verbrauchern, Bauunternehmern,
Architekten, Ingenieuren, Umweltgutachtern und Energieauditoren so-
wie Installateuren von Gebdudekomponenten gemif3 der Richtlinie
2010/31/EU.

() ABL L 24 vom 29.1.2008, S. 8.
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Die Mitgliedstaaten wirken darauf hin, dass Banken und andere Finanz-
institute iiber die Mdoglichkeiten der Beteiligung an der Finanzierung
von Malinahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz, einschlieflich
der Schaffung o6ffentlich-privater Partnerschaften, informiert werden.

(2) Die Mitgliedstaaten schaffen geeignete Bedingungen, damit die
Marktakteure die Energieverbraucher angemessen und gezielt iiber Ener-
gieeffizienz informieren und beraten konnen.

(3) Die Kommission iiberpriift die Wirkung ihrer Mafinahmen zur
Unterstiitzung der Entwicklung von Plattformen, welche unter anderem
die europdischen Gremien fiir sozialen Dialog mit der Forderung von
Ausbildungsprogrammen zum Thema Energieeffizienz beinhalten, und
schldgt gegebenenfalls weitere Mallnahmen vor. Die Kommission unter-
stiitzt die europdischen Sozialpartner bei der Erorterung des Themas
Energieeffizienz.

(4) Die Mitgliedstaaten fordern unter Beteiligung der Akteure, ein-
schlieBlich lokaler und regionaler Behorden, zweckdienliche
Informations-, Sensibilisierungs- und Ausbildungsmafinahmen, um die
Biirger iiber die Vorteile und die praktischen Aspekte von MaBnahmen
zur Steigerung der Energieeffizienz zu informieren.

(5) Die Kommission fordert den Austausch und die Verbreitung von
Informationen iiber vorbildliche Energieeffizienzverfahren in den Mit-
gliedstaaten.

Artikel 18

Energiedienstleistungen

(1) Die Mitgliedstaaten fordern den Energiedienstleistungsmarkt und
den Zugang zu diesem Markt fiir KMU, indem sie

a) klare und leicht zugéingliche Informationen iiber Folgendes verbrei-
ten:

i) verfiigbare Energiedienstleistungsvertrige und Klauseln, die in
solche Vertrage aufgenommen werden sollten, um Energieeinspa-
rungen und die Rechte der Endkunden zu garantieren;

ii) Finanzinstrumente, Anreize, Zuschiisse und Darlehen zur For-
derung von Dienstleistungsprojekten im Bereich Energieeffizienz;

b) die Entwicklung von Giitesiegeln, unter anderem durch Fachver-
binde, unterstiitzen;

¢) eine Liste verfligbarer qualifizierter und/oder zertifizierter Energie-
dienstleister sowie ihrer Qualifizierungen und/oder Zertifizierungen
gemdll Artikel 16 offentlich zugénglich machen und regelmiBig ak-
tualisieren oder fiir eine Schnittstelle sorgen, iiber die die Energie-
dienstleister Informationen bereitstellen kénnen;

d) den offentlichen Sektor bei der Annahme von Energiedienstleis-
tungsangeboten, insbesondere fiir Gebiduderenovierungen, unterstiit-
zen und hierzu

1) Energieleistungs-Mustervertrige bereitstellen, die mindestens die
in Anhang XIII aufgefiihrten Punkte enthalten;
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ii) Informationen iiber bewihrte Verfahren in Bezug auf Energieleis-
tungsvertrage Dbereitstellen, die — sofern verfiigbar —
Kosten-Nutzen-Analysen unter Beriicksichtigung des gesamten
Lebenszyklus beinhalten.

(2) Die Mitgliedstaaten unterstiitzen, sofern angemessen, das ord-
nungsgemifle Funktionieren des Energiedienstleistungsmarkts, indem sie

a) eine oder mehrere Anlaufstellen, bei denen Endkunden die in Absatz
1 genannten Informationen erhalten konnen, benennen und
bekanntmachen;

b) bei Bedarf Maflnahmen ergreifen, um rechtliche und sonstige Hemm-
nisse zu beseitigen, die der Nutzung von Energieleistungsvertrigen
und anderen Energieeffizienz-Dienstleistungsmodellen fiir die Ermitt-
lung und/oder  Durchfilhrung von  Energiesparmafinahmen
erschweren;

¢) die Schaffung oder Benennung einer unabhéngigen Einrichtung wie
etwa eines Biirgerbeauftragen priifen, um dafiir zu sorgen, dass Be-
schwerden effizient bearbeitet und Streitfélle, die sich aus Energie-
dienstleistungsvertragen ergeben, auBlergerichtlich beigelegt werden;

d) dafiir sorgen, dass unabhingige Marktmittler eine Rolle bei der Sti-
mulierung der Marktentwicklung auf der Angebots- und der Nach-
frageseite iibernehmen konnen.

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Energieverteiler, die
Verteilernetzbetreiber und die Energieeinzelhandelsunternehmen sich je-
der Tétigkeit enthalten, die die Nachfrage nach und die Bereitstellung
von Energiedienstleistungen oder sonstigen Energieeffizienzma3inahmen
beeintrichtigt oder die Entwicklung von Mirkten fiir solche Dienstleis-
tungen oder Mafinahmen behindern kdnnte, wozu auch die Abschottung
des Markts gegen Wettbewerber oder der Missbrauch einer marktbeherr-
schenden Stellung gehoren.

Artikel 19

Sonstige Maflnahmen zur Forderung von Energieeffizienz

(1)  Unbeschadet der Grundprinzipien des Eigentums- und Mietrechts
der Mitgliedstaaten beurteilen und ergreifen die Mitgliedstaaten falls
erforderlich geeignete MaBBnahmen zur Beseitigung rechtlicher und sons-
tiger Hemmnisse fiir die Energieeffizienz, insbesondere in Bezug auf

a) die Aufteilung von Anreizen zwischen dem Eigentiimer und dem
Mieter eines Gebdudes oder zwischen den Eigentiimern, damit diese
Parteien nicht deshalb, weil ihnen die vollen Vorteile der Investition
nicht einzeln zugute kommen oder weil Regeln fiir die Aufteilung
der Kosten und Vorteile untereinander fehlen, davon abgehalten wer-
den, Investitionen zur Verbesserung der Energieeffizienz vorzuneh-
men, die sie ansonsten getdtigt hitten; dies gilt auch fiir nationale
Vorschriften und Maflnahmen zur Regelung der Entscheidungsfin-
dung bei Grundstiicken mit mehreren Eigentiimern;
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b) Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie Verwaltungsverfahren
im Bereich des o6ffentlichen Beschaffungswesens sowie der jéhr-
lichen Haushaltsplanung und des Rechnungswesens, um sicherzustel-
len, dass einzelne o6ffentliche Einrichtungen nicht von der Durch-
filhrung von Investitionen zur Verbesserung der Energieeffizienz
und zur Minimierung der erwarteten Lebenszykluskosten und von
der Inanspruchnahme von Energieleistungsvertrigen oder anderer
Drittfinanzierungen mit langfristiger Vertragslaufzeit abgehalten
werden.

Solche Mafinahmen zur Beseitigung von Hemmnissen kdnnen die Be-
reitstellung von Anreizen, die Aufhebung oder Anderung von Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, die Verabschiedung von Leitlinien und
Auslegungsmitteilungen oder die Vereinfachung der Verwaltungsverfah-
ren umfassen. Diese Maflnahmen kénnen mit Aus- und Fortbildungs-
mafinahmen, der Bereitstellung von speziellen Informationen und tech-
nischer Hilfe im Bereich der Energieeffizienz kombiniert werden.

(2) Die Bewertung der Hemmnisse und Maflnahmen nach Absatz 1
wird der Kommission im ersten Nationalen Energieeffizienz-Aktions-
plan gemil Artikel 24 Absatz 2 ilibermittelt. Die Kommission fordert
den diesbeziiglichen Austausch bewéhrter nationaler Verfahren.

Artikle 20

Nationaler Energieeffizienzfonds, Finanzierung und technische
Unterstiitzung

(1)  Unbeschadet der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europédischen Union ermdglichen die Mitgliedstaaten
die Einrichtung von Finanzierungsfazilititen oder die Nutzung bestehen-
der derartiger Fazilititen fiir Malnahmen zur Verbesserung der Ener-
gieeffizienz, damit der aus mehreren Finanzierungsstromen erwachsende
Nutzen maximiert wird.

(2) Die Kommission unterstiitzt die Mitgliedstaaten gegebenenfalls
direkt oder iiber die europdischen Finanzinstitute bei der Einrichtung
von Finanzierungsfazilititen und Programmen zur technischen Unter-
stiitzung mit dem Ziel, die Energieeffizienz in verschiedenen Sektoren
zu erhéhen.

(3) Die Kommission fordert den Austausch bewédhrter Verfahren zwi-
schen den zustindigen nationalen oder regionalen Behorden oder Ein-
richtungen, beispielsweise durch alljdhrliche Sitzungen der Regulie-
rungsbehorden, offentliche Datenbanken mit Informationen zum Stand
der Umsetzung von MaBinahmen durch die Mitgliedstaaten und Lénder-
vergleichen.

(3a) Damit fiir EnergieeffizienzmaBnahmen und energetische Reno-
vierungen geméf Richtlinie 2010/31/EU private Mittel mobilisiert wer-
den, fitlhrt die Kommission einen Dialog mit sowohl 6ffentlichen als
auch privaten Finanzinstituten, um mogliche MaBnahmen ihrerseits zu
entwickeln.

(3b)  Zu den in Absatz 3a genannten MaBBnahmen gehdren

a) die Mobilisierung von Kapitalinvestitionen in Energieeffizienz durch
Beriicksichtigung der weiter reichenden Folgen von Energieeinspa-
rungen fiir das Finanzrisikomanagement;
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b) die Sicherstellung besserer Energie- und Finanzleistungsdaten, indem

i) genauer untersucht wird, wie der Wert zugrunde liegender Ver-
mogenswerte durch Investitionen in Energieeffizienz verbessert
wird,

ii) Studien unterstiitzt werden, in deren Rahmen die Monetarisierung
der mit Energieeffizienzinvestitionen verbundenen nicht energie-
spezifischen Vorteile bewertet wird.

(3c)  Zur Mobilisierung von privaten Mitteln fiir Energieeffizienzmal-
nahmen und energetische Renovierungen haben die Mitgliedstaaten bei
der Umsetzung dieser Richtlinie:

a) Moglichkeiten der besseren Nutzung von Energieaudits gemil3 Ar-
tikel 8 zur Beeinflussung von Entscheidungsprozessen zu priifen,

b) die in der Initiative Intelligente Finanzierung fiir intelligente Ge-
bdude,,vorgeschlagenen Moglichkeiten und Instrumente optimal zu
nutzen.

(3d) Die Kommission legt den Mitgliedstaaten bis 1. Januar 2020
Leitlinien zur Mobilisierung privater Investitionen vor.*

(4) Die Mitgliedstaaten konnen einen Nationalen Energieeffizienz-
fonds einrichten. Dieser Fonds muss darauf ausgerichtet sein, nationale
Energieeffizienzinitiativen zu unterstiitzen.

(5) Die Mitgliedstaaten konnen gestatten, dass den Verpflichtungen
nach Artikel 5 Absatz 1 dadurch nachgekommen wird, dass zum Na-
tionalen Energieeffizienzfonds Jahresbeitrige geleistet werden, deren
Hohe den zur Erfiillung dieser Verpflichtungen erforderlichen Investi-
tionen entspricht.

(6) Die Mitgliedstaaten konnen vorsehen, dass die verpflichteten Par-
teien ihren Verpflichtungen nach Artikel 7 Absatz 1 dadurch nachkom-
men konnen, dass sie zum Nationalen Energieeffizienzfonds einen Jah-
resbeitrag leisten, dessen Hohe den zur Erfiillung dieser Verpflichtungen
erforderlichen Investitionen entspricht.

(7)  Die Mitgliedstaaten konnen ihre Einnahmen aus den jihrlichen
Emissionszuweisungen nach der Entscheidung Nr. 406/2009/EG fiir den
Aufbau innovativer Finanzierungsmechanismen verwenden, um das in
Artikel 5 festgelegte Ziel der Verbesserung der Energieeffizienz von
Gebduden in der Praxis zu verwirklichen.

Artikel 21

Umrechnungsfaktoren

Zum Vergleich der Energieeinsparungen und zur Umrechnung in ver-
gleichbare Einheiten sind die Umrechnungsfaktoren in Anhang IV zu
verwenden, sofern die Verwendung anderer Umrechnungsfaktoren nicht
gerechtfertigt werden kann.
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KAPITEL V
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 22
Delegierte Rechtsakte

(1)  Der Kommission wird die Befugnis {ibertragen, gemaf3 Artikel 23
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um die in Artikel 14 Absatz 10 Unter-
absatz 2 genannten harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte zu
iiberpriifen.

(2)  Der Kommission wird die Befugnis {ibertragen, gemif3 Artikel 23
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese Richtlinie zu dndern, indem
die Werte, die Berechnungsmethoden, die Standard-Primérenergiekoef-
fizienten und die Anforderungen in den Anhidngen I bis V, VII bis X
und XII an den technischen Fortschritt angepasst werden.

Artikel 23

Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kom-
mission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen iibertra-
gen.

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemal3 Artikel 22
wird der Kommission fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren ab dem
24. Dezember 2018 iibertragen. Die Kommission erstellt spétestens
neun Monate vor Ablauf des Zeitraums von fiinf Jahren einen Bericht
iiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verldngert sich
stillschweigend um Zeitrdume gleicher Lange, es sei denn, das Européi-
sche Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verldngerung
spétestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3) Die Befugnisiibertragung gemél Artikel 22 kann vom Européi-
schen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Be-
schluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Be-
schluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem in dem
Beschluss iiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam.
Die Giiltigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind,
wird von dem Beschluss tiber den Widerruf nicht beriihrt.

(32) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die
Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten benannten Sachver-
standigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung
vom 13. April 2016 iiber bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsit-
zen ().

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlésst, iiber-
mittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen Parlament und dem Rat.

() ABL L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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(5)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemif3 Artikel 22 erlassen wurde,
tritt nur in Kraft, wenn weder das Europdische Parlament noch der Rat
innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses
Rechtsakts an das Europidische Parlament und den Rat Einwénde er-
hoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Européische Par-
lament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie
keine Einwénde erheben werden. Auf Initiative des Europdischen Par-
laments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

Artikel 24
Uberpriifung und Uberwachung der Durchfiihrung

(4a) Im Rahmen des Berichts iiber die Lage der Energicunion be-
richtet die Kommission im Einklang mit Artikel 35 Absatz 1 sowie
Artikel 35 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2018/1999
iiber das Funktionieren des CO,-Markts, wobei sie den Auswirkungen
der Umsetzung dieser Richtlinie Rechnung trigt.

(5) Die Kommission iiberpriift erstmals bei der Bewertung des je-
weils ersten Nationalen Energieeffizienz-Aktionsplans und danach alle
drei Jahre, ob die Moglichkeit einer Freistellung nach Artikel 14 Absatz
6 noch erforderlich ist. Ergibt die Uberpriifung, dass eines der Kriterien
fiir diese Freistellungen unter Beriicksichtigung der Verfiigbarkeit der
Wirmelast und der realen Betriebsbedingungen der freigestellten Anla-
gen nicht mehr gerechtfertigt ist, so schlagt die Kommission geeignete
Mafnahmen vor.

(6) Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission jedes Jahr vor
dem 30. April Statistiken nach der in Anhang I beschriebenen Methode
iiber die nationale Erzeugung von Strom und Wérme aus hocheffizienter
und niedrigeffizienter KWK im Vergleich zu der gesamten Wérme- und
Stromerzeugung. Auflerdem iibermitteln sie jéhrliche Statistiken iiber die
KWK-Wirme- und KWK-Stromerzeugungskapazititen und die Brenn-
stoffe fiir die KWK sowie iiber die Fernwarme- und Fernkélteerzeugung
und -kapazititen im Vergleich zu der gesamten Wirme- und Strom-
erzeugungskapazitit. Ferner iibermitteln die Mitgliedstaaten Statistiken
nach der in Anhang II beschriebenen Methode iiber die durch KWK
erzielten Primérenergieeinsparungen.

(7)  Die Kommission legt dem Europédischen Parlament und dem Rat
bis zum 30. Juni 2014 die Bewertung gemif Artikel 3 Absatz 2 vor, der
bei Bedarf Vorschlage fiir weitere Mallnahmen beigefiigt werden.
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(8) Die Kommission iiberpriift bis zum 5. Dezember 2015 die Wir-
kung der Anwendung des Artikels 6, wobei sie den Anforderungen der
Richtlinie 2004/18/EG Rechnung triagt, und legt dem Européischen Par-
lament und dem Rat einen Bericht vor. Diesem Bericht werden gege-
benenfalls Vorschldge fiir weitere Mallnahmen beigefiigt.

(9) Die Kommission legt dem Europédischen Parlament und dem Rat
bis zum 30. Juni 2016 einen Bericht {iber die Anwendung des Artikels 7
vor. Diesem Bericht wird, sofern angemessen ein Legislativvorschlag
fiir einen oder mehrere der folgenden Zwecke beigefiigt:

a) Anderung des in Artikel 7 Absatz 1 festgelegten Endtermins;

b) Uberpriifung der in Artikel 7 Absitze 1, 2 und 3 festgelegten An-
forderungen;

¢) Festlegung zusitzlicher gemeinsamer Anforderungen, insbesondere
hinsichtlich der Angelegenheiten, auf die in Artikel 7 Absatz 7 Be-
zug genommen wird.

(10) Die Kommission bewertet bis zum 30. Juni 2018 die Fort-
schritte, die die Mitgliedstaaten bei der Beseitigung der in Artikel 19
Absatz 1 genannten rechtlichen und sonstigen Hemmnisse erzielt haben.
Mit dieser Bewertung gehen, sofern angemessen, Vorschldge fiir weitere
MaBnahmen einher.

(12) Bis zum 31. Dezember 2019 bewertet die Kommission die
Wirksamkeit der Umsetzung der Begriffsbestimmung von kleineren
und mittleren Unternehmen fiir die Zwecke des Artikels 8 Absatz 4
und legt dem Europdischen Parlament und dem Rat einen entsprechen-
den Bericht vor. Die Kommission erldsst moglichst bald nach der Vor-
lage dieses Berichts gegebenenfalls entsprechende Gesetzgebungsvor-
schlédge.

(13)  Bis zum 1. Januar 2021 bewertet die Kommission das Potenzial
fiir Energieeffizienz bei der Umwandlung, Transformation, Ubertragung,
Beforderung und Speicherung von Energie und legt dem Europiischen
Parlament und dem Rat einen entsprechenden Bericht vor. Diesem Be-
richt werden gegebenenfalls Gesetzgebungsvorschliage beigefiigt.

(14)  Sofern in der Zwischenzeit keine Anderungen an den Bestim-
mungen fiir Endkundenmirkte der Richtlinie 2009/73/EG iiber gemein-
same Vorschriften fiir den Erdgasbinnenmarkt vorgeschlagen werden,
fihrt die Kommission bis zum 31. Dezember 2021 eine Bewertung
der Bestimmungen iiber die Verbrauchserfassungs-, Abrechnungs- und
Verbraucherinformationen fiir Erdgas durch und legt dem Europédischen
Parlament und dem Rat einen entsprechenden Bericht vor, wobei es
darum geht, die Bestimmungen gegebenenfalls an die einschligigen
Bestimmungen fiir Strom in der Richtlinie 2009/72/EG anzugleichen,
damit der Verbraucherschutz gestirkt wird und Endkunden hiufiger
eindeutige und aktuelle Informationen iiber ihren Erdgasverbrauch er-
halten und ihren Energieverbrauch steuern kénnen. Die Kommission
erldsst moglichst bald nach der Ubermittlung dieses Berichts gegebe-
nenfalls entsprechende Gesetzgebungsvorschlége.
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(15)  Spitestens bis zum 28. Februar 2024 und danach alle fiinf Jahre
iberpriift die Kommission diese Richtlinie und legt dem Europiischen
Parlament und dem Rat einen entsprechenden Bericht vor.

Diese Uberpriifung umfasst:

a) eine Priifung, ob die Anforderungen und der alternative Ansatz nach
Artikel 5 nach 2030 angepasst werden sollten;

b) eine Bewertung der allgemeinen Wirksamkeit dieser Richtlinie und
der Frage, ob die Politik der Union im Bereich Energieeffizienz nach
MaBgabe der Ziele des Ubereinkommens von Paris aus 2015 iiber
Klimawandel im Anschluss an die 21. Konferenz der Vertragspar-
teien des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Kli-
madnderungen (!) sowie angesichts der Wirtschaftsentwicklung und
der Entwicklung von Innovationen angepasst werden muss.

Diesem Bericht werden gegebenenfalls Vorschldge fiir weitere Malinah-
men beigefiigt.

Artikel 25

Online-Plattform

Die Kommission richtet eine Online-Plattform ein, um die praktische
Umsetzung der Richtlinie auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene
zu fordern. Diese Plattform unterstiitzt den Erfahrungsaustausch in Be-
zug auf Verfahrensweisen, Referenzwerte, vernetztes Arbeiten sowie
innovative Verfahrensweisen.

Artikel 26

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt. Dieser
Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

(2)  Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der
Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 27

Anderungen und Aufhebungen

(1)  Die Richtlinie 2006/32/EG — ausgenommen deren Artikel 4 Ab-
sitze 1 bis 4 und Anhédnge I, IIl und IV — wird unbeschadet der
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit den Fristen
fiir die Umsetzung in innerstaatliches Recht ab 5. Juni 2014 aufgeho-
ben. Der Artikel 4 Absétze 1 bis 4 und die Anhénge I, III und IV der
Richtlinie 2006/32/EG werden ab dem 1. Januar 2017 aufgehoben.

Die Richtlinie 2004/8/EG wird unbeschadet der Verpflichtungen der
Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit den Fristen fiir die Umsetzung
in innerstaatliches Recht ab 5. Juni 2014 aufgehoben.

Bezugnahmen auf die Richtlinien 2006/32/EG und 2004/8/EG gelten als

Bezugnahmen auf die vorliegende Richtlinie und sind nach Mafigabe
der Entsprechungstabelle in Anhang XV zu lesen.

() ABL L 282 vom 19.10.2016, S. 4.
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(2)  Der Artikel 9 Absdtze 1 und 2 der Richtlinie 2010/30/EU wird ab
5. Juni 2014 gestrichen.

(3) Richtlinie 2009/125/EG wird wie folgt gedndert:
1. Folgender Erwdgungsgrund wird eingefiigt:

»(35a) Gemil der Richtlinie 2010/31/EU des Europdischen Par-
laments und des Rates vom 19. Mai 2010 iber die Gesamt-
energieeffizienz von Gebéduden (*) sind die Mitgliedstaaten
verpflichtet, Anforderungen an die Gesamtenergieeffizienz
von Gebdaudekomponenten, die Teil der Gebdudehiille sind,
und Systemanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz, die
ordnungsgeméle Installation und angemessene Dimensionie-
rung, Einstellung und Uberwachung der gebiudetechnischen
Systeme, die in bestehenden Gebduden eingebaut werden,
festzulegen. Es ist mit den Zielen dieser Richtlinie zu ver-
einbaren, dass diese Anforderungen unter bestimmten Um-
stinden die Installation von energieverbrauchsrelevanten Pro-
dukten, die mit dieser Richtlinie und ihren Durchfiihrungs-
mafBnahmen in Einklang stehen, einschrianken konnen, sofern
durch diese Anforderungen keine ungerechtfertigten Markt-
barrieren errichtet werden.

(*) ABL L 153 vom 18.6.2010, S. 13.«

2. In Artikel 6 Absatz 1 wird folgender Satz angefiigt:

,Die von den Mitgliedstaaten nach Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 8
der Richtlinie 2010/31/EU festgelegten Anforderungen an die Ge-
samtenergieeffizienz und Systemanforderungen bleiben davon unbe-
riihrt.

Artikel 28

Umsetzung

(1)  Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie bis zum 5. Juni
2014 nachzukommen.

Unbeschadet des Unterabsatzes 1 setzen die Mitgliedstaaten die Rechts-
und Verwaltungsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um Arti-
kel 4, Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1, Artikel 5 Absatz 5, Artikel 5
Absatz 6, Artikel 7 Absatz 9 letzter Unterabsatz, Artikel 14 Absatz 6,
Artikel 19 Absatz 2, Artikel 24 Absatz 1 und Artikel 24 Absatz 2 sowie
Anhang V Nummer 4 bis zu den in diesen Bestimmungen genannten
Zeitpunkten nachzukommen.

Sie teilen der Kommission unverziiglich den Wortlaut dieser Vorschrif-
ten mit.

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen
Veroffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln
die Einzelheiten der Bezugnahme.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der
wichtigsten nationalen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem unter
diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
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Artikel 29
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung
im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 30

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
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ANHANG 1

ALLGEMEINE GRUNDSATZE FUR DIE BERECHNUNG DER
STROMMENGE AUS KWK

Teil 1

Allgemeine Grundsdtze

Die Werte fiir die Berechnung des KWK-Stroms sind auf der Grundlage des
erwarteten oder tatsdchlichen Betriebs des Blocks unter normalen Einsatzbedin-
gungen zu bestimmen. Fiir KWK-Kleinstanlagen kann die Berechnung auf zer-
tifizierten Werten beruhen.

a) Die Stromerzeugung aus KWK ist in folgenden Fillen mit der jahrlichen
Gesamtstromerzeugung des Blocks, gemessen am Ausgang der Hauptgenera-
toren, gleichzusetzen:

i) bei KWK-Blocken des Typs b, d, e, f, g und h gemaB Teil II mit einem
von den Mitgliedstaaten festgelegten jdhrlichen Gesamtwirkungsgrad von
mindestens 75 % und

if) bei KWK-Blocken des Typs a und ¢ gemd Teil II mit einem von den
Mitgliedstaaten festgelegten jahrlichen Gesamtwirkungsgrad von mindes-
tens 80 %.

b) Bei KWK-Blocken mit einem jéhrlichen Gesamtwirkungsgrad unter dem in
Buchstabe a Ziffer i genannten Wert (KWK-Blocke des Typs b, d, e, f, g und
h gemiB Teil 1) oder mit einem jdhrlichen Gesamtwirkungsgrad unter dem in
Buchstabe a Ziffer ii genannten Wert (KWK-Blocke der Typen a und c
gemdB Teil 1) wird die KWK nach folgender Formel berechnet:

Exwk = Qrwk * C

Dabei gilt:

Exwx ist die Strommenge aus KWK;

C ist die Stromkennzahl;

Qgwk ist die Nettowdrmeerzeugung aus KWK (zu diesem Zweck berechnet
als Gesamtwérmeerzeugung, vermindert um eventuelle Warmemengen, die in
getrennten Kesselanlagen oder mittels Frischdampfentnahme aus dem Dampf-
erzeuger vor der Turbine erzeugt werden).

Bei der Berechnung des KWK-Stroms ist die tatsdchliche Stromkennzahl
zugrunde zu legen. Ist die tatsdchliche Stromkennzahl eines KWK-Blocks
nicht bekannt, konnen, insbesondere zu statistischen Zwecken, die nachste-
henden Standardwerte fiir Blocke des Typs a, b, ¢, d und e gemiB Teil II
verwendet werden, soweit der berechnete KWK-Strom die Gesamtstromerzeu-
gung des Blocks nicht iiberschreitet:

Typ Standard-Stromkennzahl C
Gasturbine mit Warmeriickgewinnung (kom- 0,95
binierter Prozess)
Gegendruckdampfturbine 0,45
Entnahme-Kondensationsdampfturbine 0,45
Gasturbine mit Warmeriickgewinnung 0,55
Verbrennungsmotor 0,75
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Verwenden die Mitgliedstaaten Standardwerte fiir die Stromkennzahl in Bl6-
cken des Typs f, g, h, i, j und k gemil Teil II, so sind diese zu verdffent-
lichen und der Kommission mitzuteilen.

¢) Wird ein Teil des Energieinhalts der Brennstoffzufuhr zum KWK-Prozess in
chemischer Form riickgewonnen und verwertet, so kann dieser Anteil von der
Brennstoffzufuhr abgezogen werden, bevor der unter den Buchstaben a und b
genannte Gesamtwirkungsgrad berechnet wird.

d

=

Die Mitgliedstaaten konnen die Stromkennzahl als das Verhiltnis von Strom
zu Nutzwirme bestimmen, wenn der Betrieb im KWK-Modus bei geringerer
Leistung erfolgt, und dabei Betriebsdaten des entsprechenden Blocks zu-
grunde legen.

e) Die Mitgliedstaaten konnen fiir die Berechnungen nach den Buchstaben a und
b andere Berichtszeitrdume als ein Jahr verwenden.

Teil II
KWK-Technologien, die unter diese Richtlinie fallen

a) Gasturbine mit Wéarmeriickgewinnung (kombinierter Prozess)
b) Gegendruckdampfturbine

¢) Entnahme-Kondensationsdampfturbine

d) Gasturbine mit Warmeriickgewinnung

e) Verbrennungsmotor

f) Mikroturbinen

g) Stirling-Motoren

h) Brennstoffzellen

i) Dampfmotoren

j) Rankine-Kreislauf mit organischem Fluidum

k) Jede andere Technologie oder Kombination von Technologien, fiir die die
Begriffsbestimmung von Artikel 2 Nummer 30 gilt.

Bei der Durchfiihrung und Anwendung der allgemeinen Grundsétze fiir die
Berechnung der Strommenge aus KWK befolgen die Mitgliedstaaten die in
der Entscheidung 2008/952/EG der Kommission vom 19. November 2008 zur
Festlegung detaillierter Leitlinien fiir die Umsetzung und Anwendung des
Anhangs II der Richtlinie 2004/8/EG des Europédischen Parlaments und des
Rates (') festgelegten detaillierten Leitlinien.

(") ABL L 338 vom 17.12.2008, S. 55.
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ANHANG 11
VERFAHREN ZUR BESTIMMUNG DER EFFIZIENZ DES
KWK-PROZESSES

Die Werte flir die Berechnung des Wirkungsgrades der KWK und der Primér-
energieeinsparungen sind auf der Grundlage des erwarteten oder tatsdchlichen
Betriebs des Blocks unter normalen Einsatzbedingungen zu bestimmen.

a) Hocheffiziente KWK

Im Rahmen dieser Richtlinie muss hocheffiziente KWK folgende Kriterien
erfiillen:

— die KWK-Erzeugung in KWK-Blocken ermdglicht geméll Buchstabe b
berechnete Primérenergieeinsparungen von mindestens 10 % im Vergleich
zu den Referenzwerten fiir die getrennte Strom- und Wirmeerzeugung;

— die Erzeugung in KWK-Klein- und -Kleinstanlagen, die Primérenergie-
einsparungen erbringen, kann als hocheffiziente KWK gelten.

b

~

Berechnung der Primédrenergieeinsparungen

Die Hohe der Primérenergieeinsparungen durch KWK gemiafl Anhang 1 ist
anhand folgender Formel zu berechnen:

1
" CHPHn CHPEn
RefHn = RefEn

PES= |1 x 100%

Dabei gilt:

PEE ist die Primédrenergieeinsparung.

KWK Wn ist der Warmewirkungsgrad-Referenzwert der KWK-Erzeugung,
definiert als jahrliche KWK-Nutzwirmeerzeugung im Verhéltnis zum Brenn-
stoff, der fiir die Erzeugung der Summe von KWK-Nutzwirmeleistung und
KWK-Stromerzeugung eingesetzt wurde.

Ref Wn ist der Wirkungsgrad-Referenzwert fiir die getrennte Warmeerzeu-
gung.

KWK En ist der elektrische Wirkungsgrad der KWK-Erzeugung, definiert als
jéhrlicher KWK-Strom im Verhiltnis zum Brennstoff, der fiir die Erzeugung
der Summe von KWK-Nutzwirmeleistung und KWK-Stromerzeugung einge-
setzt wurde. Wenn ein KWK-Block mechanische Energie erzeugt, so kann der
jéhrlichen KWK-Stromerzeugung ein Zusatzwert hinzugerechnet werden, der
der Strommenge entspricht, die der Menge der mechanischen Energie gleich-
wertig ist. Dieser Zusatzwert berechtigt nicht dazu, Herkunftsnachweise ge-
mil Artikel 14 Absatz 10 auszustellen.

Ref En ist der Wirkungsgrad-Referenzwert fiir die getrennte Stromerzeugung.

o
~

Berechnung der Energieeinsparung unter Verwendung alternativer Berech-
nungsmethoden

Die Mitgliedstaaten konnen Primérenergieeinsparungen aufgrund der
Erzeugung von Wiarme und Strom sowie von mechanischer Energie wie nach-
folgend dargestellt berechnen, ohne dass — um die nicht im Rahmen von
KWK erzeugten Wirme- und Stromanteile des gleichen Prozesses auszuneh-
men — Anhang I angewendet wird. Diese Erzeugung kann als hocheffiziente
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d

=

KWK gelten, wenn sie den Effizienzkriterien unter Buchstabe a dieses An-
hangs entspricht und wenn bei KWK-Blocken mit einer elektrischen Leistung
von iiber 25 MW der Gesamtwirkungsgrad iiber 70 % liegt. Die in KWK
erzeugte Strommenge aus einer solchen Erzeugung wird jedoch fiir die Aus-
stellung eines Herkunftsnachweises und fiir statistische Zwecke nach Anhang
I bestimmt.

Werden die Primérenergieeinsparungen fiir einen Prozess unter Verwendung
der oben genannten alternativen Berechnungsmethoden berechnet, so sind sie
gemdl der Formel unter Buchstabe b dieses Anhangs zu berechnen, wobei
»KWK Wn* durch ,,Wn*“ und , KWK En‘“ durch ,,En“ ersetzt wird.

Dabei gilt: Wn bezeichnet den Wiarmewirkungsgrad des Prozesses, definiert
als jahrliche Warmeerzeugung im Verhédltnis zum Brennstoff, der fiir die
Erzeugung der Summe von Wirmeerzeugung und Stromerzeugung eingesetzt
wurde.

En bezeichnet den elektrischen Wirkungsgrad des Prozesses, definiert als
jéhrliche Stromerzeugung im Verhéltnis zum Brennstoff, der fiir die Summe
von Wirme- und Stromerzeugung eingesetzt wurde. Wenn ein KWK-Block
mechanische Energie erzeugt, so kann der jahrlichen KWK-Stromerzeugung
ein Zusatzwert hinzugerechnet werden, der der Strommenge entspricht, die
der Menge der mechanischen Energie gleichwertig ist. Dieser Zusatzwert
berechtigt nicht dazu, Herkunftsnachweise gemdfl Artikel 14 Absatz 10
auszustellen.

Die Mitgliedstaaten konnen fiir die Berechnung nach den Buchstaben b und ¢
dieses Anhangs andere Berichtszeitrdume als ein Jahr verwenden.

Fir KWK-Kleinstanlagen kann die Berechnung von Primérenergieeinsparun-
gen auf zertifizierten Daten beruhen.

Wirkungsgrad-Referenzwerte fiir die getrennte Erzeugung von Strom und
Wirme

Die harmonisierten Wirkungsgrad-Referenzwerte bestehen aus einer Matrix
von Werten, aufgeschliisselt nach relevanten Faktoren wie Baujahr und
Brennstofftypen, und miissen sich auf eine ausfiihrlich dokumentierte Analyse
stiitzen, bei der unter anderem die Betriebsdaten bei realen Betriebsbedingun-
gen, der Brennstoffmix, die klimatischen Bedingungen und die angewandten
KWK-Technologien beriicksichtigt werden.

Anhand der Wirkungsgrad-Referenzwerte fir die getrennte Erzeugung von
Strom und Wérme gemil der Formel unter Buchstabe b ist der Betriebs-
wirkungsgrad der getrennten Erzeugung von Strom und Wérme zu ermitteln,
die durch KWK ersetzt werden soll.

Die Wirkungsgrad-Referenzwerte werden nach folgenden Grundsétzen be-
rechnet:

1. Beim Vergleich von KWK-Blocken mit Anlagen zur getrennten Strom-
erzeugung gilt der Grundsatz, dass die gleichen Kategorien von Brenn-
stoffen verglichen werden.

2. Jeder KWK-Block wird mit der besten im Jahr des Baus dieses
KWK-Blocks auf dem Markt erhéltlichen und wirtschaftlich vertretbaren
Technologie fiir die getrennte Erzeugung von Wirme und Strom
verglichen.

3. Die Wirkungsgrad-Referenzwerte fir KWK-Blocke, die mehr als zehn
Jahre alt sind, werden auf der Grundlage der Referenzwerte von Blocken
festgelegt, die zehn Jahre alt sind.

4. Die Wirkungsgrad-Referenzwerte fiir die getrennte Erzeugung von Strom
und Wiarme miissen die klimatischen Unterschiede zwischen den Mitglied-
staaten widerspiegeln.
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ANHANG 111

ENERGIEEFFIZIENZANFORDERUNGEN FUR DIE BESCHAFFUNG
VON PRODUKTEN, DIENSTLEISTUNGEN UND GEBAUDEN DURCH
ZENTRALREGIERUNGEN

Bei der Beschaffung von Produkten, Dienstleistungen oder Gebduden beachten
Zentralregierungen, soweit dies mit den Aspekten Kostenwirksamkeit, wirtschaft-
liche Durchfiihrbarkeit, Nachhaltigkeit im weiteren Sinne, technische Eignung
sowie ausreichender Wettbewerb vereinbar ist, die folgenden Vorschriften:

a) Soweit Produkte von einem gemédB der Richtlinie 2010/30/EU oder gemal
einer entsprechenden Durchfiihrungsrichtlinie der Kommission erlassenen de-
legierten Rechtsakt erfasst werden, beschaffen sie nur Produkte, die das Kri-
terium der Zugehorigkeit zur hochstmoglichen Energieeffizienzklasse in An-
betracht der Erforderlichkeit, dass hinreichender Wettbewerb sichergestellt
werden muss, erfiillen.

b) Soweit Produkte, die nicht unter Buchstabe a fallen, von einer nach Inkraft-
treten der vorliegenden Richtlinie angenommenen Durchfithrungsmafinahme
gemil der Richtlinie 2009/125/EG erfasst werden, beschaffen sie nur Pro-
dukte, die die in jener DurchfiihrungsmaBnahme festgelegten Referenzwerte

fiir die Energieeffizienz erfiillen.

~

c¢) Sie beschaffen von dem Beschluss 2006/1005/EG des Rates vom 18. Dezem-
ber 2006 iiber den Abschluss des Abkommens zwischen der Regierung der
Vereinigten Staaten von Amerika und der Europdischen Gemeinschaft iiber
die Koordinierung von Kennzeichnungsprogrammen fiir Strom sparende Bii-
rogerite (1) erfasste Biirogerite, die Energieeffizienzanforderungen erfiillen,
die mindestens ebenso anspruchsvoll sind wie diejenigen, die in Anhang C
des diesem Beschluss beigefiigten Ubereinkommens aufgefiihrt sind.

d

=

Sie beschaffen ausschlieBlich Reifen, die das Kriterium der Zugehorigkeit zur
hochsten  Energieeffizienzklasse gemd der Festlegung durch die
Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates
vom 25. November 2009 iiber die Kennzeichnung von Reifen in Bezug auf
die Kraftstoffeffizienz und andere wesentliche Parameter (?) erfiillen. Diese
Vorschrift hindert 6ffentliche Einrichtungen nicht daran, Reifen mit den bes-
ten Nasshaftungseigenschaften oder dem geringsten Abrollgerdusch zu be-
schaffen, sofern dies aus Griinden der Sicherheit oder der Offentlichen Ge-
sundheit gerechtfertigt ist.

e) Sie fordern bei der Ausschreibung von Dienstleistungsvertrdgen, dass Dienst-
leister fiir die Zwecke des Erbringens der betreffenden Dienstleistungen aus-
schlieBlich Produkte verwenden, die die unter Buchstabe a bis d genannten
Anforderungen erfiillen, wenn sie die betreffenden Dienstleistungen erbringen.
Diese Anforderung gilt nur fiir neue Produkte, die von Dienstleistern aus-
schlieBlich oder teilweise zur Erbringung der betreffenden Dienstleistungen
erworben werden.

f) Sie erwerben nur Gebdude bzw. treffen neue Mietvereinbarungen nur fiir
Gebaude, die wenigstens die Mindestanforderungen an die Gesamtenergieef-
fizienz nach Artikel 5 Absatz 1 erfiillen, es sei denn, der Erwerb des Gebiu-
des dient einem der nachstehend genannten Zwecke:

i) der Vornahme umfassender Renovierung oder des Abbruchs;

ii) im Falle von offentlichen Einrichtungen, dem Weiterverkauf des Geb&u-
des ohne dessen Nutzung fiir die Zwecke der offentlichen Einrichtung;

iii) der Erhaltung als Gebédude, das als Teil eines ausgewiesenen Umfelds
oder aufgrund seines besonderen architektonischen oder historischen
Werts offiziell geschiitzt ist.

Die Erfullung dieser Anforderungen wird mittels der Ausweise tiber die Gesamt-
energieeffizienz nach Artikel 11 der Richtlinie 2010/31/EU tiberpriift.

(") ABL. L 381 vom 28.12.2006, S. 24.

(3 ABL L 342 vom 22.12.2009, S. 46.
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ANHANG 1V
ENERGIEGEHALT AUSGEWAHLTER BRENNSTOFFE FUR DEN ENDVERBRAUCH —
UMRECHNUNGSTABELLE (')
Brennstoff KJ (Nettowdrmeinhalt) | <& Oli%‘v‘gifgfnﬁ%) (Net 1 1 Wh (Nettowéirmeinhal)
1 kg Koks 28 500 0,676 7,917
1 kg Steinkohle 17 200 — 30 700 0,411 — 0,733 4,778 — 8,528
1 kg Braunkohlenbriketts 20 000 0,478 5,556
1 kg Hartbraunkohle 10 500 — 21 000 0,251 — 0,502 2917 — 5,833
1 kg Braunkohle 5600 — 10 500 0,134 — 0,251 1,556 — 2,917
1 kg Olschiefer 8 000 — 9 000 0,191 — 0,215 2,222 — 2,500
1 kg Torf 7 800 — 13 800 0,186 — 0,330 2,167 — 3,833
1 kg Torfbriketts 16 000 — 16 800 0,382 — 0,401 4,444 — 4,667
1 kg Riickstandsheizol (Schwerdl) 40 000 0,955 11,111
1 kg leichtes Heizol 42 300 1,010 11,750
1 kg Motorkraftstoff (Vergaserkraft- | 44 000 1,051 12,222
stoff)
1 kg Paraffin 40 000 0,955 11,111
1 kg Fliissiggas 46 000 1,099 12,778
1 kg Erdgas (') 47200 1,126 13,10
1 kg Fliissigerdgas 45190 1,079 12,553
1 kg Holz (25 % Feuchte) (3 13 800 0,330 3,833
1 kg Pellets/Holzbriketts 16 800 0,401 4,667
1 kg Abfall 7400 — 10 700 0,177 — 0,256 2,056 — 2,972
1 MJ abgeleitete Warme 1 000 0,024 0,278
1 kWh elektrische Energie 3 600 0,086 1¢)

Quelle: Eurostat.

(") 93 % Methan.

(®») Die Mitgliedstaaten konnen je nach der im jeweiligen Mitgliedstaat am meisten genutzten Holzsorte andere Werte verwenden.
»M8 (*) Sofern Energieeinsparungen in Form von Primérenergieeinsparungen unter Verwendung eines Bottom-up-Ansatzes auf der

Grundlage des Endenergieverbrauchs berechnet werden. Fiir Einsparungen von elektrischer Energie in kWh wenden die Mitglied-
staaten ausgehend von den nationalen Gegebenheiten, die den Primérenergieverbrauch beeinflussen, einen in einer transparenten
Vorgehensweise festgelegten Koeffizienten an, damit eine prézise Berechnung der tatsdchlichen Einsparungen sichergestellt ist. Diese
Gegebenheiten miissen begriindet und nachpriifbar sein und auf objektiven und diskriminierungsfreien Kriterien beruhen. Fiir
Einsparungen von elektrischer Energie in kWh konnen die Mitgliedstaaten standardméBig einen Koeffizienten von 1,9 anwenden
oder von ihrem Spielraum Gebrauch machen, einen anderen Koeffizienten festzulegen, wenn sie dies rechtfertigen konnen. Wenn die
Mitgliedstaaten so verfahren, beriicksichtigen sie den Energiemix in ihren integrierten nationalen Energie- und Klimaplédnen, die der
Kommission gemdfl Verordnung (EU) 2018/1999 mitzuteilen sind. Bis zum 25. Dezember 2022 und danach alle vier Jahre passt die
Kommission den Standardkoeffizienten auf der Grundlage der tatsdchlich erhobenen Daten an. Diese Anpassung wird unter Beriick-
sichtigung ihrer Auswirkungen auf anderes Unionsrecht, wie die Richtlinie 2009/125/EG und die Verordnung (EU) 2017/1369 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2017 zur Festlegung eines Rahmens fiir die Energieverbrauchskennzeichnung
und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/30/EU (ABI. L 198 vom 28.7.2017, S. 1), durchgefiihrt. «

(') Die Mitgliedstaaten konnen andere Umrechnungsfaktoren verwenden, wenn sie dies

rechtfertigen konnen.
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ANHANG V

Gemeinsame Methoden und Grundsitze zur Berechnung der Auswirkungen
der Energieeffizienzverpflichtungssysteme oder anderer strategischer
Mafinahmen nach Artikel 7, 7a und 7b und nach Artikel 20 Absatz 6

1. Methoden zur Berechnung von nicht auf steuerliche MaBBnahmen zuriickzufiih-
renden Energieeinsparungen fiir die Zwecke der Artikel 7, 7a und 7b und des
Artikels 20 Absatz 6.

Verpflichtete, teilnehmende oder beauftragte Parteien oder durchfiihrende Be-
horden konnen zur Berechnung der Energieeinsparungen auf die folgenden
Methoden zuriickgreifen:

a) angenommene Einsparungen — unter Bezugnahme auf die Ergebnisse
fritherer unabhéngig kontrollierter Energieeffizienzverbesserungen in dhn-
lichen Anlagen. Der allgemeine Ansatz ist ,,ex ante";

b

=

gemessene Einsparungen, wobei die Einsparungen aufgrund der Umset-
zung einer MaBinahme oder eines MaBnahmenpakets durch Erfassung der
tatsdchlichen Verringerung der Energienutzung unter gebiihrender Beriick-
sichtigung von Faktoren, die den Verbrauch beeinflussen konnen, wie
Zusitzlichkeit, Nutzung, Produktionsniveaus und Wetter, festgestellt wer-
den. Der allgemeine Ansatz ist ,,ex post™;

c) geschitzte Einsparungen, wobei technische Abschitzungen der Einsparungen
verwendet werden. Dieser Ansatz darf nur dann verwendet werden, wenn die
Ermittlung belastbarer gemessener Daten fiir eine bestimmte Anlage schwierig
oder unverhéltnismafig teuer ist, wie z. B. Ersatz eines Kompressors oder
eines Elektromotors mit anderer kWh-Nennleistung als jener, fiir die unabhén-
gige Angaben zu gemessenen Einsparungen vorliegen, oder wenn diese Schat-
zungen anhand national festgelegter Verfahren und Referenzwerte von quali-
fizierten oder akkreditierten Experten durchgefiihrt werden, die unabhingig
von den verpflichteten, teilnehmenden oder beauftragten Parteien sind;

d
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mittels Erhebung bestimmte Einsparungen, bei denen die Reaktion der
Verbraucher auf Beratung und Informationskampagnen, auf Kennzeich-
nungs- oder Zertifizierungssysteme oder auf den Einsatz intelligenter Zéh-
ler festgestellt wird. Dieser Ansatz darf nur fiir Einsparungen verwendet
werden, die sich aus einem verdnderten Verbraucherverhalten ergeben. Er
wird nicht fir Einsparungen verwendet, die sich aus dem Einbau physi-
scher Vorrichtungen ergeben.

2. Fir die Feststellung der Energieeinsparungen durch eine Energieeffizienzmaf-
nahme fiir die Zwecke der Artikel 7, 7a und 7b und des Artikels 20 Absatz 6
gelten folgende Grundsétze:

a) Es wird nachgewiesen, dass es sich um zusitzliche Einsparungen handelt,
die iiber die Einsparungen hinausgehen, die auch ohne die Tatigkeit der
verpflichteten, teilnehmenden oder beauftragten Parteien oder durchfiihren-
den offentlichen Stellen in jedem Fall zu verzeichnen gewesen wiren. Um
festzustellen, welche Einsparungen als zusitzlich geltend gemacht werden
konnen, betrachten die Mitgliedstaaten, wie sich Energienutzung und
-nachfrage ohne die betreffende strategische Mafinahme unter Beriicksich-
tigung mindestens folgender Faktoren entwickeln wiirden: Entwicklungen
beim Energieverbrauch, Verdnderungen des Verbraucherverhaltens, tech-
nischer Fortschritt und Verdnderungen aufgrund anderer Mafinahmen, die
auf Unions- und nationaler Ebene umgesetzt werden;

b) aus der Durchfithrung verbindlichen Unionsrechts resultierende Einsparungen
gelten als Einsparungen, die in jedem Fall erzielt worden wiren, und kénnen
daher nicht als Energieeinsparungen fiir die Zwecke des Artikels 7 Absatz 1
geltend gemacht werden. Abweichend von dieser Anforderung konnen Ein-
sparungen im Zusammenhang mit der Renovierung bestehender Gebédude fiir
die Zwecke des Artikels 7 Absatz 1 als Energieeinsparungen geltend gemacht
werden, sofern das Kriterium der Wesentlichkeit gemd Nummer 3 Buch-
stabe h dieses Anhangs erfiillt ist. Einsparungen aufgrund der Einhaltung
nationaler Mindestanforderungen fiir neue Gebéude, die vor der Umsetzung
der Richtlinie 2010/31/EU festgelegt wurden, konnen fiir die Zwecke des
Artikels 7 Absatz 1 Buchstabe a als Energieeinsparungen geltend gemacht
werden, sofern das Kriterium der Wesentlichkeit gemdB Nummer 3 Buch-
stabe h dieses Anhangs erfiillt ist und die Mitgliedstaaten diese Einsparungen
in ihren Nationalen Energieeffizienz-Aktionspldnen gemafl Artikel 24 Absatz 2
angegeben haben;
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¢) es dirfen nur Einsparungen angerechnet werden, die iber folgende
Schwellen hinausgehen:

i) Emissionsvorgaben der Union fiir neue Personenkraftwagen und neue
leichte Nutzfahrzeuge aufgrund der Durchfiihrung der Verordnung (EG)
Nr. 443/2009 (') und der Verordnung (EU) Nr. 510/2011 (?) des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates;

ii) Anforderungen der Union fiir energieverbrauchsrelevante Produkte, die
aufgrund der Umsetzung von Durchfithrungsmainahmen nach der
Richtlinie 2009/125/EG vom Markt zu nehmen sind.

d

=

Strategien, mit denen bei Produkten, Ausriistung, Verkehrssystemen, Fahr-
zeugen und Kraftstoffen, Gebauden und Gebdudekomponenten, Verfahren
oder Mirkten auf eine Erhohung der Energieeffizienz hingewirkt werden
soll, sind zuldssig.

e) MafBnahmen zur Forderung der Installation von Kleinanlagen fiir erneuer-
bare Energie an oder in Gebduden sind im Hinblick auf die Erfiillung der
Energieeinsparverpflichtungen nach Artikel 7 Absatz 1 anrechenbar, sofern
sie zu Uberpriifbaren und mess- oder schitzbaren Energieeinsparungen
fithren. Die Berechnung der Einsparungen muss den Anforderungen dieses
Anhangs entsprechen.

f) bei Strategien, die den Einsatz effizienterer Produkte und Fahrzeuge be-
schleunigen, ist eine vollstindige Anrechnung mdglich, wenn nachgewie-
sen wird, dass ein solcher Einsatz vor Ende der durchschnittlich zu erwar-
tenden Produkt- oder Fahrzeuglebensdauer oder frither als zum {iiblichen
Austauschzeitpunkt erfolgt, und wenn die Einsparungen nur fiir den Zeit-
raum bis zum Ende der voraussichtlichen durchschnittlichen Lebensdauer
des zu ersetzenden Produkts oder Fahrzeugs geltend gemacht werden.

g) zur Forderung der Verbreitung von EnergieeffizienzmaBBnahmen stellen die
Mitgliedstaaten, sofern relevant, sicher, dass Qualitdtsstandards fiir Pro-
dukte, Dienstleistungen und die Durchfiihrung von Mallnahmen beibehal-
ten oder, wenn es solche Standards noch nicht gibt, eingefiihrt werden;

h) um den klimatischen Unterschieden zwischen den Regionen Rechnung zu
tragen, konnen die Mitgliedstaaten beschlieBen, die Einsparungen an einen
Standardwert anzupassen oder unterschiedliche Energieeinsparungen ent-
sprechend den Temperaturunterschieden zwischen den Regionen
anzugeben;

i) bei der Berechnung der Energieeinsparungen ist die Lebensdauer von Mal3-
nahmen sowie das Tempo, in dem die Einsparwirkung mit der Zeit nach-
lasst, zu beriicksichtigen. Bei dieser Berechnung werden die Einsparungen,
die sich aus den EinzelmaBnahmen im Zeitraum zwischen dem Datum
ihrer Einfiihrung und dem 31. Dezember 2020 bzw. dem 31. Dezember
2030 ergeben, angerechnet. Ersatzweise konnen sich die Mitgliedstaaten
fiir eine andere Methode entscheiden, bei der davon ausgegangen wird,
dass damit Gesamteinsparungen in mindestens gleicher Hohe erreicht wer-
den. Wenden die Mitgliedstaaten eine andere Methode an, so stellen sie
sicher, dass die nach dieser Methode berechnete Gesamthohe der Energie-
einsparungen nicht die Hohe der Energieeinsparungen iibersteigt, die eine
Berechnung ergibe, bei der die Einsparungen, die sich aus den Einzel-
mafinahmen im Zeitraum zwischen dem Datum ihrer Einfithrung und dem
31. Dezember 2020 bzw. dem 31. Dezember 2030 ergeben, angerechnet
werden. Die Mitgliedstaaten erldutern ausfiihrlich in ihren integrierten na-
tionalen Energie- und Klimaplinen geméd der Verordnung (EU)
2018/1999, welche andere Methode sie angewandt haben und welche Re-
gelungen getroffen wurden, um die Einhaltung dieses verbindlichen
Grundsatzes bei der Berechnung zu gewdhrleisten.

(") Verordnung (EG) Nr. 443/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
23. April 2009 zur Festsetzung von Emissionsnormen fiir neue Personenkraftwagen im
Rahmen des Gesamtkonzepts der Gemeinschaft zur Verringerung der CO,-Emissionen
von Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen (ABI. L 140 vom 5.6.2009, S. 1).

(® Verordnung (EU) Nr. 510/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai
2011 zur Festsetzung von Emissionsnormen fiir neue leichte Nutzfahrzeuge im Rahmen
des Gesamtkonzepts der Union zur Verringerung der CO,-Emissionen von Personen-
kraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen (ABI. L 145 vom 31.5.2011, S. 1).
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3. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass strategische Mafinahmen nach Arti-

kel 7b und Artikel 20 Absatz 6 die folgenden Anforderungen erfiillen:

a) Die strategischen MaBinahmen und EinzelmaBnahmen bewirken nachpriif-
bare Endenergieeinsparungen.

b) Die Verantwortung jeder teilnehmenden oder beauftragten Partei bzw.
durchfithrenden Behorde wird klar festgelegt.

c) Die erzielten bzw. zu erzielenden Energieeinsparungen werden auf trans-
parente Art und Weise festgelegt.

d

=

Der Umfang der Energieeinsparungen, der mit der strategischen Maf-
nahme vorgeschrieben wird oder erzielt werden soll, wird unter Verwen-
dung der Umrechnungsfaktoren gemdfl Anhang IV entweder als Primér-
energie- oder Endenergieverbrauch ausgedriickt.

e) Ein Jahresbericht {iber die von den teilnehmenden oder beauftragten Par-
teien und durchfithrenden offentlichen Stellen erzielten Energieeinsparun-
gen, sowie Angaben zum Jahrestrend bei den Energieeinsparungen, werden
vorgelegt und offentlich zugénglich gemacht.

f) Die Ergebnisse werden iiberwacht, und falls keine zufriedenstellenden
Fortschritte erzielt werden, werden geeignete Mafinahmen ergriffen.

~

Energieeinsparungen, die sich aus einer Einzelmafinahme ergeben, konnen
von hochstens einer Partei fiir sich beansprucht werden.

g

h) Die Tétigkeiten der teilnehmenden oder beauftragten Partei bzw. durch-
fithrenden Behdrde sind nachweislich wesentlich fiir die Erreichung der
geltend gemachten Energieeinsparungen.

. Bei der Feststellung der Energieeinsparungen durch strategische Maflnahmen

im Bereich der Besteuerung, die gemil Artikel 7b eingefiihrt wurden, gelten
die folgenden Grundsitze:

a) Angerechnet werden nur Energieeinsparungen aus steuerlichen Malinah-
men, die die in der Richtlinie 2003/96/EG (') oder 2006/112/EG des Ra-
tes (%) vorgegebenen Mindeststeuersitze fiir Kraftstoffe iiberschreiten.

b) Die fiir die Berechnung der Auswirkungen der (Energie-)Besteuerungs-
mafinahmen verwendeten Preiselastizititen bilden die Anpassung der Ener-
gienachfrage an Preisdnderungen ab und werden auf der Grundlage aktu-
eller und représentativer amtlicher Datenquellen geschétzt.

c) Die Energieeinsparungen aus flankierenden steuerpolitischen Instrumenten,
einschlieflich Steueranreizen oder Einzahlungen in einen Fonds, werden
getrennt verbucht.

. Mitteilung der Vorgehensweise

-

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission geméf der Verordnung (EU)
2018/1999 ihre geplante detaillierte Vorgehensweise fiir die Energieeffizienz-
verpflichtungssysteme und alternativen Mafnahmen nach den Artikeln 7a und
7b sowie nach Artikel 20 Absatz 6 mit. AuBler bei Steuern umfasst diese
Mitteilung spezifische Angaben zu folgenden Aspekten:

a) Hohe der in Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 2 Buchstabe b festgelegten
Energieeinsparungen oder der zu erwartenden Einsparungen, die iiber den
gesamten Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2030
hinweg angestrebt werden;

Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der ge-

meinschaftlichen Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und
elektrischem Strom (ABI. L 283 vom 31.10.2003, S. 51).

(® Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 iiber das gemeinsame Mehr-

wertsteuersystem (ABL. L 347 vom 11.12.2006, S. 1).



0201210027 — DE — 04.05.2023 — 011.001 — 50

b) verpflichtete, teilnehmende oder beauftragte Parteien oder durchfiihrende
Behorden;

¢) Zielsektoren;
d) strategische Mafinahmen und EinzelmaBnahmen, einschlieflich der erwar-
teten Gesamthéhe der kumulierten Energieeinsparungen fiir jede MaB-

nahme;

e) Dauer des Verpflichtungszeitraums im Rahmen des Energieeffizienzver-
pflichtungssystems;

f) im Rahmen der strategischen Maflnahme vorgesehene Maflnahmen;

g) Berechnungsmethode einschlieflich der Angabe, wie die Zusitzlichkeit
und die Wesentlichkeit festgestellt wurden und welche Methoden und
Referenzwerte fiir die angenommenen und die geschétzten Einsparungen

verwendet werden;

h) Lebensdauer der Mafinahmen und Angaben dazu, wie sie berechnet wer-
den bzw. worauf sie beruhen;

i) Ansatz, auf den zur Beriicksichtigung unterschiedlicher klimatischer Be-
dingungen in dem Mitgliedstaat zuriickgegriffen wird;

j) Uberwachungs- und Priifsysteme fiir MaBnahmen nach den Artikeln 7a
und 7b sowie Methoden zur Gewihrleistung ihrer Unabhingigkeit von
den verpflichteten, teilnehmenden oder beauftragten Parteien;

k) bei Steuern:

i) Zielsektoren und Steuerzahler-Segment;
ii) durchfithrende Behorde;
iii) erwartete Einsparungen;

iv) Dauer der steuerlichen Maflnahme und

v) Berechnungsmethode, einschlielich der verwendeten Preiselastizitdten
und der Angabe, wie diese festgelegt wurden.
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ANHANG VI

Mindestkriterien fiir Energieaudits einschlieSlich derjenigen, die als Teil von
Energiemanagementsystemen durchgefiihrt werden

Die Energieaudits nach Artikel 8 stiitzen sich auf folgende Leitlinien:

a) Sie basieren auf aktuellen, gemessenen, belegbaren Betriebsdaten zum Ener-
gieverbrauch und den Lastprofilen (fiir Strom).

b) Sie schlieBen eine eingehende Priifung des Energieverbrauchsprofils von Ge-
bauden oder Gebdudegruppen und Betriebsabldaufen oder Anlagen in der In-
dustrie ein, einschlieBlich der Beforderung.

c) Sie basieren nach Mdoglichkeit auf einer Lebenszyklus-Kostenanalyse anstatt
auf einfachen Amortisationszeiten, um langfristige Einsparungen, Restwerte
von langfristigen Investitionen und Abzinsungssitze zu beriicksichtigen.

d) Sie sind verhdltnisméBig und so reprédsentativ, dass sich daraus ein zuverlés-
siges Bild der Gesamtenergieeffizienz ergibt und sich die wichtigsten Ver-
besserungsmoglichkeiten zuverldssig ermitteln lassen.

Audits miissen detaillierte und validierte Berechnungen fiir die vorgeschlagenen
MalBnahmen ermdglichen und so klare Informationen {iber potenzielle Einsparun-
gen liefern.

Die fiir Audits herangezogenen Daten miissen fiir historische Analysen und zur
Riickverfolgung der Leistung aufbewahrt werden konnen.
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ANHANG VII

Mindestanforderungen an die Abrechnung und die Abrechnungsinformationen

1.2.

1.3.

auf der Grundlage des tatsichlichen Erdgasverbrauchs

Mindestanforderungen an die Abrechnung
Abrechnung auf der Grundlage des tatsdchlichen Verbrauchs

Um die Endkunden in die Lage zu versetzen, ihren eigenen Energiever-
brauch zu steuern, sollte die Abrechnung auf der Grundlage des tatsédch-
lichen Verbrauchs mindestens einmal jahrlich erfolgen; Abrechnungsinfor-
mationen sollten, wenn die Verbraucher dies verlangen oder sich fiir die
Zustellung der Abrechnung auf elektronischem Wege entschieden haben,
mindestens vierteljahrlich und ansonsten halbjéhrlich zur Verfiigung gestellt
werden. Ausschlieflich zum Kochen verwendetes Gas kann von dieser
Anforderung ausgenommen werden.

Mindestinformationen auf der Rechnung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass den Endkunden gegebenenfalls in
oder zusammen mit den Rechnungen, Vertrdgen, Transaktionen und an
Verteilerstationen ausgestellten Quittungen folgende Informationen auf
klare und verstidndliche Weise zur Verfligung gestellt werden:

a) geltende tatsdchliche Preise und tatsdchlicher Energieverbrauch;

b) Vergleich des gegenwirtigen Energieverbrauchs des Endkunden mit
dem Energieverbrauch im gleichen Zeitraum des Vorjahres, vorzugs-
weise in grafischer Form;

¢) Kontaktinformationen, darunter Internetadressen, von Verbraucherorga-
nisationen, Energieagenturen oder dhnlichen Einrichtungen, von denen
Informationen iiber angebotene Maflnahmen zur Verbesserung der Ener-
gieeffizienz, Endnutzer-Vergleichsprofile und objektive technische Spe-
zifikationen fiir energiebetriebene Geréte erhalten werden konnen.

Wo immer dies machbar und zweckmaiBig ist, stellen die Mitgliedstaaten
auflerdem sicher, dass Vergleiche mit den normierten oder durch Ver-
gleichstests ermittelten Durchschnittsendkunden derselben Nutzerkatego-
rie den Endkunden in oder zusammen mit den Rechnungen, Vertriagen,
Transaktionen und an Verteilerstationen ausgestellten Quittungen auf
klare und verstidndliche Weise zur Verfiigung gestellt bzw. ausgehidngt
werden.

Energieeffizienz-Begleitinformationen zu Rechnungen und sonstige Riick-
meldungen an die Endkunden

Energieverteiler, Verteilernetzbetreiber und Energieeinzelhandelsunterneh-
men bieten ihren Kunden bei der Ubermittlung von Vertriigen und Ver-
tragsanderungen sowie in den Rechnungen, die den Kunden zugehen, oder
durch an einzelne Kunden gerichtete Internetseiten klare und versténdliche
Angaben (darunter Internetadressen) zur Kontaktaufnahme mit unabhingi-
gen Verbraucherberatungszentren, Energieagenturen oder dhnlichen Institu-
tionen, bei denen Beratung zu bestehenden Energieeffizienzmafinahmen,
Vergleichsprofile fiir ihren Energieverbrauch und technische Spezifikatio-
nen fiir energiebetriebene Gerdte, die zur Verringerung des Verbrauchs
dieser Geridte beitragen konnen, erhiltlich sind.
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ANHANG VIIA

Mindestanforderungen an die Abrechnungs- und die Verbrauchsinformationen
zur Wirme-, Kilte- und Trinkwarmwasserversorgung

1. Abrechnung auf der Grundlage des tatséchlichen Verbrauchs oder der Ablese-
werte von Heizkostenverteilern

Damit die Endnutzer ihren eigenen Energieverbrauch steuern kénnen, erfolgt
die Abrechnung auf der Grundlage des tatsdchlichen Verbrauchs oder der
Ablesewerte von Heizkostenverteilern mindestens einmal jahrlich.

2. Mindesthaufigkeit der Abrechnungs- und Verbrauchsinformationen

Wenn fernablesbare Zihler oder Heizkostenverteiler installiert wurden, werden
den Endnutzern ab dem 25. Oktober 2020 Abrechnungs- und Verbrauchs-
informationen auf der Grundlage des tatsichlichen Verbrauchs oder der Ab-
lesewerte von Heizkostenverteilern — auf Verlangen oder wenn die Endkun-
den sich fiir die Zustellung der Abrechnung auf elektronischem Wege ent-
schieden haben — mindestens vierteljahrlich und ansonsten zweimal im Jahr
bereitgestellt.

Wenn fernablesbare Zihler oder Heizkostenverteiler installiert wurden, werden
Endnutzern ab dem 1. Januar 2022 Abrechnungs- oder Verbrauchsinformatio-
nen auf der Grundlage des tatséchlichen Verbrauchs oder der Ablesewerte von
Heizkostenverteilern mindestens monatlich bereitgestellt. Diese Informationen
konnen auch iber das Internet zur Verfiigung gestellt und so oft aktualisiert
werden, wie es die eingesetzten Messgerite und -systeme zulassen. Wirme-
und Kailteversorgung konnen auflerhalb der Heiz-/Kiihlperioden von dieser
Anforderung ausgenommen werden.

3. Mindestinformationen in der Rechnung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass den Endnutzern auf oder zusammen
mit den Rechnungen, wenn diese auf dem tatsdchlichen Verbrauch oder auf
den Ablesewerten von Heizkostenverteilern beruhen, folgende Informationen
auf klare und verstdndliche Weise zur Verfiigung gestellt werden:

a) geltende tatsdchliche Preise und tatsdchlicher Energieverbrauch oder Ge-
samtheizkosten und Ablesewerte von Heizkostenverteilern;

b) Informationen iiber den eingesetzten Brennstoffmix und die damit verbun-
denen jahrlichen Mengen an Treibhausgasemissionen, auch fiir Endnutzer,
die mit Fernwérme bzw. Fernkilte versorgt werden, und eine Erlduterung
der erhobenen Steuern, Abgaben und Zolltarife. Die Mitgliedstaaten kdn-
nen den Anwendungsbereich der Anforderung, Informationen zu den
Treibhausgasemissionen zur Verfligung zu stellen, auf Lieferungen aus
Fernwirmesystemen mit einer thermischen Gesamtnennleistung iiber
20 MW beschrénken;

c) Vergleich des gegenwirtigen Energieverbrauchs des Endnutzers mit dem
Energieverbrauch im gleichen Zeitraum des Vorjahres, vorzugsweise in
grafischer Form, mit klimabezogener Korrektur fiir die Warme- und Kalte-
versorgung;

d

=

Kontaktinformationen, darunter Internetadressen, von Verbraucherorganisa-
tionen, Energieagenturen oder dhnlichen Einrichtungen, bei denen Infor-
mationen iiber angebotene Maflnahmen zur Energieeffizienzverbesserung,
Endnutzer-Vergleichsprofile und objektive technische Spezifikationen fiir
energiebetriebene Gerite eingeholt werden konnen;

e) Informationen iiber damit verbundene Beschwerdeverfahren, Dienste von
Biirgerbeauftragten oder alternative Streitbeilegungsverfahren, die in den
Mitgliedstaaten zur Anwendung kommen;

f) Vergleiche mit dem normierten oder durch Vergleichstests ermittelten
Durchschnittsendnutzer derselben Nutzerkategorie. Im Fall elektronischer
Rechnungen kann ein solcher Vergleich alternativ online bereitgestellt und
in der Rechnung entsprechend darauf verwiesen werden.

In Rechnungen, die nicht auf dem tatsdchlichen Verbrauch oder auf den
Ablesewerten von Heizkostenverteilern beruhen, wird klar und verstandlich
erklart, wie der in der Rechnung ausgewiesene Betrag berechnet wurde, und
sind mindestens die Informationen gemifl den Buchstaben d und e angegeben.



0201210027 — DE — 04.05.2023 — 011.001 — 54

ANHANG VIII

Potenzial fiir eine effiziente Wirme- und Kiilteversorgung

Die umfassende Bewertung des nationalen Wérme- und Kélteversorgungspoten-
zials gemél Artikel 14 Absatz 1 muss Folgendes enthalten und sich auf Folgen-
des stiitzen:
Teil 1
UBERSICHT UBER DIE WARME- UND KALTEVERSORGUNG

1. Wirme- und Kiltebedarf in Bezug auf die ermittelte Nutzenergie (') und

quantifizierter Endenergieverbrauch in GWh pro Jahr (?) nach Sektoren:

a) Wohngebidude;

b) Dienstleistungen;

¢) Industrie;

d) alle sonstigen Sektoren mit jeweils mehr als 5 % des gesamten nationalen
Nutzwirme- und -kiltebedarfs;

2. Ermittlung bzw., in dem unter Nummer 2 Buchstabe a Ziffer i genannten Fall,
Ermittlung oder Schitzung der derzeitigen Warme- und Kaélteversorgung:

a) nach Technologie in GWh pro Jahr (°), méglichst innerhalb der unter
Nummer 1 genannten Sektoren, mit einer Unterscheidung zwischen Ener-
gie aus fossilen Energietragern und aus erneuerbaren Quellen:

—
=

Bereitstellung vor Ort in Wohngebduden und an Dienstleistungsstand-
orten durch:

— ausschlieBlich warmeerzeugende Kesselanlagen;

— hocheffiziente KWK;

— Wiérmepumpen;

— sonstige vor Ort befindliche Technologien und Quellen;

ii) Bereitstellung vor Ort an anderen Standorten als Wohn- und Dienst-
leistungsstandorten durch:

— ausschlielich wirmeerzeugende Kesselanlagen;

— hocheffiziente KWK;

— Wirmepumpen;

— sonstige vor Ort befindliche Technologien und Quellen;
iii) Bereitstellung auBerhalb des Standorts durch:

— hocheffiziente KWK;

— Abwirme;

(") Menge der zur Deckung des Wirme- und Kiltebedarfs der Endnutzer erforderlichen
Wirmeenergie.

(®) Es sollten die aktuellsten verfiigbaren Daten verwendet werden.

(®) Es sollten die aktuellsten verfiigbaren Daten verwendet werden.
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— sonstige auBlerhalb des Standorts befindliche Technologien und
Quellen;

b) Ermittlung von Anlagen, die Abwidrme oder -kilte erzeugen, und ihres
Potenzials fiir die Warme- und Kiélteversorgung in GWh pro Jahr:

i) Warmekraftwerksanlagen, die Abwarme mit einer thermischen Gesamt-
nennleistung von mehr als 50 MW liefern oder dafiir nachgeriistet
werden konnen;

i) KWK-Anlagen mit einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr
als 20 MW, die in Anhang I Teil II genannte Technologien nutzen;

iii) Abfallverbrennungsanlagen;

iv) Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energie mit einer thermischen Ge-
samtnennleistung von mehr 20 MW, die aus erneuerbaren Energiequel-
len Wirme oder Kilte erzeugen, mit Ausnahme der unter Nummer 2
Buchstabe b Ziffern i und ii genannten Anlagen;

v) Industrieanlagen mit einer thermischen Gesamtnennleistung von mehr
als 20 MW, die Abwérme erzeugen konnen;

c) gemeldeter Anteil der Energie aus erneuerbaren Quellen sowie aus Ab-
wirme oder -kélte am Endenergieverbrauch im Fernwérme- und -kéltesek-
tor (') wiahrend der letzten fiinf Jahre gemiB der Richtlinie (EU)
2018/2001;

. Landkarte des gesamten Hoheitsgebiets mit folgenden Angaben (unter Wah-

rung der Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen):

a) bei der Analyse gemdl Nummer 1 ermittelte Warme- und Kaltebedarfs-
gebiete, wobei im Interesse der Konzentration auf energieintensive Gebiete
in Stddten und Ballungsgebieten einheitliche Kriterien anzuwenden sind;

b) gemdl Nummer 2 Buchstabe b ermittelte bestehende Warme- und Kélte-
versorgungspunkte und Fernwérmeiibertragungsanlagen;

c) geplante Wérme- und Kailteversorgungspunkte des gemdl Nummer 2
Buchstabe b beschriebenen Typs sowie geplante Fernwirmeiibertragungs-
anlagen;

. Prognose der Trends fiir den Warme- und Kailtebedarf in GWh im Hinblick

-

auf die néchsten 30 Jahre, insbesondere unter Beriicksichtigung der Projek-
tionen fiir die nichsten zehn Jahre, der Anderung des Bedarfs in Gebiuden
und verschiedenen Industriesektoren und der Auswirkungen politischer Maf@3-
nahmen und Strategien im Zusammenhang mit dem Bedarfsmanagement, wie
z. B. langfristiger Strategien fiir die Gebduderenovierung gemil3 der Richt-
linie (EU) 2018/844.

Der Ermittlung der Kélteversorgung aus erneuerbaren Quellen ist im Einklang mit der

Richtlinie (EU) 2018/2001 vorzunehmen, sobald die Methode zur Berechnung der
Menge an erneuerbarer Energie fir die Kéilteversorgung und die Fernkilteversorgung
gemil Artikel 35 der genannten Richtlinie festgelegt ist. Bis zu diesem Zeitpunkt ist
eine geeignete nationale Methode anzuwenden.
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Teil 11
ZIELE, STRATEGIEN UND POLITISCHE MABNAHMEN

5. Geplanter Beitrag des Mitgliedstaats zu seinen nationalen Zielen, Vorgaben
und Beitrdgen zu den fiinf Dimensionen der Energieunion gemdB Artikel 3
Absatz 2 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2018/1999, der durch eine effi-
ziente Wiarme- und Kalteversorgung geleistet werden soll, insbesondere in
Bezug auf Artikel 4 Buchstabe b Nummern 1 bis 4 und Artikel 15 Absatz 4
Buchstabe b der genannten Verordnung, wobei anzugeben ist, welche dieser
Elemente die integrierten nationalen Energie- und Klimapldne ergénzen;

6. allgemeiner Uberblick iiber die bestehenden Politiken und MaBnahmen, die im
letzten Bericht geméB den Artikeln 3, 20 und 21 sowie Artikel 27 Buchstabe a
der Verordnung (EU) 2018/1999 beschrieben werden.

Teil 11T

ANALYSE DES WIRTSCHAFTLICHEN POTENZIALS FUR EINE
EFFIZIENTE WARME- UND KALTEVERSORGUNG

7. Fir das gesamte nationale Hoheitsgebiet ist anhand der in Artikel 14 Absatz 3
genannten Kosten-Nutzen-Analyse eine Analyse des wirtschaftlichen Potenzi-
als (") verschiedener Wirme- und Kilteversorgungstechnologien durchzufiih-
ren; dabei sind alternative Szenarien fiir auf erneuerbaren Energien basierende
oder effizientere Warme- und Kiélteversorgungstechnologien zu ermitteln, wo-
bei gegebenenfalls zwischen Energie aus fossilen Energietragern und Energie
aus erneuerbaren Quellen zu unterscheiden ist.

Es sollten folgende Technologien beriicksichtigt werden:

a) Industricabwérme und -kélte;

b) Abfallverbrennung;

¢) hocheffiziente KWK;

d) ernecuerbare Energiequellen (z. B. Geothermie, Solarthermie und Bio-
masse), die nicht fiir die hocheffiziente KWK genutzt werden;

e) Wirmepumpen;

f) Verringerung der Wirme- und Kailteverluste bestehender Fernwirme- bzw.
-kiltenetze.

8. Diese Analyse des wirtschaftlichen Potenzials muss folgende Schritte und
Erwidgungen umfassen:

a) Erwigungen:

i) Die Kosten-Nutzen-Analyse gemil Artikel 14 Absatz 3 muss eine
wirtschaftliche Analyse, die soziodkonomischen und &kologischen
Faktoren Rechnung trégt (?), sowie eine finanzielle Analyse, in der
die Projekte aus Investorensicht bewertet werden, umfassen. Sowohl
bei der wirtschaftlichen als auch bei der finanziellen Analyse ist der
Kapitalwert (Net Present Value) als Bewertungskriterium zu nutzen;

Aus der Analyse des wirtschaftlichen Potenzials sollte die Menge an Energie (in GWh)

(1

~

hervorgehen, die jdhrlich mit jeder analysierten Technologie erzeugt werden kann. Zu-
dem sollten die Beschrankungen und Wechselbeziehungen innerhalb des Energieversor-
gungssystems berticksichtigt werden. Bei der Analyse konnen Modelle angewandt wer-
den, die auf Annahmen hinsichtlich der fiir gebrduchliche Arten von Technologien oder
Systemen reprisentativen Betriebsvorgdnge beruhen

(® EinschlieBlich der Bewertung gemidB Artikel 15 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2018/2001.
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ii) das Grundlagenszenario sollte als Ausgangspunkt dienen und den be-
stehenden strategischen Maflnahmen zum Zeitpunkt der Erstellung die-
ser umfassenden Bewertung (') Rechnung tragen; dabei sollte eine
Verbindung zu den gemdfl Teil I und Teil II Nummer 6 dieses An-
hangs erhobenen Daten hergestellt werden;

iii) Alternativen zum Grundlagenszenario miissen den Zielen der
Verordnung (EU) 2018/1999 in den Bereichen Energieeffizienz und
erneuerbare Energien Rechnung tragen. Jedes Szenario muss einen
Vergleich folgender Elemente mit dem Grundlagenszenario umfassen:

— wirtschaftliches Potenzial der untersuchten Technologien bei An-
wendung des Kapitalwerts als Kriterium;

— Verringerung der Treibhausgasemissionen;
— Primérenergieeinsparungen in GWh pro Jahr;

— Auswirkungen auf den Anteil der erneuerbaren Energien am na-
tionalen Energieversorgungsmix;

Szenarien, die aus technischen oder finanziellen Griinden oder auf-
grund nationaler Rechtsvorschriften nicht durchfithrbar sind, kénnen
in einer frithen Phase der Kosten-Nutzen-Analyse ausgeschlossen wer-
den, falls sorgfiltige, ausdriicklich benannte und ausfiihrlich dokumen-
tierte Uberlegungen dies rechtfertigen.

Bei der Bewertung und Entscheidungsfindung sollten Kosten und
Energieeinsparungen, die sich aus der erhohten Flexibilitdt bei der
Energieversorgung und aus einem optimierten Betrieb der Elektrizitéts-
netze in den analysierten Szenarien ergeben, beriicksichtigt werden,
einschlieflich vermiedener Kosten und Einsparungen durch geringere
Infrastrukturinvestitionen.

b) Kosten und Nutzen

Kosten und Nutzen gemdB Nummer 8 Buchstabe a miissen mindestens
Folgendes umfassen:

i) Nutzen:
— Nutzwert fiir den Verbraucher (Warme, Kélte und Strom);

— soweit moglich, externer Nutzen, z. B. mit Blick auf die Umwelt,
die Treibhausgasemissionen, die Gesundheit und die Sicherheit;

— soweit moglich, Auswirkungen auf Arbeitsmarkt, Energieversor-
gungssicherheit und Wettbewerbsfahigkeit;

ii) Kosten:
— Kapitalkosten von Anlagen und Ausriistungen;
— Kapitalkosten der dazugehorigen Energienetze;
— variable und feste Betriebskosten;
— Energiekosten;

— soweit moglich, Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitskosten;

(") Im Grundlagenszenario sind MaBnahmen zu beriicksichtigen, die bis zum Ende des

Jahres vor dem Jahr erlassen wurden, bis zu dessen Ende die umfassende Bewertung
vorzunehmen ist. MaBnahmen, die innerhalb eines Jahres vor dem Ende der Frist fiir die
Einreichung der umfassenden Bewertung erlassen wurden, brauchen somit nicht beriick-
sichtigt zu werden.
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<)

d

©)

— soweit moglich, Kosten in den Bereichen Arbeitsmarkt, Energiever-
sorgungssicherheit und Wettbewerbsfahigkeit.

Relevante Szenarien im Vergleich zum Grundlagenszenario:

Alle relevanten Alternativen zum Grundlagenszenario sind in Betracht zu
ziehen, einschlielich der Rolle einer effizienten individuellen Warme- und
Kalteversorgung.

i) Die Kosten-Nutzen-Analyse kann sich auf eine Bewertung eines Pro-
jekts oder auf die Bewertung einer Gruppe von Projekten im Hinblick
auf eine umfassendere lokale, regionale oder nationale Bewertung er-
strecken, um fiir ein bestimmtes geografisches Gebiet fiir Planungs-
zwecke die kostenwirksamste und zweckmédBigste Losung fiir die
Wirme- oder Kélteversorgung im Vergleich zum Grundlagenszenario
zu ermitteln;

ii

=

die Mitgliedstaaten benennen die zustindigen Behorden, die fiir die
Durchfithrung der Kosten-Nutzen-Analysen nach Artikel 14 verantwort-
lich sind. Sie geben die detaillierten Methoden und Annahmen nach
diesem Anhang vor, stellen die Verfahren fiir die wirtschaftliche Ana-
lyse auf und machen diese 6ffentlich bekannt.

Grenzen und integrierter Ansatz:

i) Die geografischen Grenzen miissen ein geeignetes und genau definier-
tes geografisches Gebiet umfassen;

ii) die Kosten-Nutzen-Analyse muss alle innerhalb des Systems und der
geografischen Grenzen verfligbaren relevanten zentralen und dezentra-
len Versorgungsressourcen, einschlieBlich Technologien gemaB Teil 111
Nummer 7, sowie Entwicklungen und Merkmale des Warme- und Kaél-
tebedarfs beriicksichtigen.

Annahmen:

i) Fir die Zwecke der Kosten-Nutzen-Analysen treffen die Mitgliedstaa-
ten Annahmen zu den Preisen wichtiger Input- und Output-Faktoren
und zum Abzinsungssatz;

ii) der bei der wirtschaftlichen Analyse zur Berechnung des Kapitalwerts
verwendete Abzinsungssatz wird gemdf3 den europdischen oder natio-
nalen Leitlinien ausgewéhlt;

iii) die Mitgliedstaaten nutzen Prognosen fiir die nationalen, europdischen
oder internationalen Energiepreisentwicklungen, falls dies in ihrem na-
tionalen und/oder regionalen/lokalen Kontext zweckmaBig ist;

iv) die bei der wirtschaftlichen Analyse verwendeten Preise miissen sozio-
okonomische Kosten und Vorteile widerspiegeln. Externe Kosten wie
die Folgen fiir Umwelt und Gesundheit sollten beriicksichtigt werden,
soweit dies moglich ist, d. h. wenn es Marktpreise gibt oder wenn dies
bereits in europdischen oder nationalen Rechtsvorschriften vorgesehen
1st.

Sensitivitdtsanalyse:

i) Es wird eine Sensitivitdtsanalyse einbezogen, um Kosten und Nutzen
eines Projekts oder einer Gruppe von Projekten auf der Grundlage varia-
bler Faktoren, die sich erheblich auf das Ergebnis der Berechnungen
auswirken, wie z. B. unterschiedlicher Energiepreise, Diskontsdtze und
sonstiger variabler Faktoren, zu bewerten.
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Teil 1V

POTENZIELLE NEUE STRATEGIEN UND STRATEGISCHE
MABNAHMEN

9. Uberblick iiber neue gesetzgeberische und andere strategische MaBnahmen (1),
mit denen das gemd den Nummern 7 und 8 ermittelte wirtschaftliche Po-
tenzial erschlossen werden soll, zusammen mit den Erwartungen fiir

a) die Verringerung der Treibhausgasemissionen;

b) die Primérenergieeinsparungen in GWh pro Jahr;

c) die Auswirkungen auf den Anteil der hocheffizienten KWK;

d) die Auswirkungen auf den Anteil der erneuerbaren Energiequellen am
nationalen Energieversorgungsmix und am Wirme- und Kailteversorgungs-

sektor;

e) Zusammenhidnge mit nationalen Finanzprogrammen und Kosteneinsparun-
gen fiir den offentlichen Haushalt und die Marktteilnehmer;

f) etwaige Offentliche Fordermalinahmen mit ihrem jahrlichen Haushalt und
der Ermittlung eines moglichen Beihilfeelements.

(*) Dieser Uberblick muss FinanzierungsmaBnahmen und -programme enthalten, die wéh-
rend der umfassenden Bewertung verabschiedet werden konnten, ohne dabei einer se-
paraten Notifizierung der staatlichen Forderregelungen fiir eine beihilferechtliche Priifung
vorzugreifen.
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ANHANG IX
KOSTEN-NUTZEN-ANALYSE

Teil 2
Grundsitze fiir die Zwecke von Artikel 14 Absdtze 5 und 7

Die Kosten-Nutzen-Analysen liefern Informationen fiir die in Artikel 14 Absitze
5 und 7 genannten Mafinahmen:

Wird die Errichtung einer reinen Stromerzeugungsanlage oder einer Anlage ohne
Wiérmeriickgewinnung geplant, so wird die geplante Anlage oder die geplante
Modernisierung mit einer gleichwertigen Anlage verglichen, bei der dieselbe
Menge an Strom oder an Prozesswiarme erzeugt, jedoch Abwiarme riickgefiihrt
und Wirme mittels hocheffizienter KWK und/oder Fernwdrme- und Fernkilte-
netze abgegeben wird.

Bei der Bewertung werden innerhalb festgelegter geografischer Grenzen die ge-
plante Anlage und etwaige geeignete bestehende oder potenzielle Wéarmebedarfs-
punkte, die tiber die Anlage versorgt werden konnten, beriicksichtigt, wobei den
praktischen Moglichkeiten (z. B. technische Machbarkeit und Entfernung) Rech-
nung zu tragen ist.

Die Systemgrenze wird so festgelegt, dass sie die geplante Anlage und die
Wairmelasten umfasst, beispielsweise Gebdude und Industrieprozesse. Innerhalb
dieser Systemgrenze sind die Gesamtkosten fiir die Bereitstellung von Wiarme
und Strom fiir beide Félle zu ermitteln und zu vergleichen.

Die Wirmelasten umfassen bestehende Warmelasten wie Industrieanlagen oder
vorhandene Fernwirmesysteme sowie — in stidtischen Gebieten — die War-
melasten und -kosten, die bestehen wiirden, wenn eine Gebaudegruppe oder ein
Stadtteil ein neues Fernwirmenetz erhielte und/oder an ein solches angeschlossen
wiirde.

Die Kosten-Nutzen-Analyse stiitzt sich auf eine Beschreibung der geplanten
Anlage und der Vergleichsanlage(n); diese umfasst — gegebenenfalls — die
elektrische und thermische Kapazitit, den Brennstofftyp, die geplante Verwen-
dung und die geplante Anzahl der Betriebsstunden pro Jahr, den Standort und
den Bedarf an Strom und Wirme.

Fiir die Zwecke des Vergleichs werden der Warmeenergiebedarf und die Arten
der Wirme- und Kalteversorgung, die von den nahe gelegenen Wérmebedarfs-
punkten genutzt werden, beriicksichtigt. In den Vergleich flieen die infrastruk-
turbezogenen Kosten der geplanten Anlage und der Vergleichsanlage ein.

Die Kosten-Nutzen-Analyse zum Zwecke von Artikel 14 Absatz 5 beinhaltet eine
wirtschaftliche Analyse unter Beriicksichtigung einer Finanzanalyse, die Auf-
schluss tiber die tatsdchlichen Cashflow-Transaktionen gibt, die sich aus Inves-
titionen in einzelne Anlagen und deren Betrieb ergeben.

Ein positives Ergebnis der Kosten-Nutzen-Analyse eines Projekts liegt vor, wenn
in der wirtschaftlichen Analyse und in der Finanzanalyse der abgezinste Gesamt-
nutzen die abgezinsten Gesamtkosten tibersteigt (positives Kosten-Nutzen-Ergeb-
nis).

Die Mitgliedstaaten legen Leitgrundsitze fiir die Methodik, die Annahmen und
den zeitlichen Rahmen der wirtschaftlichen Analyse fest.

Die Mitgliedstaaten konnen von den Unternehmen, die fiir den Betrieb von ther-
mischen Stromerzeugungsanlagen, Industrieanlagen sowie Fernwirme- und Fern-
kéltenetzen zusténdig sind, oder von anderen Parteien, auf die sich die festgelegte
Systemgrenze und geografische Grenze auswirkt, Angaben verlangen, die zur
Bewertung von Kosten und Nutzen einzelner Anlagen verwendet werden.
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ANHANG X
Herkunftsnachweis fiir Strom aus hocheffizienter KWK
a) Die Mitgliedstaaten tragen dafiir Sorge, dass
i) der Herkunftsnachweis fiir Strom aus hocheffizienter KWK

— den Erzeugern den Nachweis ermoglicht, dass der von ihnen verkaufte
Strom aus hocheffizienter KWK stammt und auf Antrag des Erzeugers
zu diesem Zweck ausgestellt wird;

— genau, zuverldssig und betrugssicher ist;
— elektronisch ausgestellt, tibermittelt und annulliert wird;

ii) eine Energieeinheit aus hocheffizienter KWK stets nur einmal angerechnet
wird.

b) Der Herkunftsnachweis gemill Artikel 14 Absatz 10 enthélt mindestens fol-
gende Angaben:

i) Bezeichnung, Standort, Typ und (thermische und elektrische) Kapazitét
der Anlage, in der die Energie erzeugt wurde;

ii) Erzeugungszeitpunkte und -orte;

iii) unterer Heizwert des Primérenergietrdgers, aus dem der Strom erzeugt
wurde;

iv) Menge und Verwendung der zusammen mit dem Strom erzeugten
Wirme;

v) Menge an Strom aus hocheffizienter KWK gemédfl Anhang II, fiir die der
Nachweis ausgestellt wird,

vi) Primirenergieeinsparungen, die gemifl Anhang II auf der Grundlage der
in Anhang II Buchstabe f genannten harmonisierten Wirkungsgrad-Re-
ferenzwerte berechnet worden sind;

vii) elektrischer und thermischer Nennwirkungsgrad der Anlage;

viii) ob und in welchem Umfang die Anlage Gegenstand von Investitions-
forderung war;

ix) ob und in welchem Umfang die betreffende Energieeinheit in irgendeiner
anderen Weise Gegenstand einer nationalen Forderregelung war, und Art
der Forderregelung;

x) Datum der Inbetriecbnahme der Anlage;

xi) Ausstellungsdatum und ausstellendes Land sowie eine eindeutige Kenn-
nummer.

Der Herkunftsnachweis gilt standardméaBig fiir | MWh. Er bezieht sich auf die
an der Auflenseite der Anlage gemessene und in das Netz eingespeiste Nett-
ostromerzeugung.
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ANHANG XI

Energieeffizienzkriterien fiir die Regulierung von Energienetzen und fiir
Stromnetztarife

1. Netztarife miissen Kosteneinsparungen in Netzen, die durch nachfrageseitige
und Laststeuerungs-Mafinahmen (Demand Response) sowie durch dezentrale
Erzeugung erzielt wurden, darunter Einsparungen durch Senkung der Bereit-
stellungskosten oder durch Netzinvestitionen und optimierten Netzbetrieb,
kostenorientiert widerspiegeln.

2. Netzregulierung und Netztarife diirfen Netzbetreiber oder Energieeinzelhandler
nicht daran hindern, Systemdienste fiir Laststeuerungs-Mafinahmen, Nachfra-
gemanagement und dezentrale Erzeugung auf organisierten Strommaérkten zur
Verfiigung zu stellen, insbesondere:

a) Lastverlagerung von Spitzenzeiten in Nebenzeiten durch Endkunden unter
Beriicksichtigung der Verfiigbarkeit von Energie aus erneuerbaren Quellen,
aus KWK und dezentraler Erzeugung;

b) Energieeinsparungen infolge der Laststeuerung beziiglich dezentraler Ver-
braucher durch Energieaggregatoren;

¢) Nachfrageverringerung infolge von EnergieeffizienzmaBBnahmen seitens
Energiedienstleistern, darunter Energiedienstleistungsunternehmen;

d) Anbindung und Einsatz von Erzeugungsquellen auf niedrigeren Span-
nungsebenen;

e) Anbindung von Erzeugungsquellen an verbrauchsndheren Standorten;

f) Energiespeicherung.

Im Sinne dieser Bestimmung umfasst der Begriff ,,organisierte Strommérkte*
auBlerborsliche Markte und Stromborsen zum Handel mit Energie, Kapazitit,
Ausgleichs- und Hilfsdiensten in allen Zeitrastern, einschlielich Termin-
markte, Day-Ahead- und Intraday-Mirkte.

3. Netz- oder Einzelhandelstarife konnen einer dynamischen Tarifierung im Hin-
blick auf Laststeuerung-Maflnahmen seitens der Endkunden forderlich sein,
wie z. B.

a) nutzungszeitspezifische Tarife;
b) Tarifierung in kritischen Spitzenzeiten;

c) Echtzeit-Tarifierung;

d) Spitzenzeitenrabatte.
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ANHANG XII

ENERGIEEFFIZIENZANFORDERUNGEN AN UBERTRAGUNGS- UND
VERTEILERNETZBETREIBER

Die Ubertragungs- und Verteilernetzbetreiber sind verpflichtet,

a) ihre Standardregeln fiir die Ubernahme und Teilung der Kosten fiir technische
Anpassungen — wie Netzanschliisse, Ausbau bestehender und Einrichtung
neuer Netze, verbesserten Netzbetrieb und Regeln fir die diskriminierungs-
freie Anwendung der Netzkodizes, die Voraussetzung fiir die Einbindung
neuer Erzeuger sind, die Strom aus hocheffizienter KWK in das Verbundnetz
einspeisen — aufzustellen und zu verdffentlichen;

b) neuen Erzeugern von Strom aus hocheffizienter KWK, die Netzanschluss
wiinschen, in umfassender Weise die dazu erforderlichen Informationen be-
reitzustellen, darunter

i) einen umfassenden und detaillierten Voranschlag der durch den Anschluss
entstehenden Kosten;

i) einen angemessenen und genauen Zeitplan fiir die Entgegennahme und
die Bearbeitung des Antrags auf Anschluss an das Netz;

iii) einen angemessenen Richtzeitplan fiir jeden vorgeschlagenen Netz-
anschluss. Die Dauer des Gesamtverfahrens zur Erlangung eines Netz-
anschlusses sollte — unter Beriicksichtigung der Zumutbarkeit und der
Gleichbehandlung — 24 Monate nicht iibersteigen;

¢) standardisierte und vereinfachte Verfahren fiir den Anschluss dezentraler Er-
zeuger von Strom aus hocheffizienter KWK bereitzustellen, um deren Netz-
anschluss zu erleichtern.

Die in Buchstabe a genannten Standardregeln miissen sich auf objektive, trans-
parente und nichtdiskriminierende Kriterien stiitzen, die insbesondere siamtliche
Kosten und Vorteile des Anschlusses jener Erzeuger an das Netz beriicksichtigen.
Sie konnen verschiedene Arten von Anschliissen vorsehen.
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ANHANG XII

Mindestelemente in Energieleistungsvertrigen mit dem offentlichen Sektor
oder in den zugehorigen Ausschreibungsbedingungen

— Klare und transparente Aufstellung der durchzufiihrenden EffizienzmafBnah-
men oder der zu erzielenden Effizienzergebnisse.

— Mittels Durchfithrung der Vertragsmafinahmen zu erzielende garantierte Ein-
sparungen.

— Vertragslaufzeit und -zwischenziele, Kiindigungsbedingungen und -fristen.
— Klare und transparente Aufstellung der Verpflichtungen jeder Vertragspartei.
— Fiir die Ermittlung der erzielten Einsparungen mafBgebliche(s) Datum/Daten.
— Klare und transparente Aufstellung der zur Durchfiihrung einer Mafinahme
oder eines Mafnahmenpakets zu unternechmenden Schritte und, sofern rele-

vant, der dazugehorigen Kosten.

— Verpflichtung zur vollstdndigen Durchfiihrung der Vertragsmafinahmen und
Dokumentation aller im Laufe des Projekts vorgenommenen Anderungen.

— Vorschriften zur Einbeziehung gleichwertiger Anforderungen in alle Unter-
auftrdge an Dritte.

— Klare und transparente Angabe der finanziellen Implikationen des Projekts
und Aufteilung der erzielten monetiren Einsparungen zwischen den Parteien
(d. h. Bezahlung des Dienstleisters).

— Klare und transparente Bestimmungen zur Messung und Uberpriifung der
erzielten garantierten Einsparungen, Qualitdtskontrollen und Garantien.

— Bestimmungen zur Kldrung des Verfahrens zum Umgang mit sich wandeln-
den Rahmenbedingungen, die den Vertragsinhalt und das Vertragsergebnis
beriihren (d. h. sich dndernde Energiepreise, Nutzungsintensitdt der Anlage).

— Detaillierte Informationen zu den Verpflichtungen jeder Vertragspartei und zu
den Sanktionen bei Nichteinhaltung.
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ANHANG XV
Entsprechungstabelle
Richtlinie 2004/8/EG Diese Richtlinie

Artikel 1 Artikel 1 Absatz 1
Artikel 2 Artikel 1 Absatz 1
Artikel 3 Buchstabe a Artikel 2 Nummer 30
Artikel 3 Buchstabe b Artikel 2 Nummer 32
Artikel 3 Buchstabe ¢ Artikel 2 Nummer 31
Artikel 3 Buchstabe d Artikel 2 Nummer 33
Artikel 3 Buchstaben e und f —

Artikel 3 Buchstabe g Artikel 2 Nummer 35
Artikel 3 Buchstabe h —

Artikel 3 Buchstabe i Artikel 2 Nummer 34
Artikel 3 Buchstabe j —

Artikel 3 Buchstabe k Artikel 2 Nummer 36
Artikel 3 Buchstabe 1 Artikel 2 Nummer 37
Artikel 3 Buchstabe m Artikel 2 Nummer 39
Artikel 3 Buchstabe n Artikel 2 Nummer 38

Artikel 3 Buchstabe o —

— Artikel 2 Nummern 40, 41, 42, 43 und

44
Artikel 4 Absatz 1 Anhang II Buchstabe f Nummer 1
Artikel 4 Absatz 2 Artikel 14 Absatz 10 Unterabsatz 2
Artikel 4 Absatz 3 —
Artikel 5 Artikel 14 Absatz 10 Unterabsatz lund
Anhang X
Artikel 6 Artikel 14 Absidtze 1 und 3 und An-

hinge VIII und IX

Artikel 7 Absatz 1 Artikel 14 Absatz 11

Artikel 7 Absitze 2 und 3 —

Artikel 8 Artikel 15 Absatz 5

— Artikel 15 Absitze 6, 7, 8 und 9

Artikel 9 —

Artikel 10 Absétze 1 und 2 Artikel 14 Absatz 1, Artikel 24 Absatz
2 und Anhang XIV Teil 2

Artikel 10 Absatz 3 Artikel 24 Absatz 6

Artikel 11 Artikel 24 Absatz 3

— Artikel 24 Absatz 5
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Richtlinie 2004/8/EG

Diese Richtlinie

Artikel 12 Absdtze 1 und 3 —
Artikel 12 Absatz 2 Anhang II Buchstabe ¢
Artikel 13 Artikel 22 Absatz 2
Artikel 14 —
Artikel 15 Artikel 28
Artikel 16 —
Artikel 17 Artikel 29
Artikel 18 Artikel 30
Anhang 1 Anhang 1 Teil II
Anhang 11 Anhang I Teile I und II letzter Unter-
absatz

Anhang 111 Anhang 11
Anhang 1V Anhang VIII
— Anhang IX

Richtlinie 2006/32/EG Diese Richtlinie
Artikel 1 Artikel 1 Absatz 1
Artikel 2 Artikel 1 Absatz 1
Artikel 3 Buchstabe a Artikel 2 Nummer 1
Artikel 3 Buchstabe b Artikel 2 Nummer 4
Artikel 3 Buchstabe ¢ Artikel 2 Nummer 6
Artikel 3 Buchstabe d Artikel 2 Nummer 5
— Artikel 2 Nummern 2 und 3
Artikel 3 Buchstabe e Artikel 2 Nummer 7
Artikel 3 Buchstabe f, g, h und i —
— Artikel 2 Nummern 8 bis 19
Artikel 3 Buchstabe j Artikel 2 Nummer 27
— Artikel 2 Nummer 28
Artikel 3 Buchstabe k —
Artikel 3 Buchstabe 1 Artikel 2 Nummer 25
— Artikel 2 Nummer 26
Artikel 3 Buchstabe m —
Artikel 3 Buchstabe n Artikel 2 Nummer 23
Artikel 3 Buchstabe o Artikel 2 Nummer 20
Artikel 3 Buchstabe p Artikel 2 Nummer 21
Artikel 3 Buchstabe q Artikel 2 Nummer 22
Artikel 3 Buchstaben r und s —

Artikel 2 Nummern 24, 29, 44 und 45




0201210027 — DE — 04.05.2023 — 011.001 — 67

Richtlinie 2006/32/EG

Diese Richtlinie

— Artikel 3

— Artikel 4
Artikel 4 _

Artikel 5 Artikel 5 und 6

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a

Artikel 7 Absatz 8 Buchstaben a und b

Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b

Artikel 18 Absatz 3

Artikel 6 Absatz 2

Artikel 7 Absitze 1, 5, 6, 7, 9, 10, 11
und 12

Artikel 7 Absidtze 2 und 3

Artikel 6 Absatz 3

Artikel 18 Absatz 2 Buchstaben b und
c

Artikel 6 Absatz 5

Artikel 7

Artikel 17

Artikel 8

Artikel 16 Absatz 1

Artikel 16 Absitze 2 und 3

Artikel 9 Absatz 1

Artikel 19

Artikel 9 Absatz 2

Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe d
Ziffer i

Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben a, b,
¢, d Ziffer ii und Buchstabe e

Artikel 10 Absatz 1

Artikel 15 Absatz 4

Artikel 10 Absatz 2

Artikel 15 Absatz 3

Artikel 15 Absétze 7, 8 und 9

Artikel 11

Artikel 20

Artikel 12 Absatz 1

Artikel 8 Absatz 1

Artikel 12 Absatz 2

Artikel 8 Absitze 2, 3, 4, 5, 6 und 7

Artikel 12 Absatz 3

Artikel 13 Absatz 1

Artikel 9

Artikel 13 Absatz 2

Artikel 10 und Anhang VII Nummer
1.1

Artikel 13 Absatz 3

Anhang VII Nummern 1.2 und 1.3

Artikel 11

Artikel 12

Artikel 13

Artikel 15 Absitze 1 und 2

Artikel 18 Absatz 2 Buchstaben a
und d

Artikel 21

Artikel 14 Absitze 1 und 2

Artikel 24 Absitze 1 und 2

Artikel 14 Absatz 3




0201210027 — DE — 04.05.2023 — 011.001 — 68

Richtlinie 2006/32/EG

Diese Richtlinie

Artikel 14 Absitze 4 und 5

Artikel 24 Absatz 3

Artikel 24 Absitze 4 und 7 bis 11

Artikel 22 Absatz 1

Artikel 15 Absatz 1

Artikel 22 Absatz 2

Artikel 15 Absatz 2, 3 und 4

— Artikel 23
— Artikel 25
Artikel 16 Artikel 26
Artikel 17 Artikel 27
Artikel 18 Artikel 28
Artikel 19 Artikel 29
Artikel 20 Artikel 30
Anhang 1 —

Anhang 11 Anhang 1V
Anhang II1 —

Anhang IV —

Anhang V —

Anhang VI Anhang 111
— Anhang V
— Anhang VI
— Anhang VII
— Anhang XI
— Anhang XII

Anhang XIII

Anhang XIV

Anhang XV




	Konsolidierter Text: Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Ratesvom 25. Oktober 2012
	Geändert durch:
	Berichtigt durch:

	Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012  zur Energieeffizienz, zur Änderung der Richtlinien 2009/125/EG und 2010/30/EU und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG  (Text von Bedeutung für den EWR)
	KAPITEL I  GEGENSTAND, GELTUNGSBEREICH, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN UND ENERGIEEFFIZIENZZIELE
	Artikel 1  Gegenstand und Geltungsbereich
	Artikel 2  Begriffsbestimmungen
	Artikel 3  Energieeffizienzziele

	KAPITEL II  EFFIZIENZ BEI DER ENERGIENUTZUNG
	Artikel 5  Vorbildcharakter der Gebäude öffentlicher Einrichtungen
	Artikel 6  Beschaffung durch öffentliche Einrichtungen
	Artikel 7  Energieeinsparverpflichtung
	Artikel 7a Energieeffizienzverpflichtungssysteme
	Artikel 7b Alternative strategische Maßnahmen
	Artikel 8  Energieaudits und Energiemanagementsysteme
	Artikel 9  Erdgasverbrauchserfassung
	Artikel 9a Verbrauchserfassung für die Wärme- und Kälteversorgung sowie die Warmwasserbereitung für den häuslichen Gebrauch
	Artikel 9b Einzelverbrauchserfassung (Sub-metering) und Kostenverteilung für die Wärme-, Kälte- und Trinkwarmwasserversorgung
	Artikel 9c Fernablesungsanforderung
	Artikel 10  Abrechnungsinformationen für Erdgas
	Artikel 10a Abrechnungs- und Verbrauchsinformationen zur Wärme-, Kälte- und Trinkwarmwasserversorgung
	Artikel 11  Kosten des Zugangs zu �Verbrauchserfassungs-� und Abrechnungsinformationen für Erdgas
	Artikel 11a Kosten für den Zugang zu �Verbrauchserfassungs-� und �Abrechnungs-� und Verbrauchsinformationen für die Wärme-, Kälte- und Trinkwarmwasserversorgung
	Artikel 12  Programm für informierte und kompetente Verbraucher
	Artikel 13  Sanktionen

	KAPITEL III  EFFIZIENZ BEI DER ENERGIEVERSORGUNG
	Artikel 14  Förderung von Effizienz bei der Wärme- und Kälteversorgung
	Artikel 15  Energieumwandlung, -übertragung bzw. -fernleitung und -verteilung

	KAPITEL IV  HORIZONTALE BESTIMMUNGEN
	Artikel 16  Verfügbarkeit von �Qualifizierungs-�, �Akkreditierungs-� und Zertifizierungssystemen
	Artikel 17  Information und Ausbildung
	Artikel 18  Energiedienstleistungen
	Artikel 19  Sonstige Maßnahmen zur Förderung von Energieeffizienz
	Artikle 20  Nationaler Energieeffizienzfonds, Finanzierung und technische Unterstützung
	Artikel 21  Umrechnungsfaktoren

	KAPITEL V  SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	Artikel 22  Delegierte Rechtsakte
	Artikel 23  Ausübung der Befugnisübertragung
	Artikel 24  Überprüfung und Überwachung der Durchführung
	Artikel 25  Online-Plattform
	Artikel 26  Ausschussverfahren
	Artikel 27  Änderungen und Aufhebungen
	Artikel 28  Umsetzung
	Artikel 29  Inkrafttreten
	Artikel 30  Adressaten

	ANHANG I ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE FÜR DIE BERECHNUNG DER STROMMENGE AUS KWK
	ANHANG IIVERFAHREN ZUR BESTIMMUNG DER EFFIZIENZ DES �KWK-�PROZESSES
	ANHANG III ENERGIEEFFIZIENZANFORDERUNGEN FÜR DIE BESCHAFFUNG VON PRODUKTEN, DIENSTLEISTUNGEN UND GEBÄUDEN DURCH ZENTRALREGIERUNGEN
	ANHANG IV ENERGIEGEHALT AUSGEWÄHLTER BRENNSTOFFE FÜR DEN ENDVERBRAUCH — UMRECHNUNGSTABELLE
	ANHANG V Gemeinsame Methoden und Grundsätze zur Berechnung der Auswirkungen der Energieeffizienzverpflichtungssysteme oder anderer strategischer Maßnahmen nach Artikel 7, 7a und 7b und nach Artikel 20 Absatz 6
	ANHANG VI Mindestkriterien für Energieaudits einschließlich derjenigen, die als Teil von Energiemanagementsystemen durchgeführt werden
	ANHANG VII Mindestanforderungen an die Abrechnung und die Abrechnungsinformationen auf der Grundlage des tatsächlichen Erdgasverbrauchs
	ANHANG VIIA Mindestanforderungen an die �Abrechnungs-� und die Verbrauchsinformationen zur Wärme-, Kälte- und Trinkwarmwasserversorgung
	ANHANG VIII Potenzial für eine effiziente Wärme- und Kälteversorgung
	ANHANG IX KOSTEN-NUTZEN-ANALYSE
	ANHANG X Herkunftsnachweis für Strom aus hocheffizienter KWK
	ANHANG XI Energieeffizienzkriterien für die Regulierung von Energienetzen und für Stromnetztarife
	ANHANG XII ENERGIEEFFIZIENZANFORDERUNGEN AN ÜBERTRAGUNGS- UND VERTEILERNETZBETREIBER
	ANHANG XIII Mindestelemente in Energieleistungsverträgen mit dem öffentlichen Sektor oder in den zugehörigen Ausschreibungsbedingungen
	ANHANG XV


